


BAYERN IM HERBST 
ist der Titel einer 
Dokumentation über die 
Herbstaktionstage gegen 
den atomaren Waahnsinn im 
Oktober 1987, die jetzt vom 
li'ägerkreis herausgegeben 
wurde. 

Zahlreiche Fotos zeigen die phantasievol­
len Aktionen derWAA-Gegnerlnnen am 8. 
- 10. Oktober in der Oberpfalz und dar­
überhinaus. Auch die Durchsatzung der 
Demonstration zum Bauzaun am Sams­
tag und das brutale Vorgehen der Polizei 
werden dokumentiert. 
Die verschiedenen Textbeiträge geben 
Aufschluß über die Auseinandersetzun­
gen während der Vorbereitung der Ak­
tionstage, und heben die verschiedenen 
inhaltlichen Schwerpunkte aller an den 
Vorbereitungen beteiligten Gruppen her­
vor. 
SchileBlieh enthält die Broschüre einen 
umfangreichen Bewertungs- und Ein­
schätzungsteil, wo nicht nur eine kriti­
sche Bilanz der Herbstaktionen gezogen 
wird, sondern vor allem die Perspektiven 
von Friedensbewegung, Maxhütte und 
Anti-AKW-Bewegung im Kampf gegen 
die WAA und Atomanlagen aufgezeigt 
werden. 

Preis: Bis zu 5 Heften DM 6.­
FürWiederverkäufer ab 56 Stück DM 5.­
Einzelbestellungen können in Briefmar­
ken bezahlt werden oder im voraus auf 
das Sonderkonto E. Wellnhofer Nr. 
380 566 745 bei der Stadtsparkasse 
Schwandorf, Stichwort " ... Mal Bayern 
im Herbst", überwiesen werden. 
Sammelbestellungen 
(gegen Rechnung) an: 
c/o Grüne Zeiten, 
Christophstraße 1 
8000 München 22 
Tel.: 0 89/22 49 39 

ACHTUNG-ACHTUNG-ACHTUNG 

Ab sofort verkaufen wir die Radi-Aktiv 
Hefte Nr. 4 - 15 zusammen für nur 10 
DM plus Porto. 
Einzelne Hefte gibt es ab Nr. 4 für 1 DM 
plus Porto. 
Natürlich nursolange der Vorrat reicht. 
Bestellungen bitte telefonisch oder 
schriftlich beim Radi-Aktiv-Büro. 

TERMINE • TERMINE • TERMINE 

ln Bayern finden wieder regelmäßige 
Treffen der Anti-WAA-Bewegung statt. 
Alle 8 Wochen trifft sich das Bayeri­
sche Anti-Atom-Plenum (ehemals: LA­
KO) an wechselnden Standorten. 
Nächstes Treffen: 9. April um 13 Uhr in 
Landshut 
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INFO-READER 
zu Atomtransporten 

Aus dem Inhalt: 

- aktuelle Standortkarte 
- Atommüllmengen im Überblick 
- Beschreibung der einzelnen Anlagen 

der Brennstoffspirale 
- Atomtransporte zwischen Uranabbau 

und Endlager 
- Transportwege und Transportziele, 

heute und in Zukunft 
- Eigenschaften von transportierten 

Stoffen 
- Transportbehälter 
- unfallfreier Transport 
- Unfälle und ihre Folgen 
- Wirkung von Radioaktivität 
auf den Menschen 
- Was sind remradgraysievert­

becquerel? 
- Kritik der "Grenzwerte" • .• 

Zu bestellen ab Mitte Mlrz bei: 
Nürnberger BI gegen die WAA 
c/o Stadtteilzentrum DESI 
Brückenstraße 23 
85 Nürnberg 90 

Herbstaktionen 
gegen 

den atomaren 
Wahnsinn 

8. -10. 
Oktober 87 

Nichts (mehr) zu den Schüssen an der 
Startbahn! 

Seit Redaktionschluß der letzten RADI 
AKTIV- nunmehr gab es zwar jede Men­
ge Veranstaltungen zum Thema, z.B. am 
18. November in Wackersdorf, und in der 
"Szene" wurde, zum Teil äußerst kontro­
vers, diskutiert. Uns erreichten jedoch 
keine relvanten schriftlichen Diskussions­
beiträge. Somit verzichten wir in dieser 
Ausgabe darauf, unseren eigenen Senf 
dazuzugeben und verweisen auf zwei 
kürzlich erschienene Publikationen: 
- atom, Nr. 18/19 (6.-). Adresse: Post­
fach 1945, 3400 Göttingen. 
- Aktionen, Nr. 31 (4.-). Adresse: c/o U­
bertäres Zentrum, Kriegkstr. 38, 6000 
Frankfurt/M. 

-BIInfo20 
zu beziehen Ober 

BOrgerinitiative gegen 
die Flughafenerweiterung 
c/oHelgaArnold 
Wllh. Leuschner Str 50a 
6082 Mörtelden 
Tel. 0 81 05-3726 
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Bestellungen: 

RADI AKTIV 
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Tel.: Mi von 17-19 Uhr 

0911/28 89 46 

Einzelpreis: 4,-DM 

Ein Jahresabo <5 Ausgaben> 
kostet incl. Porto 25,-DM. 
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DM. 
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Bebauungsplan für die WAA 

Der Bebauungsplan fOr die WAA Ist un· 
gültig, nichtig, Makulatur? Dies stellte 
der Verwaltungsgerichtshof (VGH) in 
MOnchen, der der sich nun schon seit 
Jahren ln mehreren Verfahren mit der 
WAA herumschlAgt, ln einem Urtellam 
29.1.88 fest. 
Die Reaktionen auf dieses Urteil reich· 
ten von Begeisterung, verhaltener, 
skeptischer Freude bis zu Ignoranz auf 
Selten der DWK und der bayerischen 
Staatsregierung. Oberraschend fOr 
dJejenlgen, die blaJang zumindest am 
Rande die Verfahren ln MOnehen ver­
folgt hatten, war die BegrUndung des 
Urteils: Bei dem Erlaß des Bebauungs­
plans habe die "gebotene Abwlgw.g 
der mit dem Vorhaben unvermeidbm' 
vetbundenen Risiken aus Ionisieren· 
der Strahlung" gefehlt. Die Kllger sei· 
en "unter Verstoß gegen dieses Abwl­
gungsgebot" mit Ihren atomrechtll· 
chen Bedenken gegen den Bau der 
WAA auf spltere atomrechtliche Ge­
nehmlgungsverfahren verwiesen wor­
den. Dies hatten die Kllger auch von 
Anfang an krttlslert. Allerdings waren 
sie mit der Argumentation, die nuklea· 
renGefahren derWAA-der gefährlich­
sten Atomanlage ln der BRD - seien 
von Beginn jeglicher Planung an zu be­
rQckslchtlgen auf taube Ohren gesto­
Ben - und zwar auch bel dem Senat 
des VGH, der nun das vernlchtende Ur­
tell Ober den Bebauungsplan gefAllt 
hat. 

Blick zurOck Pm Zom) 
Das Landratsamt Schwandorf hatt.e nach 
zweijähriger Planung auf Weisung des 
Bayerischen Staatsministerium des Inne­
ren am 14.2.85 einen Bebauungsplan für 
das Gelände der WAA "Westlicher Taxöl­
dener Forst" erlassen. Gegen diesen Be­
bauungsplan strengten vier Kläger, deren 
Grundstücke teilweise unmittelbar an das 
WAA-Gelände anstoßen, ein sog. Nor­
menkontrollverfahren an, mit dem die 
Rechtmäßigkeit des Bebauungsplans 
Oberprüft werden sollte. 
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Zahlreiche Oberpfälzer Bürgerinnen und 
Gemeinden hatten bereits vor Erlaß des 
Bebauungsplans schwere Bedenken ge­
gen den Bebauungsplan und damit ge­
gen den Bau der WAA angemeldet. 
Hauptkritik war selbstredend die nuklear­
spezifische Gefahr, die von solch einer 
Plutoniumanlage ausgeht. Logisch ei­
gentlich, denn der Bebauungsplan wurde 
schließlich für die WAA und als Grundlage 
für die dann zu erteilenden Baugenehmi­
gungen erlassen. Die Behörden versuch­
ten aber schon damals die Bürgerinnen 
mit der sog. Salamitaktik abzuspeisen. 
Die Einwendungen, die die Gefahren ei­
ner solchen Atomanlage mit ihrer radioak­
tiven Strahlung zum Gegenstand hatten, 
sollten die Leute gefälligst Im entspre­
chenden atomrechtlichen Verfahren ein­
bringen. Für den Bebauungsplan zählten 
nur bauleitplanerische Argumente. 

VOH ldlt Bebauungsplan 
fOr wlrbam-StartschuB 
fOr die Rodungsarbeiten 
Am 27.128.11.85 fand eine erste Verhand­
lung in München gegen den Bebauungs­
plan statt. Die Kläger hatten beantragt, 
durch eine einstweilige Anordnung den 
Bebauungsplan vorläufig - und zwar so­
fort - außer Vollzug zu setzen, da er 
rechtswidrig sei: die atomaren Gefahren 
hätten berücksichtigt werden müssen, 
das Grundwasser sei durch die Anlage 
akut gefährdet, das Gebiet erdbebenge­
fährdet und vieles andere mehr (ein aus­
führtlcher Bericht über die Verhandlung 
im RADI-AKTIV Nr. 5) 
Die Landesanwaltschaft als Vertreterio 
des Freistaats Bayern und die DWK hiel­
ten wieder dagegen: die nuklearspezifi­
schen Fragen selen nur Im atomrechtli­
chen Verfahren zu behandeln und im übri­
gen selen die Befürchtungen der Kläger 

Foto: Petra Schramek 

sowieso unbegründet. ln dem Verfahren 
fand eine wirt<Jiche Auseinandersetzung 
mit den vielen Sachverständigengutach­
ten der Kläger, die die Gutachten der 
DWK-Sachverständigen völlig in Frage 
stellten, nicht statt. 
Stattdessen lehnte der VGH die Außer­
Vollzug-Satzung des Bebauungsplans 
mit einer lapidaren Begründung ab: Der 
Hauptantrag der Kläger (den Bebauungs­
plan für nichtig zu erklären, über den jetzt 
entschieden wurde) bleibe "wahrschein­
lich ohne Erfolg. ( ... ) Ein Defizit in der 
planarischen Abwägung liegt nicht vor. 
Zwar setzt sich die Begründung des Be­
bauungsplans mit den radiologischen 
Auswirkungen der geplanten Anlage nur 
ansatzweise und bruchstückhaft ausein­
ander . • • ", aber durch die Aufrechterhal­
tung des Bebauungsplans bis zur Ent­
scheidung über das Hauptsacheverfah­
rendrohten den Klägern nicht so schwere 
Nachteile, daß eine einstweilige Außer­
Vollzug-Satzung des Bebauungsplans 
notwendig sei. 
Tatsächlich war aber dieser damalige Be­
schluß des VGH der StartschuB für die 
Rodungsarbeiten (und für den radikali­
sierten Widerstand der Anti-WAA-Bewe­
gung), auf Grundlage dieses Bebauungs­
plans wurde z.B. die Baugenehmigung 
für das Brennelementelager erteilt, das 
nun schon im Rohbau fertig Ist. Nachteile 
also, die sich vor allem in den sog. Sach­
zwängen manifestieren. Denn sind erst 
einmal einige Millionen veroaut, dann 
wird erfahrungsgemäß ein Abrücken von 
einem solchen Projekt erheblich schwieri­
ger - schon allein wegen eventueller 
Schadensersatzklagen der DWK Zusam­
mengefaßt: der VGH betrachtete damals 
die Klagen gegen den Bebauungsplan als 
aussichtslos, auch wenn er damals 
schon die BegrOndung des Bebauungs­
plans hinsichtlich der atomaren Gefahren 
der WAA als nur bruchstückhaft bezeich­
nete. Und Nachteile durch den Vollzug 
des Bebauungsplans konnte der VGH 
nicht erkennen. 
Das war also die Einschätzung des VGH 
im Herbst 85. 



nichtig-

WlderaprOche 
Jetzt ist der Bebauungsplan entgegen 
der Prognose vom Herbst 85 also für 
nichtig erklärt worden. Das überraschte­
auch die DWK und das bayerische Innen­
ministerium. Aber nicht etwa nur, weil der 
VGH nicht bei seiner Prognose vom 
Herbst 85 blieb. Überraschend war die 
plötzliche ,.Bereitschaft" des VGH, die nu­
klearen Gefahren derWAAals auch für die 
allerersten Planungsstadien relevant zu 
betrachten. Noch am 2. April87 hatte der 
VGH mit einer hanebüchenen Begrün­
dung ·die 1. Teilerrichtungsgenehmigung 
aufgehoben: die Anlagenteile, die Gegen­
stand dieser atomrechtlichen ersten Ge­
nehmigung waren, hätten garnicht Ge­
genstand einer atomrechtlichen Geneh­
migung sein dürfen, so der VGH damals. 
Sie bedürften nur einer Baugenehmi­
gung. Denn das Brennelementeingangs­
lager, der Bauzaun, die Anlagenwache 
seien nicht im Sinne des Atomgesetzes 
Teile einer nuklearen Anlage (siehe RADI­
AKTIV Nr. 14). Diese Entscheidung löste 
damals allgemeines Kopfschütteln bei al­
len Beteiligten aus (gegen die Entschei­
dung legten sowohl die Kläger als auch 
die DWK Revision beim Bundesverwal­
tungsgericht ein). Schließlich ist das 
Brennelementeingangslager geradezu 
Voraussetzung für die Wlederaufberei­
tung: in diesem Bunker müssen die Bren­
nelemente zunächst einige Zeit abklin­
gen, bevor sie der Aufarbeitung zugeführt 
werden können. 
Noch vor einem dreiviertel Jahr lehnte es 
also der VGH ab, die atomaren Gefahren 
bei wichtigen Gebäudekomplexen der 
WAA in einem atomrechtlichen Verfahren 
zu würdigen und jetzt kritisiert derselbe 
Senat das Fehlen einer Berücksichtigung 
atomarer Gefahren bei der allerersten 
rechtlichen Grundlage der WAA - dem 
Bebauungsplan. 

Stand Hanau Pate? 
Handelt es sich um einen Wandel in den 
Köpfen der Richter? Wie kann ein- und 
dasselbe Gericht dermaßen sich wider­
sprechende Entscheidungen treffen, oh­
ne selbst auch nur mit einer Silbe der Er­
klärung hierauf einzugehen? Dies läßt 
sich vermutlich kaum beantworten, zu­
mal besonders im Atomrecht (aber auch 
anderswo) beeindruckend von bundes­
deutschen Gerichten vorgeführt wurde, 
wie mit juristischen Konstruktionen den 
Interessen der Atomindustrie entspro­
chen wurde. Insofern wäre es sicher vor­
eilig, von neu gewonnener Einsicht oder 
ähnlichem auszugehen. 
Unter Umständen hat aber doch das der­
zeitige etwas empfindlicher gewordene 
gesellschafltiche Klima eine Rolle ge­
spielt: der Hanauer Atom-Skandal (s. den 
Schwerpunkt im diesem Heft) läßt sich 
trotz heftigster Versuche aller Politiker 

Baustop in Sicht?? 

und Atomindustrievertreter nicht so leicht 
unter den Teppich kehren. 

Baustop? 
Das Urteil bedeutet allerdings - wie man 
vielleicht erwarten könnte - noch lange 
nicht, daß nun die Bauarbeiten auf dem 
WAA-Gelände eingestellt werden. Dies 
verkündeten auch sogleich DWK und 
Bayerisches Innen- und Umweltministe­
rium. Allerdings wird hier zur Verwirrung 
der Öffentlichkeit mit allerhand Desinfor­
mation gearbeitet. 
So wurde immer wieder behauptet, der 
Bebauungsplan berühre die auf dessen 
Grundlage erteilten Baugenehmigungen 
z.B. für das Brennelementelager nicht. 
Dies ist schlicht falsch, denn die Bauge­
nehmigungen wurden erteilt, weil sie 
nach Auffassung der Behörden u.a. mit 
den Festsetzungen des Bebauungsplans 
übereinstimmten. 

---------~--

Nun ist der Bebauungsplan aber nichtig. 
Den inzwischen erteilten Baugenehmi­
gungen fehlt damit eine wichtige Voraus­
setzung. Denn Baugenehmigungen, die 
für ein Gelände außerhalb des Geltungs­
bereichs eines Bebauungsplans erteilt 
werden, haben andere Kriterien zur Vor­
aussetzung. Eine andere Frage ist viel­
mehr, wie nun die Baugenehmigungen 
tatsächlich durch entsprechende Verfah­
ren außer Kraft gesetzt werden können. 
Falsch ist auch die immer wieder aufge­
stellte Behauptung, die bereits erteilten 
Baugenehmigungen seien ,.bestands-

kräftig" oder ,.rechtskräftig" (so das In­
nenministerium und auch der Wackers­
dorfer Bürgermeister Ebner). Gegen die 
Baugenehmigungen wurde sofort nach 
ihrem Erlaß von einigen Oberpfälzer Bür­
gern Widerspruch eingelegt. Nachdem 
kurz vor Baubeginn die Regierung der 
Oberpfalz auf Antrag der DWK hin die 
Baugenehmigung mit Sofortvollzug aus­
stattete (damit die DWK trotz der laufen­
den Verfahren mit dem Bau beginnen 
konnte), gingen auch gegen diese Anord­
nung die Kläger mit entsprechenden An­
trägen vor. Der Eindruck, der mit der 
Rechtskraft erwirkt werden soll, man kön­
ne gegen die nun einmal erteilten Bauge­
nehmigungen nichts mehr machen, ist al­
so falsch. Insbesondere kann den Bauge­
nehmigungen der Sofortvollzug wieder 
genommen werden, wenn entsprechen­
de neue Umstände eingetreten sind-wie 
hier z.B. die Nichtigkeit des Bebauungs­
plans. Ein Baustop ist also sehr wohl 

- -----
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möglich. 
Der letzte Kläger (von den zuvor vier Klä­
gern sind drei abgesprungen, nachdem 
die DWK ihnen völlig übersteigerte Preise 
für ihre am WAA-Gelände liegenden 
Grundstücke angeboten hatte) und sein 
Prozeßvertreter Rechtsanwalt Baumann 
äußerten sich hinsichtlich der Wirkung 
des Urteils optimistisch: Mit dem Urteil 
seien die bereits erteilten Baugenehmi­
gungen praktisch gegenstandslos. Das 
.. Kellergewölbe ist zusammengebro­
chen" und das Genehmigungsgebäude 
darüber ist ins Wanken geraten". 
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Du neue Baugesetzbuch 
-auch keine saubere 
L6sung 
Weiter spekulieren jetzt sowohl DWK als 
auch bayerische Ministerien auf das neue 
Baugesetzbuch: ein Bebauungsplan sei 
danach für die WAA sowieso nicht mehr 
nötig. 
Das am 1.7.87 verabschiedete Bauge­
setzbuch sieht in seinem§ 35 Abs. 1 eine 
atomanlagenfreundliche Regelung vor: 
Danach ist ein bauliches Vorhaben im Au­
Benbereich neben anderen Vorausset­
zungen dann zulässig, wenn es .,der Er­
forschung, Entwicklung oder Nutzung 
der Kernenergie zu friedlichen Zwecken 
oder der Entsorgung radioaktiver Abfälle 
dient" (§ 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB). Zur Er­
klärung: unter Außenbereich versteht 
man Gebiete, die außerhalb einer Ge­
meinde liegen und für die ein Bebauungs­
plan nicht besteht und nicht in Planung 
ist. ln diesen Außenbereichen können 
zwar für einzelne Bauvorhaben Bauge­
nehmigungen erteilt werden. Hier wird 
aber unterschieden zwischen sog. privile­
gierten Vorhaben (z.B. landwirtschaftli­
che Gebäude) und sog. sonstigen Vorha­
ben (z.B. Wochenendhäuset?. Die privile­
gierten Vorhaben müssen nicht so stren­
ge Voraussetzungen wie die sonstigen 
Vorhaben erfüllen, da es sich hier meist 
um Bauanlagen handelt, die notwendi­
gerweise außerhalb einer Gemeinde er­
richtet werden. Nun wurden Atomanla­
gen zu sog. privilegierten Vorhaben beför­
dert. Privilegiert also insofern, als eine 
Baugenehmigung unter wesentlich ge­
ringeren Voraussetzungen erteilt wird, als 

dies für jedes Wochenendhaus der Fall 
ist. Der WAA als privilegiertes Vorhaben 
im Außenbereich kann also eine Einzel­
baugenehmigung erteilt werden, ohne 
daß ein Bebauungsplan besteht, .,Der 
bayerische VGH hat möglicherweise et­
was für nichtig erklärt, was nach der Ge­
setzesnovelle gar nicht mehr nötig ist" -
so Helmut Wilhelm, Richter am Landge­
richt Amberg und Vorstandsmitglied des 
BBU in derTAZ vom 30.1.88. (So neuartig 
ist dies jedoch auch nicht: nach derfrühe­
ren Gesetzeslage wurden Atomantagen 
ebenfalls als privilegierte Vorhaben ange­
sehen, hierfür gab es eine Auffangrege­
lung: § 35 Abs. 1 Nr. 5 BBauG). 
Genau diesen Weg hat die DWK nach 
dem jetzigen Urteil auch in Erwägung ge­
zogen: sie werde jetzt prüfen, ob sie .. vor­
gezogene Genehmigungen für den Au­
ßenbereich beantragen und parallel dazu 
einen neuen Bebauungsplan anstreben 
solle" (NN 30.1.88). 
Nach Ansicht des Anwalts gelten für eine 
Baugenehmigung nach dem neuen § 35 
BauGB die gleichen Kriterien wie für ei­
nen Bebauungsplan: auch hier müßten 
die nuklearspezifischen Gefahren be­
rücksichtigt werden. 

Der W.ckeradorfer 
Gemeinderat 
Ist gefordert 
Bei den zukünftigen Planungen - egal 
welcher Weg nun eingeschlagen wird -
kommt dem Wackersdorfer Gemeinderat 
eine wichtige Rolle zu. Das Gelände der 
WAA ist seit 1987 in das Gemeindegebiet 
von Wackersdorf eingegliedert. Ein neuer 

Bebauungsplan müßte also nun von der 
Gemeinde Wackersdorf er1assen werden. 
Sollte die DWK versuchen, Genehmigun­
gen nach dem neuen § 35 BauGB vom 
Landratsamt Schwandorf zu erhalten, so 
müßte auch hier die Gemeinde Wackers­
dorf zustimmen. Nun hat zwar der Ge­
meinderat von Wackersdorf bislang fast 
einstimmig immer der DWKIWAA das 
Jawort erteilt - wohl in Anbetracht der in­
zwischen schon fließenden Gelder. Nach 
dem Urteil äußerte sich Bürgermeister 
Ebener (SPD) allerdings etwas nachdenk­
licher: .,Es ist richtig, ich war bisher Befür­
worter. Ich bin jetzt kein Befürworter und 
kein Gegner, ich werde mich neu kundig 
machen müssen." (TAZ vom 3.2 .. 88) Wak­
kersdorf will sich nun eingehend von 
Sachverständigen beraten lassen, bevor 
über ein weiteres Vorgehen entschieden 
wird. 

Die welttn Entwicklung Im juristi­
schen Widerstand dürfte wohl einiger­
maßen ungewlß sein. Eine wichtige 
Rolle wird wohl auch spielen, wie das 
Bundesverwaltungsgericht Oberdie er­
ste (aufgehobene) Teilerrichtungsge­
nehmigung urteilen wird. Grundaltz­
ßch wird aber so wie bisher eine ent­
scheidende Rolle spielen, wie atal't( 
der politische Druck von außen, auch 
außerhalb der Parlamente i8t. Denn 
auch Urteile spiegeln ln aller Regel ein 
gesellachafttlches, polltiachea Klima 
zu einer bestimmten Frage nur wider; 
deshalb kann die Devise fQr die ANn­
AKWIWAA Bewegung nur lauten: Der 
Kampf geht weitet111 

- Perspektivzeichnung der geplanten Wiederaufarbeitungsanlage in Wackersdorf im Landkreis Schwandorf -
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Zweite TEG ln Angriff 
genommen 

Unmittelbar nach dem vernichtenden Ur­
teil des VGH über den Bebauungsplan 
hat das Bayerische Umweltministerium 
den Startschuß für das zweite atomrecht­
liche Verfahren gegeben: seit Montag 
dem 22.2.88. liegt nun für 8 Wochen der 
"Sicherheitsbericht" für die zweite atom­
rechtliche Teilerrichtungsgenehmigung 
im Umweltministerium in München, im 
Landratsamt Schwandorf und im Wak­
kersdorfer Rathaus aus. 
Nachdem die erste Teilerrichtungsgeneh­
migung aufgehoben worden war (siehe 
vorstehender Artikel), kommt diesem 
neuen Anhörungsverfahren gesteigerte 
Bedeutung zu: denn bis jetzt besteht 
noch nicht das notwendige "vorläufige 
positive Gesamturteil" über Sicherheit 
der Anlage, dieses wurde mit der 1. TEG 
ebenfalls aufgehoben. 

Der erste Blick auf die neuen Unterlagen 
ergab für die Sachverständigen derWAA-

Gegnerinnen bereits viel Anlaß zur Kritik: 
"Die DWK kommt heute mit einem völlig 
anderen Konzept, hat aber wie bereits 
1983 immer noch keine Ahnung, wie die 
Anlage sicherer gebaut werden kann", so 
Michael Sailer vom Öko-Institut Darm­
stadt. Sämtliche Anlagenteile seien bis in 
Details verändert worden, es seien nun 
größere Lagerbehälter vorgesehen, grö­
ßere Gebäude und mehr Leistung. Beim 
Jod-Ausstoß seien nun einfach um drei­
bis vierfach niedrigere Werte angegeben, 
ohne daß aus den Unterlagen hervorge­
he, wie diese Werte erreicht werden sol­
len. Nach Berechnungen von Michael 
Sailer sei die Anlage jetzt auf 700 Tonnen 
Schwermetall konzipiert, im Jahre 83 sei 
nur von 350 Tonnen die Rede gewesen. 
Die WAA sei für die Erdbebenzone Null 
ausgelegt, obwohl nach kerntechnischen 
Erfahrungen die Anlage für die Erdbeben­
zone drei bis vier abgesichert werden 
müßte. Auch die Gefahr der Grundwas­
serverseuchung, die in dem Prozeß um 
den Bebauungsplan eine erhebliche Rol­
le gespielt hatte, fand in dem Bericht 
nicht den notwendigen Niederschlag. 

e(\ \\ 
'-'o~ \)-i'e 

Die WAA-Gegnerlnnen rechnen mit ca. 
100000 Einwendungen gegen den Si­
cherheitsbericht, beim ersten Anhörungs­
verfahren gab es ca. 50000 Einwendun­
gen. ln den nächsten Wochen laufen in 
vielen Städten und Gemeinden Hearings 
über den neuasten Sicherheitsbericht un­
ter dem Motto "Kampagne 88 - Rechts­
schutz gegen die WAA'. 

Informationen über die Möglichkei­
ten, Einwendungen gegen den Si­
cherheitsbericht zu erheben, gibt es 
beim: 

Anti·WAA·Büro in 
8460 Schwandorf, 
Postfach 1145 

oder 
BI Schwandorf in 
8460 Schwandorf, 
Postfach 1271 

Es können dort für Sammaleinwen­
dungen gegen die WAA Listen ange­
fordert werden, die vorbereitete Ein­
wendungen enthalten; bei speziel­
len Einwendungen einzelner wird 
auch vom Anti-WAA-Büro Hilfestel­
lung gegeben. 
Gegen die 2. TEG- sofern sie e~as­
sen wird - wird es mit Sicherheit 
wieder eine Klage geben. Diese ko­
stet wie immer Geld, deshalb hiet 
noch einmal das Spendenkonto: 

Rechtshilfefond, 
Sparkasse Schwandorf, 
Kontonummer: 180 257, 
BLZ 750 510 40 ~e•~ ~·s 

.~t ~------------
Interview mit Michael Meier Meier: 

ln Teilen der Bewegung löste das Urteil 
ein Stimmungshoch aus; wir haben 
versucht, in kurzen 'ßtlefonintervlews 
die Einschätzung verschiedener WAA­
Gegne~nnenfestzuhaiten;dabeiwird 
deutlich, daß bei vielen auch nachwie­
vor einige Skepsis besteht, was den 
langfristigen Erfolg des juristischen 
Widerstands betrifft. Beispielhaft hier­
fürdürfte wohl auch der Kornmentarei­
ner Prozeßbeobachterin unmittelbar 
nach Urteilsverkündung sein: "Das ist 
ja doch nur alles ein Scheingefecht. 
Die bauen unbeirrt weiter" (NN 30.1.88) 
Auch Landrat Schulerar äußerte sich 
zurückhaltend: "Das Urteil ist für uns 
erfreulich, auch wenn es unmittelbar 
nicht sehr viel weiter hilft" (TAZ 30.1.88) 
Etwas vermessen schieben allerdings 
seine Parteigenossen die Entwicklung 
auf ihre Aktivitäten: "Der von allem von 
Sozialdemokraten geführte Kampf ge­
gen das Projekt habe eine erfreuliche 
Bestätigung erfahren" laut SPD-Vorsit­
zendem Vogel (SZ 30.1.88). Im folgen­
den also noch einige Stimmen zum Ur­
teil. 

Radi: 
Herr Meier, Sie haben vor dem Verwal­
tungsgericht einen großartigen Erfolg er­
rungen. Wie schätzen Sie das Urteil ein? 
Meier: 
Bis jetzt ist es schon ein Erfolg, aber noch 
kein Baustopp. Wie's wieter geht, müssen 
wir abwarten. 
Radi: 
Gibt es einen Baustopp oder nicht, und 
wovon hängt das ab? 
Meier: 
Klar ist das mit dem Baustopp noch nicht. 
Es dreht sich darum wie der Gemeinderat 
von Wackersdorf reagiert. Wie er reagie­
ren wird, das kann man noch nicht sagen. 
Auf jeden Fall haben wir momentan einen 
ersten Erfolg. 
Radi: 
Werden Sie gegen die Baugenehmigung 
weiterklagen? 
Meier: 
Ich bin momentan überrascht von dem 
Erfolg. Wenn die Gemeinde Wackersdorf 
den Bauplan genehmigt, wird weiterpro­
zessiert. Aufhören tun wir so leicht nicht. 
Radi: 
Wie geht es jetzt weiter mit dem WAA-Wi­
derstand? 

Mit dem gewonnenen Prozeß wird die Be­
völkerung ermuntert. Weil ich standhaft 
geblieben bin, meine Zeit geopfert habe 
und durchgehalten habe. Ich habe Briefe 
aus der ganzen Bundesrepublik erhalten, 
eine ganzen Stoß, in denen sich die Leute 
bedanken und mir Mut zusprechen für 
das Weitermachen. Der Postbote hat ge­
meint: "Michel, mit Dir werd' ich noch nar­
risch, alle Tage soviel Post!" 
Radi: 
Wie war der Sonntagsspaziergang nach 
dem Urteil? 
Meier: 
Da war ein großes Hallo. Ich hab mich gar 
nicht mehr ausgekannt, die Presse wollte 
dauernd was von mir. Das bayerische 
Fernsehen hat mich mit heimgenommen, 
damit ihr Film rechtzeitig fertig wird. Die 
Leute hätten mir vor Begeisterung fast 
den Kopf abgerissen. Die Frau Landrat 
hat mir sogar einen Kuss gegeben. 
Radi: 
Ursprünglich gab es vier Kläger, drei Klä­
ger sind inzwischen abgesprungen. Wie 
verstehen Sie sich mit denen? 
Meier: 
Ich bin überhaupt nicht böse, jeder kann 
nach seiner Fasson leben. Die anderen 
haben sich sogar bei mir dafür bedankt, 
daß ich so standhaft geblieben bin und 
mir zum Erfolg gratuliert. 
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Brief an Herrn Meier 

Sehr geehrter Herr Meier, 
von Herzen gratuliere ich Ihnen zu ihrem 
Erfolg mit ihrer Klage gegen den Bebau­
ungsplan der WAA und spreche Ihnen 
meine Hochachtung aus, daß Sie als ein­
ziger Anlieger bei Ihrem Einspruch geblie­
ben sind. Vor kurzeiT) habe ich sehr beein­
druckend den Film .. Spaltprozesse" ge­
sehen, der andere mutige, unbestechli­
che Oberpfälzer 2 einhalb Jahre lang in ih­
rem Engagement gegenWAAgezeigt hat. 
Der Film macht wütend, weil aller Einsatz 
so vergeblich zu sein schien. Ihr Urteil hat 
mir und vielen Freunden wieder ein wenig 
Hoffnung gemacht, auch wenn ich nicht 
verstehen kann, daß selbst jetzt noch kei­
ne juristische Möglichkeit besteht, den 
Baustop zu erwirken. Bitte lassen Sie alle 
sich weiter nicht unterkriegen! 

Mit freundlichen Grüßen 
Eine WAA-Gegnerin 

Interview Interview Interview Interview 

Fragen an Erna Wellnhofer, BI SAD 

Radi: 
Das Urteil des Verwaltungsgerichts in 
München betreffs Bebauungsplan für die 
WAA hat für Aufsehen in den Medien ge­
sorgt. Wie schätzt du das Urteil ein? 
Ema: 
Ich war an einem Tag des Prozesses in 
München. Da brachten Dr. Rutte und Dr. 
Bruggey ihre Gutachten. Die Gutachten 
wurden wirklich sehr überzeugend vorge­
tragen, ich denke das hat u.a. die Richter 
beeinflußt. Allerdings habe ich da noch 
nicht geglaubt, daß es zu diesem Urteil 
kommt. Meiner Meinung nach wollten die 
Richter mit diesem Urteil die Verantwor­
tung für dieses Wahnsinnsprojekt von 
sich schieben. Inzwischen hat sich ja 
wahrscheinlich bis zu denen rumgespro­
chen, da die WAA ökonomisch und ökolo­
gisch keinen Sinn macht und für Mensch 
und Umwelt schon im Normalbetrieb eine 
radioaktive Belastung bedeutet. Die Rich­
ter haben also die Verantwortung auf eine 
andere Ebene abgeschoben und dabei 
aber den Weiterbau der WAA erstmal 
nicht gefährdet. 
Radi: 
Was bedeutet diese Urteil deiner Mei­
nung nach für die Anti-WAA-Bewegung; 
wie wirkt sich das aus? 
Ema: 
Das ist natürlich ein großer Erfolg für uns. 
Es war psychologisch wichtig mal wieder 
einen Schritt vorwärtszukomrnen, auch 
wenn es wahrscheinlich nur ein kleiner 
Schritt ist. Man sieht das an den Sonn­
tagsspaziergängen. Nach dem Urteil wa-
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ren wieder viel mehr Menschen motiviert, 
an den Bauzaun zu gehen. Außerdem 
kam durch dieses Urteil das Thema WAA 
mal wieder in Presse und Fernsehen. Ich 
denke für Leute, die sich bis jetzt noch 
nicht mit Sinn und Unsinn der WAA be­
schäftigt haben, ist so ein Urteil vielleicht 
ein Grund sich damit auseinanderzuset­
zen. 
Radi: 
Die möglichen Konsequenzen für den 
Weiterbau derWAA werden ja recht unter­
schiedlich beurteilt. Wie denkst du dar­
über? 
Ema: 
Ich glaube es wäre gefährlich, sich jetzt 
zu große Hoffnungen darüber zu machen, 
daß die Gerichte einen Baustopp herbei­
führen. Wir müssen natürlich alles dafür 
tun um so einen Baustopp zu erreichen, 
wir dürfen da aber nicht in Euphorie ver­
fallen und das bis jetzt Erreichte überbe­
werten. Die DWK hat auf das Urteil recht 
gelassen reagiert, das kommt ja nicht von 
ungefähr. Und die CSU hat bis jetzt immer 
wieder gezeigt, daß sie entschlossen ist, 
die WAA unter allen Umständen durchzu­
setzen. Entsprechend fiel ihre Reaktion 
aus. Minister Dick hat dazu erklärt, daß 
die 2TEG dem Staatsministerium für Um­
welt bereits vorliege. 
An der Lex Schuirer sieht man, daß die 
Politiker immer die Möglichkeit haben, ein 
gewolltes Projekt auch durchzuziehen. 
Radi: 
Erstmal kommt es jetzt ja auch darauf an, 
wie der Gemeinderat in Wackersdorf rea­
giert. 
Ema: 
Positiv ist für mich das Versprechen des 
SPD-Bürgermeisters von Wackersdorf, 
Ebner, bei der Erstellung eines neueo Be-

bauungsplans zum ersten Mal auch Gut­
achter von der WAA-Gegner-Seite anzu­
hören. Das ist auch und vor allem ein Er­
folg der Leute von hier, mit denen Ebner 
während des gesamten Prozesses kon­
frontiert war. Das waren Leute, wie z.B. 
Rentner, teilweise an allen fünfTagen des 
Prozesses dort, obwohl es für sie eine 
große finanzielle und physische Bela­
stung bedeutete. Ich glaube, dieses gro­
ßes Interesse und massive Auftreten der 
Betroffenen war auch nicht ohne Einfluß 
auf den Ausgang des Prozesses. 
Radi: 
Wie geht es jetzt weiter mit dem Wider­
stand? 
Ema: 
Wir arbeiten wie bis jetzt auf verschiede­
nen Ebenen weiter. Wir sammeln z.B. Ein­
wendungen gegen den Sicherheitsbe­
richt der 2- TEG. Wir wissen aber, nur 
dann wenn unser Widerstand stark ist, 
haben wir eventuell Aussichten, auf der 
juristischen Ebene einen Erfolg zu erzie­
len. So ist auch dieses Gerichtsurteil nur 
vor dem Hintergrund unseres zähen und 
vielfältigen Widerstand zustandegekom­
men. Der Widerstand am Zaun ist genau­
so wichtig wie der juristische. Die Reak­
tionen von der bayerischen Staatsregie­
rung und der DWK zeigen, daß sie sich 
über die Massen am Zaun und bei ande­
renAnlässenmehr ärgern, als über dieses 
Urteil. Deshalb müssen wir gerade ange­
sichts der verschärften Repression wie­
der zu einem gemeinsamen Handeln der 
ganzen Breite der WAA-Bewegung zu­
rückfinden, von den Christen über die Ge­
werkschafter bis zu den Autonomen. Un­
ser geschlossenerWiderstand ist die Ant­
wort auf Gauweilers Greif- und Schläger­
trupps. • 



Interview Armln WeiB (Die Grünen) 

Radi-aktiv: 
Wte schätzen Sie das Urteil des bayeti­
schen Verwaltungsgerichtshof ein? Ist ein 
Baustopp damit näher gerückt? 
A.WeiB: 
Ich halte das Urteil für sehr bedeutend, 
weil derVGH damit von seiner bisherigen 
Rechtsauffassung abgewichen Ist. Bis­
her war der Verwaltungsgerichtshof 
(VGH) davon ausgegangen, daß für die 
meisten Bauabschnitte derWAAeinfache 
Baugenehmigungen ausreichend sind. 
Diese Rechtsauffassung wurde mit dem 
jetzigen Urteil revidiert .. Nuklearspez. Ri­
siken müssen von Anfang an bei evt. Ge­
nehmigungen mitberücksichtigt werden. 
Radi: 
Hat sich derVGH damit der R.echtsauffas.­
sung der Kläger angeschlossen? 
A. WeiB: 
Diese Frage läßt sich meines Erachtens 
nicht eindeutig beantworten. Nach unse­
remEindruck ist nun auch derVGH davon 
überzeugt, daß sich in den Grundwasser­
Gutachten der DWK einige Fehler und Wl­
dersprüchlichkelten befinden. 
Radi: 
Wir danken für das Interview. • 

Interview mit einem Yarhter der LIGA 
(Unke Initiative gegen das Atompro­
gramm) MOnehen 

Radi-aktiv: 
Wie schätzt Du das Urteil des bayeri­
schen Verwaltungsgerichtshof ein? 
LIGA: 
Wir setzten nach wie vor kein Vertrauen in 
den juristischen Weg, die bisherigen Er­
fahrungen haben ganz einfach gezeigt, 
daß auf dem juristischen Weg noch keine 
Atomanlage verhindert wurde. Zusätzlich 
wurde am 1.7.87 das Baugesetzbuch ver­
abschiedet, dessen §35 wird von der 
DWK bereits dahingehend Interpretiert, 
daß für die WAA überhaupt kein Bebau­
ungsplan mehr nötig sei. Kurz nach der 
UrteilsverkündunQ haben auch Bonn und 
München unmißverständlich klar ge­
macht, daß die WAA weitergebaut wird. 
All dies zeigt danz deutlich: Wenn die 
WAA verhindert wird, dann geht das nur 
mit großem radikalem politischen Druck 
der Anti-WAA/ AKW-Bewegung. 
Radi-aktiv: 
Was für Konsequenzen hat diese Urteil? 
LIGA: 
Die eher konservativen Kräft in der Anti­
WAA/AKW-Bewegung haben durch die­
ses Urteil natürlich einen Auftrieb erfah­
ren. Sie werden aber Schwierigkeiten ha­
ben zu erklären, warum trotz des augen­
scheinlichen Erfolgs die WAA weiterge­
baut wird. 

Radi-aktiv: 
Wte arbeiten die Unken Kräfte in der Anti­
WAA/AKW-Bewegung mit diesem Urteil? 
LIGA: 
Wir müssen versuchen den Leuten klar zu 
machen, was eigentlich aufgrund dieses 
Urteils passieren müßte, nämlich ein Bau­
stopp. Erreichen können wir den aber nur 
durch die Entwicklung politischen 
Dru~ks. Wir müssen Aufklärungsarbeit 
über die Tatsache leisten, daß sich der 
Atomstaat z.B. mittels §35 Baugesetz sei­
ne Vorhaben legitimieren läßt. 
Radi-aktiv: 
Welche Perspektiven oder Ansatzpunkte 
für den Widerstand siehst Du? 
LIGA: 
Wir müssen unseren Widerstand verstär­
ken und weiterentwi.ckeln ohne inhaltlich 
an Radikalität zu verlieren und ohne sich 
auf reformistische Spiele einzulassen. Ein 
Schwerpunkt des Widerstands wird si­
cherlich die Atommülltransportproblema­
tik sein, und die gilt es der Öffentlichkelt 
zu V9mlitteln. Bzg. der Transporte muß es 
gelingen einen praktischen Widerstand, 
d.h. einen Widerstand mit Verhinderungs­
qualitäten, zu entwickeln. Der politische 
Druck muß gerneinsam mit den Oberpfäl­
zern verstärkt werden. 
Planungen für die nächste Zelt: Erstmal 
die bundesweite Demonstration in Hanau 
am 19.3. und dann natürlich die Trans­
portgeschichte. • 

Interview Interview Interview Interview 

Interview mit Hannes, Robln Wood, 
MOnehen 

Radi: 
Wie schätzt Du das Urteil des bayeti­
schen Verwaltungsgerichtshofs ein? 
Hannes: 
Ich freue mich für die Oberpfälzer, daß sie 
in ihrer Hoffnung auf die Gerichtsbarkelt 
doch noch einen Erfolg erringen konnten. 
Dies Ist allerdings nur ein Teilaspekt, da 
ich denke, daß die WAA trotzalledem wei­
tergebaut wird. Ich vermute, daß die Be­
treibergesellschaft DWK einen Formfeh­
ler oder so etwas ähnliches bei der Einrei­
chung des Bebauungsplans gernacht 
hat, der sich letztendlich auflösen wird. 
Ein "Aus für die WAA" kann nur durch poli­
tischen Druck erwirkt werden, der außer­
parlamentarische Widerstand muß ver­
stärkt werden. Außerdem hat das Urteil 
auf das Eingangslager keinen Einfluß, der 
Atommüll und abgebrannte Brennstäbe 
werden auf jeden Fall in Weckersdorf end­
gelagert und dagegen werden wir kämp­
fen. 
Radi: 
Wie Ist die Stimmung in der Anti-WAA-Be­
wegung? 
Hannes: 
Ich denke, daß nicht so sehraufgrund des 
Urteils, sondern eher aufgrunddes an die 

Öffentlichkeit gedrungenen atomaren All­
tags in Hanau, die Stimmung im Wider­
stand gut ist, außerdem hat sich der Wi­
derstand aufgrund der erfolgreichen 
Herbstaktionen 1987 gesellschaftlich ver­
breitert. Bis jetzt standen in Teilen des An­
ti-WAA-Widerstands eher die gesund­
heitlichen Gefahren einer WAA oder der 
Naturschutz an erster Stelle, nun finden 
wir plötzlich mehr offene Ohren und Inter­
essenten für Themen wie: die WAA und 
die Bombenoption der BRD oder die Pro­
blematik und die Atommülltransporte 
bzw. die Endlagerung etc. 
Ich denke der Widerstand geht weiter 
bzw. hat erst begonnen. 
Radi: 
Was für Perspektiven siehst Du? 

Hannes: 
ln Bayern hat sich ein breites Spektrum: 
Alte/neue Anti-AKWJWAA-Bewegung, 
Teile der Friedensbewegung, Mütter ge­
gen Atomkraft, Robin WOOD etc. zu ei­
nem Bayerischen-Antl-Atom-Plenum zu­
sammengeschlossen. Das Plenum wird 
sich alle 8-9 Wochen treffen (nächster Ter­
min: 9. April in Landshut 13 Uhr) und ge­
meinsam diskutieren, Aktionen Planen 
und durchführen. Herbstaktionen in Wak­
kersdorf 1988 sind bereits im Gespräch. 
Der breite Konsens des Plenums ist; die 
Verhinderung der WAA. Außerdem wird 
ein Schwerpunkt kommender Aktionsta­
ge die Auseinandersetzung mit der Atom­
müllproblernatik, Transportproblematik 
~~ . 



ANTI AKW GRUPPEN STEIGEN AUS DER HANAU DEMO AM 19. MÄRZ AUS 

LOKALE. DE.MO MIT BUNDE.SWE.IT 

Nachdem sich die Anti-Akw-Bewegyna auf ;wei bundesweiten 
Konferenzen auf ein einheitliches Konzept für das weitere 
Vorgeben gegen das Atomprogramm einigen konnte, mußte ein 
wichtiger Bestandteil dieses Konzepts vorerst ayf Eis 
gelegt werden. Wie sich schon ayf der Konferenz in 
Marburg Mitte Jaouar andeutete. ist eine Dempnstratign in 
Hanau am 19. März. zu der bundesweit mobilisiert werden 
soll. nicht realisierbar. Vor allem die Weigerung der 
örtlichen Initiativen in und um Hanau. die inhaltlichen 
Beschlüsse der Atemmüllkonferenz <AMK> in Neywied zy 
dieser Demgnstration zu berücksichtigen und die 
traditonellen Anti-AKW-Gruppen an den Entscheidungen über 
Form und Inhalt der geplanten Demonstration am 19. 3. in 
Hanay ;u beteiligen führte drei Wgchen vor der Demg zum 
Bruch zwischen den anwesenden Gruppen aus bundesweiten 
Zusammenhängen und den lokalen Initiativen. 

Nach den Vorfällen in und um die Hanauer Atombetriebe 
wurde eine bundesweite Konferenz in Marburg einberufen, 
die die Möglichkeiten eines koordinierten Vergehens, die 
Möglichkeiten der Anti-Atom-Bewegung, erneut in die 
Offensive gehen zu können beraten sollte. Dem spontanen 
Bedürfnis der ca. 70 anwesenden Gruppen entsprach eine 
zentrale Demonstration in Hanau, die zahlenmäßig und 
inhaltlich an der letzten Hanau-Demo vom 8. 11. 1996 an­
knüpfen sollte. Doch schnell wird deutlich, daß dies 
zusammen mit der örtlichen Initiative, der Initiative 
Umweltschutz Hanau <IUH> nicht zu machen ist. Deren 
Vertreter machten mehr als deutlich, daß sie kein 
Interesse an einer bundesweiten Demonstration vor Ort 
hätten. Längere Diskussionen mit den Hanauern ver-liefen 
fruchtlos. Daraufhin setzte sich als zweitbeste Lösung das 
Konzept mehrerer dezentralen Demonstrationen am 5, März 
durch. Die Demonstrationsort~ Frankfurt, Essen und 
Gorleben - das bayerische Anti-Atom-Plenum schob zwei 
Wochen später für den süddeutschen Raum Regensburg nach -
sollten die politischen und wirtschaftlichen Zusammenhäng~ 
des Atomprogramms, die personelle und inhaltliche Stärke 
der Anti-AKW-Bewegung deutlich gemacht werden. Gemeinsame 
Rahmenbedingungen sollten auf der Atommüllkonferenz in 
Neuwied a• 5. und 6. Februar festgelegt werden. 

Neye Initiative aus Hanau - Qoch noch byndesweite Demp? 

In Neuwied überraschte die IUH mit einem lokalen Beschluß, 
nun doch eine bundesweite Demonstration in Hanau 
•itzutragen. Auf Druck der Hanauer Vertreter wurde im 
Eilverfahren eine bundesweite Demonstration in Hanau für 
den 19. März beschlossen - trotz der Einwände etlicher 
Gruppen, daß es unsinnig sei, so kurz hintereinander zwei 
bundesweit angelegte Großaktionen zu machen. Jedenfalls 
reisten die Hanauer -den Beschluß in der Tasche - sofort 
ab, ohne sich an der Diskussion über die inhaltliche 
Ausrichtung und praktische Umsetzung dieses Beschlusses zu 
beteiligen. So beschlossen die ca. 200 
Gruppenvertreterinnen in Neuwied ohne Gegenstimmen, daa 
der 19. 3. an der Demonstration vom e. 11. 1996 
anschließen müsse. Insbesondere wurde beschlossen, zu den 
Anlagen ;u gehen, sich für die sofortige Stillegung aller 
Ato~~anlagen und gegen die Kriminalisierung von 
Widerstandsbewegungen einzusetzen, beim Aufruf, in der 
Auswahl der Redner und bei der flankierenden 
Öffentlichkeitsarbeit den gesamten Brennstoffkreislauf 
aufzuzeigen, auf internationale Zusa11menhänge einzugehen 
und die militärische Option der Hanauer Fir11en zu betonen. 
Die Redner sollten nach inhaltlichen Gesichtspunkten 
ausgewählt werden und auf ke1nen Fall Parteiredner sein. 

An sich Selbstverständlichkeiten, die sich aus der Praxis 
der Anti-Atom-Bewegung entwickelt haben und bei allen 
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wesentlichenm Punkten Grundlage jeder zentralen Aktion in 
den letzten Jahren waren. Nicht direkt benannt aber 
ebenfalls als selbstverständlich vorrauszusetzen war, daß 
der Charakter der Demonstration allen in der Anti-Atom­
Bewegung vertretenen Gruppen die Teilnahme ermöglichen 
muß, ohne das diese wesentliche Teile des eigenen 
Selbstverständnisses verleugnen müßten. 

Irritationen 

Parallel zu den bundesweiten Diskussionen hatte sich in 
Hanau ein Trägerkreis aus lokalen Initiativen und Gruppen 
gebildet, ursprünglich, um eine regionale Demonstration 
vorzubereiten. Nach der Atommüllkonferenz in Neuwied wurde 
davon ausgegangen, daß sich Gruppen aus den bundesweiten 
Zusammenhängen in diese• Trägerkreis einbringen können, 
vor allem, weil der 19. 3. auf die Initiative der IUH hin 
beschlossen wurde.Um so mehr verwunderte es, daß keine der 
AKW-Gruppen aus der Region zum nächsten Treffen eingeladen 
wurde. Auch ein Hinweis auf dieses Treffen in der taz 
wurde von der IUH mit Empörung aufgenommen. So wundert es 
nicht. daß dieses Treffen wenig konstruktiv verlief. Die 
Hanauer Gruppen weigerten sich standhaft, die 
Demonstrationsroute so zu legen, daß sie irgendwo mit den 
Betrieben in Berührung kommt - mit der Begründung, jede 
Eskalation verhindern zu wollen, da erstens die - wenn 
auch wenigen Scherben am 8. 11.- der Entwicklung der 
örtlichen Protestbewegung geschadet hätten und zweitens 
ein militanter Angriff auf die Betriebe eine unabsehbare 
gesundheitliche Gefährdung der Bevölkerung mit sich 
brächte (!), Dennoch waren noch Kompromisse denkbar, auch 
wenn einige Gruppen diese Möglichkeit bereits als eher 
gering einschätzten. 

Irritationen 2 

Aufgrund der Erfahrung mit dem ersten Treffen versuchten 
die Anti-AKW-Gruppen auf dem Treffen am 19. Februar eine 
klare Stellungnahme der Hanauer Gruppen zu erhalten, ob 
und wie eine bundesweite Beteiligung und die inhaltlichen 
Vorgaben der Atom•üllkonferenz überhaupt erwünscht seien. 
Doch auch nach längeren, teils heftig geführten 
Diskussionen wurde nicht deutlich, inwieweit die Hanauer 
Gruppen bereit waren, die Beschlüsse der Atom~~üllkonferenz 
zu berücksichtigen. Vollkommen ergebnislos verlief die 
Auseinandersetzung darüber, ob die Route an den Anlagen 
vorbeigehen soll und über die - offensichtlich nicht 
verhandelbare - Position einiger Gruppen, der Charakter 
der Demonstration müsse im Aufruf durch dem Begriff der 
Gewaltfreiheit festgeschrieben werden. Trotzdem einigte 
mansch sich, den Aufruf durch eine vierköP.fige, 
paritätische Gruppe zu überarbeiten. Dabei sollten die 
strittigen Punkte auf dem nächsten Treffen geklärt werden. 
Auch die Diskussion über die De•onstrationsroute wurde um 
eine Woche verschoben. 

Dieser Arbeitsgruppe gelang es zunächst, eine inhaltliche 
U•gewichtung des Aufrufes einigermaßen zufriedenstellend 
zu 1 ösen. Jedoch sperrte sieh der Vertreter der Initiative 
Umweltschutz Hanau gegen jeden Kompralliss bei der Frage ob 
der Begriff der Gewaltfreiheit im Aufruf enthalten sein 
soll, Nachdeli alle anderen einen Kompromiß, z. B. "Von uns 
wird keine Konfrontation mit der Polizei ausgehen" 
mitgetragentragen hätten, beschloss mansch, diese Passage 
auf dem nächsten ge11einsamen Treffen abschließend zu 
klären. 

Zwei Tage vor diesem Treffen erfuhren dann die 
unabhängigen AKW-Gruppen mit welcher Konsequenz die 
Initiative Umweltschutz Hanau an gemeinsam getroffenen 



EM ANSPRUCH?? 

Entscheidungen festhilt. l'lit der Post erhielten die 
Gruppen einen Rundbrief das "Trigarkraisas für eine 
bundesweite Demonstration gegen die Hanauar 
Nuklaarbatriaba~. Nicht nur, daB auf einmal als 
beschlossen dargestallt wurde, die Anlagen zu ~iden -
"Zitl iat !I· dit Damonttration so ;u aestal t!n. =qilr 
Eltarn und ihre Kindtr guten GtwiSS!QS mitgahrn könnro. 
DtJWIQIO WU(dt vop HtntYtc Trägerkrtis diesmtl 
b!lchlQJIIQ• nicht vor die Batriebt zu g!hen• dem 
Schreiban lag der btraits frrtiga Aufruf bei. 
Vartinbarungswidrig und lediglich unter Abspracht mit dtn 
lokalen Gruppen, dtren Unterstützung sich die IUH sicher 
sein konnte wurden vollendet• Tatsachtn gaschaHan. Zwar 
wurden i nhtltlichtn Punkte wit 3. Welt und 
Kriminalisierung aufgenommen, Jedoch nicht in dar 
abgtsprochenan Form, z.B. fehlt dem Punkt Kriminalisierung 
jeder aktutlla Bezug zur Situation im Rhain/l'lain-Gabiat. 
Schli_,. jedoch ist , daß den Abschluß das Aufrufs dar 
S&tz "Wir rufen zu eintr friedlichen und gewaltfrtirn 
~onstration tuf• steht. Gerade den dafür 
verantwortlichen Personen inntrhalb der IUH, war die 
Bedeutung diasts Satzes zwtifelsohna bewußt• Ein 
tindautigar Affront gagenüber dar radikalrn , unabhlingigrn 
Anti-AKW-8awagung, dit Stärke aus dem gamainsa~ Vorgehen 
der unterschi edl ichsten Gruppen g.winnt und es - zuracht -
für einen fttaltn Fehler hilt, durch ein prinzipielles 
Bakanntni s zur Gewal tfrtl hai t Tti 1• dtr Bewegung 
auszugranzen deren Bedeutung für die inhaltliche und 
prtktischa Entwicklung von Widerstand nicht unterschätzt 
warden. Es ist vitlleicht das einzige Dogma der Anti-Ato.­
Bawa9ung, sich nicht an dar Frage dar Wi darstandsfor~ 

spalten zu lassen. 

Showdown- dts Faß iJt voll! 

Obwohl einige Gruppen ,. nun fGr vollkommen i llusorisch 
hielten, sich in dieser Situation noch angemessen 
einbringen zu können, einigten sich die 
6ruppenvertrtterinnen das unabhängigen Spaktruas darauf, 
aintn latzttn Vtrsuch zu uchtn , die BaschlilsH dar 
AtOIMGll konfertnz in Hanau uazusatzen, zuai ndast -soll ta 
versucht wardtn, eine klare Aussaga der Hanauar Grupptn zu 
erhalten, wie sie ihren tigenen buadasweiten Anspruch •it 
ainH lokalen Bündni s ainzulöstn gedenken, wann 
grundsitzliehe Positionen der bundaswaiten AKw-Bawagung 
schlichtweg ignoriert wardtn. 

Schon in dar Di skussion u. den Rundbrief, dit 
Verbindlichkeit gtGein...ar Absprtchen und das VerhÄltnis 
zwi sehen 1 okalH Bündnis und bundaswai tar Bfta;ung aachten 
Vertreterinnen tini gar Hanauar Gruppen, vor allH die IUH 
aehr als deutlich, worua ts ihnen geht. Dar Trigarkreis 
habe einen loktltn Anspruch, alle Entscheidungen müssen 
von dtn örtlichen Gruppen getragen wardrn, AKW-Grupptn 
außerhalb Hanaus können sich zwar an den Diskussionen 
beteiligen, sollen auch ussiv IIIObilisiaran, 111Ußttn sich 
tbar letztendlich dH Votua dar Htnauar Gruppen baugtn. 

Zur KUrung baten die Unabhlingigtn u. ein "-inungsbild dar 
Hantuar zu dtn stri ttigtn Punkttn. Zum eintn, ob dar 
Aufruf noch varhandalbar, ein Einbringen bunda-it 
relevanter Positiontn noch töglich ist . Insbesondere ob 
die Passaga mit der •gawaltfraitn o..o• noch zu 
korrigiartn ist, La11iglich ein Viertal dar AnW8!1tndtn 
Hanauer war an eintn möglichtn KomprOMiss überhaupt noch 
interessiert. Zua andartn, ob es 1116glich ist an 
irgendeinem Punkt der Dftlonstration die Anlagen zu 
berühren, was lediglich von tine• der Anwastndtn 
befürwortet wurde. Ebenfalls sollte gaklirt warden ob 
Parteiradaar tU119HChlossan sein sollen, nach walchtn 
Kriterien Redner eingeladen und walehe Themen angesprochen 
warden sollen. Eint Diskussion oder gar ein l'lainungsbild 
zu diasan Fragen wurde von der Diskussionsltitung 
abgewürgt obwohl dies auch von ~rmals Hantuarn 
eingebracht wurde. 

An diasa• Punkt erklirten die Vertrtterlnnen das 
Arbeitskreises gegen Atoa&nlagen Frankfurt, das 
Unabhängigen Friedensforums Frankfurt, das Arbaitskrtisas 
u-lt Wiasbadtn, der Bürgarinitiativt gtgan Atoeanlagtn 
l'larburg, autonONr Gruppen aus Hanau und Offenbach, das 
Anti-Ato.-Planums München, das Anti-AKW-Planums Köln und 
das Anti-WAA-Plenums Bonn, daB eine Unterstützung dar 
Demonstration a• 19. l'lirz durch die bundesweite Anti-AKW­
Bawagung auf Grundlage der Beschlüsse von Nauwiad nicht 
mehr möglich und offtnsichtlich auch nicht gewünscht ist. 
Dar Ansatz der Hanauar Gruppen Mi ein lokaler, folglich 
könne von einer bundHW!iten Oaaonstration nicht die Rade 
11in. Selbstvarständlich sei es löblich vor Ort auf der 
Grundlage eines breiten Bündnis ... Widers tand entwickeln 
zu wollen, es sti aber ni cht tinsichtig, war1111 ftlensch für 
eine lokalt Verbreiterung eine bundesweite O..OOstration 
br auchtn soll ta. 

Salbstvarständlich werdt die bundaswaitt Anti-AKw-ea.t;ung 
an Hanau als Deaonstrationsort fasthalten. Diasa 
Yarhandlungan übar dtn 19. l'llirz habtn jedoch gezeigt, daß 

dies unter Zeitdruck nicht zu b-kstalligtn ist. 
örtliche Bürgerinitiativen haben Hlbstverstindlich einen 
starken Stallenwart für die Durchführung zentraler 
Aktiontn. Doch ohne verbindliche Absprachen, die auch 
eingahalttn wardtn, klar varttilta Katpattnztn und aintn 
aus bundesweiten und lokaltn Zusd...anhängan 
gleichberechtigt basatzten Trigerkreis werde eine zentrale 
DeMonstration in Hanau schon im Vorfeld scheitern. 

Stricht an das Anti-Atoa-PlenUII ~ünchan 
Yorberaitungstra+ftn Hanau 19, und 26. Februar 
Radaktionall überarbeitet für Abdruck in Radi-Aktiv 
Nürnberg, 27. Februar 
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Kriminalisierung 
PROZESS-SITUATION 
bei den Strafverfahren gegen 
WAA-Gegner/innen 
Die Hauptprozeßwelle ist vorüber. Die 
Hüttendorfprozesse sind so gut wie ab­
geschlossen. Damals gab es ca. 1500 
Festnahmen. 
Nachdem in diesen Fällen der Straftatbe­
stand der Nötigung nicht haltbar war, kon­
struierte die Staatsanwaltschaft nach­
träglich den Straftatbestand des Wider­
standes gegen Vollstreckungsbeamte. Es 
galt, WAA-Gegner/innen in großem Stile 
zu kriminalisieren, um dadurch ihre Be­
reitschaft zum Widerstand zu brechen. 
Diese von interessierter Seite eingeleite­
ten Bestrebungen gingen jedoch nicht 
auf. Weder ließen sich die WAA-Gegner/ 
innen durch die Prozeßflut abschrecken 
noch war der konstruierte Anklagepunkt 
juristisch haltbar. 
Hagelte es vor dem Amtsgericht Schwan­
dorf noch Verurteilungen mit 20 - 30 Ta­
gessätzen, so wurden ca. 60% dieser Ur­
teile von der Berufungsinstanz, dem 
LandgerichtAmberg, aufgehoben. Weite­
re Berufungsverfahren wurden "wegen 
geringer Schuld" eingestellt. Damit doku­
mentierte die Staatsanwaltschaft die Aus­
sichtslosigkeit ihres Unterfangens. 
Es bleibt allerdings anzumerken; daß 
durch diese juristische Konstruktion ver­
sucht wird, den WAA-Gegner/innen nach 
wie vor eine gewisse Schuld anzulasten, 
indem man Verfahren, die mit Freispruch 
enden würden, abblockt. Rechtliche Kon­
sequenzen hat dies für die Betroffenen je­
doch nicht. 
Ebenfalls so gut wie abgeschlossen sind 
die Verfahren, die aus der Zeit zwischen 
Ostern '86 und der Demonstration am 7. 
Juni '86 anhängig waren. Sie führten zu 
einer weiteren großen Prozeßwelle. Le­
diglich einige Berufungsverhandlungen 
stehen in dieser Angelegenheit noch aus. 
Handelt es sich bei den Verfahren im Zu­
sammenhang mit den Räumungen der 
Hüttendörfer im wesentlichen um Straf­
anträge wegen Widerstandes gegen Voll­
streckungsbeamte oder um Nötigung, 
ging es bei diesen Verfahren um weitaus 
härtere Anklagepunkte- z.B.: Mitführung 
von gefährlichen Gegenständen, Sach­
beschädigung, Eingriff in den Straßenver­
kehr, schwere Körperverletzung, versuch­
ter oder schwerer Landfriedensbruch etc. 
Hagelte es auch hier in der 1. Instanz, 
dem Amtsgericht Schwandorf, nur so an 
Verurteilungen, gab es wiederum auch 
bei diesen Verfahren in der Berufungsin­
stanz zahlreiche Freisprüche, zumindest 
aber mildere Urteile. Das Strafmaß für 
diese Delikte war in der 1. Instanz z.T. 
haarsträubend, zumal in den meisten Fäl­
len die Täterschaft nicht zweifelsfrei nach­
gewiesen werden konnte oder das Delikt 
zur schwere der Anklage in keinem Ver­
hältnis stand. 
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Strafen von 3 - 21 Monaten auf 3 Jahre 
Bewährung waren in dieser Instanz die 
Regel. Darüber hinaus gab es 2 Urteile 
mit 15 Monaten und 1 Urteil mit 17 Mona­
ten ohne Bewährung. Das Urteil mit 17 
Monaten ohne Bewährung endete in der 
Berufungsinstanz mit einem Freispruch. 
Die Erfahrungen mit den WAA-Prozessen 
zeigen, daß es sich in jedem Fall für die 
Betroffenen lohnt in die Berufung zu ge­
hen. 
Zur Zeit finden pro Woche schätzungs­
weise noch 2 - 3 Prozesse statt. Das sind 
nach wie vor 2- 3 Prozesse pro Woche zu 
viel. Zum Höhepunkt der Prozeßwelle wa­
ren es jedoch 3 - 4 Prozesse pro Tag. 
Verhandelt werden derzeit alle möglichen 
Delikte, die in den vergangeneo Monaten 
bei Sonntagsspaziergängen, Demonstra­
tionen oder sonstigen Aktionen began­
gen worden sein sollen. Die Anklage in 
diesen Fällen reicht von Beleidigung bis 
schwerem Landfriedensbruch. 
Betroffene sind mittlerweile immer mehr 
Oberpfälzer. Die Gründe dafür sind zum 
einen, daß die Polizei ihre anfängliche Zu­
rückhaltung Einheimischen gegenüber 
völlig aufgegeben hat, zum anderen, daß 
die Oberpfälzer, angesichts der rück­
sichtslosen Durchsetzungspraktiken, im­
mer rebellischer werden. 

Hinweise zur eigenen 
PROZESSVORBEREITUNG 
Trotz der derzeit vergleichsweise gerin­
gen Anzahl an Prozessen ist die Prozeß­
beobachtung gegenwärtig nur unzurei­
chend möglich, da sich mit dem Abklin­
gen der Prozeßwelle immer weniger Be­
troffene beim Ermittlungsausschuß mel­
den. Diese Nachlässigkeit kehrt sich, wie 
die Erfahrungen zeigen, in vollem Umfang 
gegen die Betroffenen. 
WAA-Prozesse sind mit anderen ähnlich 
gelagerten Strafverfahren nicht vergleich­
bar. Sie bedingen eine andere Prozeßfüh­
rung. 
Deshalb ist es wichtig, daß sich alle Be­
troffenen rechtzeitig vor dem Verhand­
lungstermin beim Ermittlungsausschuß 
melden: Zum einen, damit der Termin öf­
fentlich gemacht werden kann, zum an­
deren, damit ggf. einem mitWAA-Prozes­
sen unerfahrenen Anwalt ein Kontakt mit 
Rechtsanwälten vermittelt werden kann, 
die mitWAA-Strafsachen einschlägige Er­
fahrungen haben. 

Ermittlungsausschuß: 
Info-Büro: 
Altenschwand 91 
8465 Bodenwöhr 
Tel.: 0 94 34/33 68 

Hinweise zur veränderten 
POLIZEISTRATEGIE 
(1) Bedingt durch das Desaster, das die 

Staatsanwaltschaft bei nahezu allen 
WAA-Prozessen mit den Polizeizeu­
gen erlebte, ist die Polizeiführung in 
den letzten Monaten auf "fundiertere" 
Beweismittel bedacht. 
Die Aussagen der Polizeizeugen wa­
ren in vielen Fällen nicht zu halten, da 
sie entweder auf einem schier un­
glaublichen Erinnerungsvermögen 
oder auf übermenschlichen Wahrneh­
mungsfähigkeiten beruhten. 
Aus diesem Grunde setzt der Polizei­
führungsstab jetzt verstärkt Doku­
mentationstrupps ein. Die Überwa­
chung wird immer lückenloser. 

(2) Die Polizeistrategie während der 
Herbstaktionen läßt den Schluß zu, 
daß Polizei und Staatsanwaltschaft in 
Zukunft verstärkt versuchen werden, 
WAA-Gegner/innen in Vorbeugehaft 
zu nehmen. Dazu reicht der bloße Ver­
dacht, daß sie eine Straftat begehen 
könnten, aus. 
Diese unter Juristen äußerst umstrit­
tene Verfahrensweise soll lediglich 
durch die Wortschöpfung "vorbeu­
gende lngewahrsamnahme" ver­
harmlost werden. 
Allen WAA-Gegner/innen sei empfoh­
len, sich anläßlich größerer Aktionen 
in der Oberpfalz, auf diese Form der 
Repression einzustellen. 

(3) Die Aktionstage haben ferner gezeigt, 
daß wir uns in Zukunft in zunehmen­
dem Maße auch auf Hausdurchsu­
chungen ohne richterlichen Durchsu­
chungsbeschluß einstellen müssen. 
Sämtliche Hausdurchsuchungen vor 
und während der Aktionstage erfolg­
ten mit den Gummiparagraphen "Ge­
fahr im Verzuge" im Polizeiaufgaben­
gesetz. 
Diese Praxis läßt 2 Schlüsse zu: 
Entweder gab es keinen Richter, der 
bereit war den Durchsuchungsbe­
schluß zu unterzeichnen, weil hinrei­
chende Verdachtsmomente fehlten 
oder die Polizeiführung will mit Unter­
stützung der Bayer. Staatsregierung 
das Polizeiaufgabengesetz voll aus­
reizen. 

'1\'otz allem, 
der Widerstand geht weiter! 
Anti·WAA-BOro 

ZUr Klärung: 
Was ist Rechtshilfefond, 
Was Prozeßhilfefond? 
Weil es immer wieder zu Verwechslungen 
kommt hier noch ein Hinweis auf die bei­
den Konten im Zusammenhang mit den 
Prozessen: 
Mit den Geldern des Rechtshilfefonds 
werden die Verwaltungsgerichtsprozesse 
gegen die WAA finanziert (Sparkasse 
Schwandorf, BLZ 750 510 40, Konto-Nr. 
380 180 257). 
Die Prozeßkostenhilfe unterstützt Leute, 
die wegen ihres Widerstand gegen die 
WAA ein Strafverfahren am Hals haben 
(Postgiro Nürnberg, BLZ 760 100 85, 
Konto-Nr. 301 572 852). 
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Radi-Prozeß: 
Bayerns Gesinnungsjustiz 
läßt nicht locker 
"Schlappe für Bayerns Gesinnungsju­
stiz" schlagzeilten wir in der letzten 
Radi. Doch die Freude über den Frei­
spruch im 2. Prozeß gegen uns währte 
nicht lange. Schon nach drei Monaten 
fanden die Nürnberger Staatsanwälte 
"genehmere" Richter. Ohne mit der 
Wimper zu zucken spielten sie verlän­
gerten Arm für Bayerns Staatsregie­
rung. Ergebnis: 800,- DM Geldstrafe 
(20U.gessätze a 40,-) wegen Aufforde­
rung zu Straftaten (§111). 

Nur wenige ,,Aufrechte" hatten den Weg 
zum Nürnberger Landgericht gefunden 
um dort ein Lehrstück über Pressefreiheit 
in Bayern zu erleben. Dabei hatte die Ver­
handlung eigentlich gut begonnen. Nach 
1J2 Stunde Bedenkzeit war der Hauptsn­
klagepunkt- Gelbe Seite- vom Tisch. Es 
lag kein gültiger Eröffnungsbeschluß vor 
(vgl. hierzu Radi-aktiv Nr. 15). 

Leserbrief: 
GroBbuchstaben und 
Fettdrucke 
Im zweiten Anklagepunkt bewiesen Rich­
ter Römming und Kollegen dann ,.Staats­
räson". Über mehrer Stunden wurde nun 
der angeklagte Leserbrief unter die Lupe 
genommen. Verglichen wurden die Größe 
der jeweiliQen Buchstaben in Original und 
Abdruck, Uberschriften, Fettdrucke, das 
Lay-out der ganzen Seite um doch noch 
irgendwie einen Straftatbestand zu kon­
struieren. Römming wollte verurteilen -
und das tat er dann auch. Fündig wurde 
er am Ende des Leserbriefes, wo es heißt: 
"ES DARF KEINE DISTANZIERUNGEN 
GEBEN". Dazu in derschriftlichen Urteils­
begründung: 
"Dies (das Zueigen-machen des Leser­
briefes Anm. d. Verf.) folgt vielmehr . .. 
daraus, daß der Leserbrief in seiner für 

das grundsätzliche Gelingen der Aktto­
nen wichtigsten Passage: ,ES DARF KEI­
NE DISTANZtERUNGEN GEBEN' druck­
technisch am stärksten und noch stärker 
als in dem der Redaktion zugegangeneo 
Originalleserbrief herausgehoben wur­
de." 
Über sage und schreibe eine Seite der 
schriftlichen Urteilsbegründung ließen 
sich dann drei hochbezahlte Richter über 
Unterstreichungen, Groß- und Kleinge­
schriebenes, Fettdrucke, abgebildetete 
Karrikaturen usw. aus, um dann letztend­
lich festzustellen, daß die Art wie der Le­
serbrief veröffentlicht wurde " ... sugge­
riert, daß Gewaltsames geschehen wer­
de oder geschehen müsse." 
Das hätte sich das Landgericht auch 
leichter machen können. Zur Entschei­
dung stand nicht das "ob", sondern 
"wie" man doch noch zu einer Verurtei­
lung kommen könne. 
Zusammenfassend kann mensch fest­
stellen: ln ihrer Hauptanklagekon­
struktion-Gelbe Seite/Schwarze Liste 
- scheitert die Staatsanwaltschaft er­
neut. Diesmal bereits im Vorfeld. Die 
Verurteilung des Leserbriefes zeigt wie 
gut die bayerische Justiz funktioniert 
und ihre ,,Anweisungen" auch prompt 
erledigt. 

"Der Kampf geht weiter" - Radi-Prozeß: Runde 2 

Auch im ersten Prozeß gegen die pres­
serechtlich Verantwortlichen von Aus­
gabe 8 und 7 ist inzwischen die 2. Run­
de erreicht. Am 28.3., 9.00 Uhr beginnt 
die Berufungsverhandlung vor dem 
Nürnberger Landgericht. Damit ziehen 
sich die Kriminalisierungsversuche 
der Justiz und der bayerischen Staats­
regierung nun bereits fast 2 Jahre hin­
die Radi glbt's jedoch immernoch. 

ln der 1. Instanz wurden die drei Ange­
klagten (sie waren pressrechtlich ver­
antwortlich) zu folgenden Strafen verur­
teilt: Anita zu 3000 DM, Christian zu 3600 
DM und Wolfgang zu 900 DM, insgesamt 
also 7500 DM für eine satirische Darstel­
lung des bayerischen Staatswappens 
und einen angeblichen ,.Aufruf zum Ge­
heimnisverrat". Mit einer kaum zu über­
treffenden Verfolgungs-Wut wird hier ge­
gen ein Presseorgan vorgegangen, das 
dem eigenen Anspruch nach nichts ande­
res will, als dem WM-Widerstand ein Dis­
kussionsforum zu bieten. 
ln diesem Verfahren haben beide Seiten 
Berufung eingelegt. Wir können die Verur­
teilung wg. Der Karikatur keinesfalls ak­
zeptieren, die Maßstäbe, die mit dieser 
Verurteilung gesetzt wurden, betreffen 
die kritische Presse insgesamt. Dem 
Staatsanwalt war alles viel zu lasch - er 
möchte am liebsten Gefängnisstrafen für 
Anita und Christian. Zur Unterstützung 
der drei Angeklagten bitten wir alle WM­
Gegnerinnen und Gegner, entweder zum 
Prozeß zu kommen oder etwas Geld zu 
spenden. 

Die Anklagepunkte 

Brandstiftung und Sachbeschädigung 
Aus einer willkürlichen Kombination drei 
verschiedener Textstellen in Radi-aktiv 
Nr. 7 folgert die Staatsanwaltschaft die 
Aufforderung zur Brandstiftung und 
Sachbeschädigung, sprich zu Anschlä­
gen auf Fahrzeuge und Baumaschinen 
von Firmen, die am Bau derWMbeteiligt 
sind. Bei den Textstellen handelt es sich 
um die sog. "Schwarze Uste", in der alle 
am WM-Bau beteiligten Firmen unkom-

mentiert aufgezählt sind, um ein in Radi­
aktiv dokumentiertes Bekennerschreiben 
zu einem Anschlag sowie um einen Satz, 
der sich in einem Artikel zehn Seiten wei­
ter vorne findet. Dort heißt es: "Sämtliche 
Firmen, die glauben, sich an derWMeine 
goldene Nase zu verdienen, muß mit ver­
schiedensten Mitteln deutlich gemacht 
werden, daß langfristig ihre Verluste grö­
ßer sind als ihr Gewinn." 

Verunglimpung des Freistaats Bayern 
Nebenstehend dokumentiertes Titelbild 
soll, nach Auffassung der Staatsanwälte 
den Freistaat Bayern und dessen Symbo­
le verunglimpfen. Es werde dadurch der 
Eindruck erweckt, daß Bayern ein bruta­
ler Polizeistaat sei, in dem atomare Pro­
jekte mit besonders bösartigen Polizei­
einsätzen durchgesetzt würden heißt es 
sinngemäß in der Anklageschrift. 

Aufforderung zum Geheimnisverrat 
Hintergrund des 3. Anklagepunktes ist 
ein Aufruf in Radi-aktiv Nr. 7 an alle WM­
Gegner geheimgehaltene Informationen 
aus Polizei-, Justiz und Regierungsappa­
raten an die Redaktion weiterzugeben. 

PROZESSTERMIN 
Berufungsverhandlung 
Montag 28. Mlrz, 9 Uhr 

Langeriebt Nümberg, Zl 819/0 
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Berliner Sanitäter erneut verurteilt 

Am 19.1.88 stand der WAA-Gegner Wllll 
K. aus West-Bertln erneut vor dem Ka­
di. Er war Im Juni 87 vom Amtsgericht 
Schwandorf wegen besonders schwe­
rem Landfriedensbruch und versuch­
ter schwerer Körperverletzung sowie 
VerstoS gegen das Versammlungsge­
setz zu 20 Monaten Knast ohne Be· 
wihrung verurteilt worden. Dieses Ur­
tell war die höchste Strafe, die bisher 
gegen e inen WAA GEGNER verhingt 
worden war. Am 19.1. ging es vor dem 
Landgericht Amberg ln die Berufung. 

Was war geschehen? 
Willi hatte während des Pflogstcamps 
1986 an der Organisierung des Erste-Hil­
fe-Systems teilgenommen. Am Pflogst­
samstag war er als Sani im Taxöldener 
Forst unterwegs. Als es zu einem Schar­
mützel zwischen einer Gruppe von mili­
tanten WAA-Gegnem und Bereitschafts­
polizei kam, blieb Wllli für kurze Zeit ste­
hen, um nach Verletzten zu sehen. Er war 
nicht vermummt und durch ein weißes 
Lätzchen mit Sanitätersymbol sowie ei­
ner ebenso gekennzeichneten Umhänge­
tasche deutlich als Sanitäter erkennbar. 
Als die Polizeieinheit vorstürmte, flüchte­
ten die WAA-Gegner in den nahegelege­
nen Wald. Nur Willi blieb stehen, ohne zu 
ahnen, was auf ihn zukam. Nun, da die 
Einheit keines militanten WAA-Gegners 
habhaft werden konnte und nicht mit lee­
ren Händen hinter den Bauzaun zurück­
kehren wollte, wurde kurzerhand Willl K. 
festgenommen. Zugführer Kratky be­
hauptete sofort, Wllli habe Steine gewor­
fen. Daraufhin zog sich die Einheit mit ih­
rem Gefangenen hinter den Bauzaun zu­
rück. Dort mußte sich Wllli zur Durchsu­
chung bis auf die Unterhose ausziehen 
und eine Weile im Schlamm liegen. Nach 
24 Stunden Einzelhaft, ohne zu essen, 
wurde er am nächsten Nachmittag dem 
Haftrichter vorgeführt. Da er als Medizin­
student "geordnete lebensverhältnisse" 
vorweisen konnte, blieb ihm die U-Haft 
erspart. 
Als einer der wenigen Festnahmeerfolge 
der ansonsten an Pfingsten arg gerupften 
Polizei, war Willi ein Objekt der Rache der 
Polizei. Er wurde zum "reisenden Gewalt­
täter" aufgebaut. Um weitere Beweise für 
Wlllis Gefährlichkeit zu finden stürmte am 
18.5. ein Trupp von Herren des Morgen­
grauens-stilgerecht mit MP imAnschlag 
und bei sofortiger Fesselung des Gesuch­
ten in Willis WG in West-Berlin. Gleichzei­
tig durchwühlte die bayerische Polizei 
das Haus von Willis Eltem in Ochsenfurt 
Doch die erhofften Beweise wurden nicht 
gefunden. Schließlich wurde die Staats­
anwaltschaftbeim Durchstöbern der Poli­
zeiakten fündig: Willi war an Ostern im Ta­
xöldener Forst, weitab des Baugeländes 
mit seiner Begleiterin E. in eine Personen­
kontrolle geraten. ln seinem Rucksack 
hatte die Polizei eine Reihe höchst ver­
dächtiger Gegenstände gefunden: 5 Ei­
sensägen, 2 Zwillen, Bolzenschneider, 
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Schraubenzieher und einen Beutel mit 
Schrauben. Trotz dieses Arsenals war da­
mals keine Festnahme erfolgt. Erst rund 
ein Jahr später wurde von der Staatsan­
waltschaft zwischen beiden Ereignissen 
ein Zusammenhang konstruiert, um das 
angestrebte Terrorurteil gegen Wllli legiti­
mieren zu können. 

Die 
Berufungsverhandlung 

ln der Berufungsinstanz machte Willi Im 
Gegensatz zur ersten Instanz Aussagen 
zur Sache. Er hat an Ostern den Ruck­
sack mit dem beschlagnahmten Werk­
zeug von einem ihm namentlich nicht be­
kannten Stuttgarter WAA-Gegner über­
nommen und wollte diesen Rucksack in 
der Nähe des Bauzaunes zurückgeben. 
Er hatte den Inhalt des Rucksackes nicht 
überprüft, war aber davon ausgegangen, 
daß sich darin Sägen befanden, um am 
Bauzaun symbolische Aktionen durchzu­
führen. Von den beiden Zwillen hatt.e er je­
doch nichts gewußt. Zu den Pfingstereig­
nissen führte Willi aus, daß er an der Aus­
einandersetzung zwischen WAA-Geg­
oern und Polizei nicht beteiligt gewesen 
sei. Er sei gerade auf dem Weg in Rich­
tung Bauzaun gewesen, weil er gehört 
hatte, daß dort Verletzte der Ersten Hilfe 
bedurften. Dabei habe er die wilde Flucht 
einer Gruppe von Demonstranten be­
merkt, die aus Richtung Bauzaun kamen. 
Kurz darauf sei er festgenommen wor­
den. 

Kernpunkt der Anklage war der Vorwurf 
des schweren Landfriedensbruchs. Als 
Hauptbelastungszeugen ließ die Staats­
anwaltschaft zwei Polizisten aufmar­
schieren: den Beamten Stegmeier, der 
Wllli festgenommen hatte sowie dessen 
Zugführer Kratky. 

In entscheidenden Punkten wichen die 
Aussagen dieser beiden Beamten vonein­
ander ab. Stegmeier will ,.wiederholte 
Steinwürfe" Wlllls beobachtet haben. Er 
behauptete, er habe Willi während des 30 
- 60 Sekunden dauernden Angriffs der 
WAA-Gegner andauernd beobachtet. 
Seine Beobachtung habe keineswegs 

darunter gelitten, daß er sich während 
dieser Zelt mit seinem Schild gegen die 
anfliegenden Steine schützen mußte-ei­
ne wirklich erstaunliche Leistung für ei­
nen jungen Polizisten in seinem ersten 
Einsatz gegen militante Demonstranten. 
Wllli sei ihm wegen des Sanizeichens auf 
seiner Umhängetasche aufgefallen. Er­
staunlicherweise war ihm trotz intensiver 
Beobachtung das weiße Leibchen mit Sa­
nizeichen, das Wllli deutlich sichtbar über 
seiner Jacke trug, nicht aufgefallen. Aber 
genau an diesem Leibchen will Zugführer 
Kratky Wllli erkannt haben. Kratky, des­
sen routinierte Aussagen in WAA-Verfah­
ren schon häufiger zu Verurteilungen ge­
führt hatten, will Wllli bei seiner minde­
stens fünf Sekunden dauernden Beob­
achtung "sicher'' bei einem Wurf gß5ehen 
haben. Er hatte jedoch den "Eindruck, 
daß jeder geworfen hat, es war egal, wen 
wir erwischten." Warum Willi beim Angriff 
der Polizeieinheit stehenblieb während al­
le anderen WAA-Gegnerflüchteten, konn­
te er sich nicht erklären. 
li'otz der äußerst wackeligen Beweislage 
forderte der Staatsanwalt Schmidt, wie 
schon im ersten Verfahren aus "general­
präventiven Gründen" erneut 22 Monate 
ohne Bewährung wegen schweren Land­
friedensbruch mit versuchter schwerer 
Körperverletzung sowie Verstoß gegen 
das Versammlungsgesetz. Das Gericht 
wollte diesmal dem Staatsanwalt nicht 
ganz folgen. Es sah lediglich einen Wurf 
mit einem nicht näher zu umreißenden 



Gegenstand (z.B. Erdklumpen) als erwie­
sen an. Willi K. wurde wegen einfachem 
Landfriedensbruch sowie Verstoß gegen 
das Versammlungsgesetz zu 12 Monaten 
Knast mit Bewährung verurteilt. 
Willi K. kann erst mal aufatmen, weil 
ihm der Gang in den Knast erspart 
bleibt. Es gibt keinen Grund mit dem 
neuen Urteil zufrieden zu sein. Wären 
die Zeugen der Anklage nicht Polizi­
sten gewesen und gäbe es von Seiten 
des Staates nicht ein deutliches Inter­
esse an Urteilen gegen WAA-Gegner 
mit "generalpräventiver Wirkung", hät­
te beim Anklagepunkt Landfriedens­
bruch ein glatter Freispruch erfolgen 
müssen. Aber eine objektive Prüfung 
der Sachlage kann mensch von der 
bundesdeutschen Justiz nicht erwar­
ten, wenn es sich beim Angeklagten 
um, einen WAA-Gegner und beim An­
kläger um die Polizei handelt. 

Demosanititer im 
Fadenkreuz 
Daß gerade die Demosanitäter kriminali­
siert werden ist kein Zufall. Die Erfahrung 

hat gezeigt, daß es notwendig ist, unab­
hängig von den etablierten Rettungsver­
bänden zu sein. Häufig sindVerbände wie 
das Rote Kreuz nicht an den Punkten, wo 
dringend Erste Hilfe geleistet werden 
muß. Außerdem kommt es immer wieder 
vor, daß Daten von Verletzten von diesen 
an die Polizei weitergegeben werden. 
Bei ihrer Aufgabe sind die autonomen Sa­
nitäter oft auf Duldung durch die Polizei 
angewiesen, deshalb haben sich alle Sa­
nigruppen verpflichtet, sich auf keinen 
Fall an militanten Aktivitäten zu beteili­
gen. 
Durch ihre Kennzeichnung stechen sie 
aus jeder Menschenmenge heraus. ln 
dem Prozeß gegen Willi wird sich dieser 
Umstand zunutze gemacht. Gerade we­
gen seiner Kennzeichnung mit der Sani­
faust, wollen die Polizeizeugen Willi nach­
träglich als Übeltäter wiedererkannt ha­
ben. Wenn Schuldige gefunden werden 
müssen, bieten sich die eindeutig identifi­
zierbaren Sanitäter (selbst für Polizeizeu­
gen, die gar nicht dabei waren) förmlich 
an. 

Bei der Kriminalisierung der autonomen 
Sanitäter geht es den Polizeistrategen vor 
allem darum, eigenständige Strukturen 
zum Schutz von Massenaktionen zu zer­
schlagen. 
Nicht umsonst lancierte das bayerische 
Innenministerium Medienberichte, in de­
nen Demosanitäter "eine Führungs- und 
Leitfunktion unter den Militanten" ange­
dichtet wird. 0-Ton einer Fernsehsen­
dung des bayerischen Rundfunks 
(Kommt nun das Ende in Wackersdorf?): 
"Zum Heranführen neuer Kräfter verwen­
den sie Sprechfunkgeräte. Die Kräfte sind 
in Kommandos eingeteilt •.. Landkarten 
enthalten auch Ziele für Anschläge. Au­
ßerdem werden detaillierte Anleitungen 
zum Umsägen von Strommasten ausge­
geben ... ". 
Nach so einer Vorverurteilung wundert es 
niemanden mehr, daß immer härter vor­
gegangen wird. Bei den Herbstaktionen 
wurde eine Münchner Sanifrau, die gera­
de Verletzte versorgte, von Polizisten der 
Berliner Sondereinheit EBLT lebensge­
fährlich verletzt. 

"fetzngaier" wiederum beschlagnahmt! 

Die jugendeigene Zeitung "fetzngaier" 
wurde auf Anordnung des Landgerichts 
Nürnberg-Fürth beschlagnahmt. 
Bei einer Hausdurchsuchung am Mon­
tag, den 18.1.88 um 16.00 Uhr stellten Be­
amte der Kriminalpolizei 97 Exemplare 
der Ausgabe 14, Dezember 1987, sicher. 
Der "fetzngaier" war bereits am 14. De­
zember in einer Auflage von 10 000 Exem­
plaren erschienen. 
Gegen den 21 jährigen presserechtlich 
Verantwortlichen wurde ein Strafverfah­
ren eingeleitet. 

Erst vor wenigen Wochen war ein Ermitt­
lungsverfahren, das Amtsrichter Träg im 
April letzten Jahres gegen zwei Redak­
teurinnen des "fg" angestrengt hatte, we­
gen nicht Nachweisbarkelt strafbarer 
Handlungen eingestellt worden. 
Unter anderem wurde dabei ein als por­
nographische Schrift deklarierter Comic 
als Kunst gewertet, die unter den Schutz­
bereich des Grundrechts der Kunstfrei­
heit falle. 
Auch im neuerlichen Beschlagnahmefall 
wird eine satirische Zeichnung, diesmal 
von der bekannten Österreichischen Kari­
katuristin Elisabeth Kmöllninger, bean­
standet. 
Die Karrikatur, in der der gekreuzigte Je­
sus als Mausefall arrangiert ist, sei eine 
zynische, taktlose und grob herabsetzen­
den Darstellung des HERRN. Durch sie 
werde das christliche Bekenntnis in einer 

Weise beschimpft, die geeignet sei, den 
öffentlichen Frieden zu stören. 
Die Zeichnung ist einem Sammelband 
entliehen, der im Verlag Zweitausendeins 
unbeanstandet erschienen ist. 
Darüberhinaus wurde ein Artikel zur "Aus­
einandersetzung um die RAF" beanstan­
det, in dem ein Redakteur das Buch: "Nix­
gerafft -10 Jahre Deutscher Herbst" von 
Oliver Tolmein und Detlef zum Winkel 
(Konkret Literatur-Verlag) bespricht. ln 
ihm werde die Bundesrepublik und ihre 
verfassungsmäßige Ordnung beschimpft 
und böswillig verächtlich gemacht. Unter 
anderem wird in dem Artikel festgestellt, 
daß eine Verfassungswirklichkeit in der 
Bundesrepublik nie existiert habe. 
Dieser Staat bediene sich bis in die Ge­
genwart - personell und wenn es sein 
muß strukturell - seines Vorgängerstaa­
tes. Das Blendwerk sei prächtiger gewor­
den, aber die Unterdrückung und Aus­
beutung werde weiterhin unbekümmert 
praktiziert. Natürlich werde bei Bedarf 
auch heute noch geschossen, gesprengt, 
getötet - alles von Staats wegen, alles 
auch ohne RAF. 
Das Landgericht sieht darin eine Herab­
würdigung der Bundesrepublik als frei­
heitliche Demokratie und eine Mißach­
tung ihrerverfassungsmäßigen Ordnung. 
Das Amtsgericht Nürnberg konnte auch 
diesmal keine strafbaren Handlungen er­
kennen und lehnte eine Beschlagnahme­
verfügung ab. Das Landgericht Nürn-

berg-Fürth sah das anders und leitete ein 
Strafverfahren ein. Die Redaktion des 
"fg" kann, wie das Amtsgericht, in dem 
beanstandeten Text keinerlei Straftat er­
kennen. Höchstenfalls kann die Redak­
tion, wie das Amtsgericht schon betonte, 
die inkriminierte Passage als scharfe Kri­
tik an der Verwirklichung der bundesrepu­
blikanischen Verfassung erkennen. 
Bei der bemängelten satirischen Zeich­
nung handelt es sich eindeutig um Kunst, 
- meint die Redaktion. Das müßte auch 
dem Landgericht bekannt sein, zumal 
sich das Amtsgericht ja geweigert hat, ei­
ne Beschlagnahme zu verfügen. 
Die Redaktion des "fg" glaubt deshalb, 
daß es dem Landgericht gar nicht so sehr 
um die Verfolgung einer strafbaren Hand­
lung, sondern um die Einschüchterung 
der Redakteure geht. 
Das ist Zensur! 
Die Redaktion fühlt sich um ihre Grund­
rechte der Meinungs- und Pressefreiheit 
betrogen. Kleine, unabhängige, aber fi­
nanziell gebundene Zeitung wie der "fg" 
sollen ihrer Existenz beraubt werden. 
Die Stadt Nürnberg wird sich bei einer 
derartigen Häufung von Beschlagnah­
mungen sicherlich überlegen, ob sie den 
"fg" noch aus den städtischen Mitteln des 
Alternativtopfes mitfinanzieren will. Sollte 
die Stadt ihre Förderung einstellen, wäre 
das gleichbedeutend mit dem Ende des 
"fg". 
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Neues aus dem 

a se 
Zimmermann 
Angesichts der Gesetzesflut Im Be­
reich der sog. Inneren "Sicherheit" in 
den letzten Jahren fällt es schwer, die 
passenden Worte zur Kommentlerung 
der neuesten Pläne aus dem Hause 
Zimmermann zu finden. Sicher haben 
auch die letzten Verschärfungen in Sa­
chen Demonstrationsrecht nicht daran 
gehindert, politisch eindrucksvolle De­
monstrationen zu veranstalten und 
durchzusetzen. Das wird auch so blei-

ben, wenn die Entschlossenheit hierzu 
besteht. Aber der Preis soll eben noch 
ein Stückehen höher, die Kriminalisie­
rung ausgedehnt werden. Deshalb hal­
ten wir es für wichtig, die Ausgeburten 
der (Un)sicherheitsexperten aufmerk­
sam und im Detail zu verfol8en. Des­
halb Im folgenden ein kleiner berblick 
über die neuesten geplanten Verschär­
fungen. 

Unmittelbar nach den Frankfurter Ereig­
nissen im November 87 legte Bundesmi­
nister Zimmermann ein Maßnahmepaket 
auf den Tisch des Kabinetts. Ganz im Gei­
ste der letzten Gesetzesnovaliierungen 
soll diese neue Wundertüte wie immer ei­
ne radikale Opposition zerschlagen, au­
ßerparlamentarische Bewegungen spal­
ten und deren Presseorgane zensieren. 
Als Kernstück gilt für Zimmermann & Kon­
sorten das "strafbewehrte Vermum­
mungsverbot". Bei näherem Hinsehen er­
scheint es allerdings fraglich, ob diese 
Regelung tatsächlich die für oppositionel­
le Bewegungen gefährlichste Maßnahme 
ist oder ob hier nicht wieder einmal Nebel­
kerzen geworfen werden. So wie vor nur 
einem Jahr heftigst über die Kronzeugen­
regelung debattiert wurde, sie schließlich 
fallengelassen und dafür mehr oder weni­
ger sang- und klanglos die Verschärfung 
des § 129a StGB und die Einführung des 
§ 130 a StGB durchgesetzt wurde, so dis­
kutiert nun alles über die Sinnheftigkeit 
und Durchführbarkeit eines strafbewehr­
ten Vermummungsverbots; außer acht 
bleiben in der öffentlichen Debatte die 
vielen anderen Gesetzesvorschläge. 

IndeRingen im 
Versammlungsrecht 
Was Zimmermann als Kernstück präsen­
tiert, erweist sich als ein ganzes Bündel 
von Verschärfungen in Sachen Demon­
strationsrecht Zum Thema Vermum­
mungsverbot istfolgendes in der Mache: 
Seit der letzten Verschärfung des Ver­
sammlungsgesetzes (18.7.85) konnte die 
vermummte (Stichwort: Haßkappe) und/ 
oder "schutzbewaffnete" (Stichwort: 
Helm) Teilnahme an einer Versammlung 
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als Ordnungswidrigkeit verfolgt werden. 
Dies bedeutete, daß die Polizei ein Er­
messen bei der Entscheidung hatte, ob 
sie jemand Vermummtes aus der Demo 
rauszieht oder nicht. Soweit bekannt, 
wurde allerdings seit der Verabschiedung 
kaum von der Vorschrift Gebrauch ge­
macht. Gleichzeitig wurde allerdings 
ebenfalls am 18.7.85 die Vermummung 
und "Schutzbewaffnung" in einer "ge­
walttätigen" Versammlung als (einfacher) 
Landfriedensbruch und somit als Straftat 
kreiert (§ 125 Abs. 2 StGB). 
Nach den neuen Vorschlägen soll nun be­
reits die vermummte und/oder schutzbe­
waffnete Teilnahme eine Straftat sein. Das 
Gleiche soll für den Weg zu einer Ver­
sammlung in vermummter oder schutz­
bewaffneter Aufmachung gelten. Straf­
maß: Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder Geldstrafe. 
Doch damit nicht genug: Denn nun soll ei­
nen Verstoß gegen das Versammlungsge­
setz begehen, wer sich auf dem Weg zu 
einer Versammlung unter freiem Himmel 
befindet und vermummungs- oder 
schutzbewaffnungsgeeignete Gegen­
stände mit sich führt. Dies würde natür­
lich zu noch massenhafteren Auto-, Per­
sonen- und Taschendurchsuchungen be­
rechtigten ... 

Mobilisierungshürden 
Entscheidende Auswirkungen wird auch 
folgende neue Regelung haben: mit Frei­
heitsstrafe bis zu einem Jahr soll der Auf­
ruf zu einer verbotenen Vesammlung be­
straft werden. ln Anbetracht des üblichen 
Behördenverhaltens, nur wenige Tage vor 
einer Demo diese zu verbieten, sodaß es 
oft kaum noch möglich ist, das Verbot vor 
den Gerichten anzugreifen, kann dies ei-

ne Mobilisierung um einiges erschweren. 
Allerdings soll der neue§ 23 VersG einen 
Abs. 2 erhalten, wonach ein Aufruf zu ei­
ner an sich verbotenen Versammlung 
nicht strafbar ist, wenn sich das Verbot 
als nicht rechtmäßig erweist. Dies stellt 
sich bei dem Arbeitstempo der Verwal­
tungsgerichte allerdings oft erst nach 
Jahren heraus (siehe das legendäre Brok­
dorf-Urteil). Die Strafgerichte arbeiten da 
bekanntlich schneller. Ob dann in den 
Strafprozessen die Rechtmäßigkeit eines 
Demoverbotes überprüft werden soll 
oder mit einer Strafverfolgung abgewar­
tet werden muß, bis von einem Verwal­
tungsgericht über die Sache rechtskräftig 
entschieden wird, ist nicht klar. 

Deeskalationsgesprlche 
mit der Polizei 
Bis jetzt konnte in den Bewegungen noch 
ein einigermaßen durchgängiger Kon­
sens darüber erhalten werden, daß im 
Vorfeld von Aktionen keine überVerkehrs­
regelungsfragen hinausgehenden Koo­
perationsgespräche geführt werden. 
Zwar verlangten in letzter Zeit zuneh­
mend Polizei und Behörden immer wie­
der von Veranstalterinnen Distanzie­
rungserklärungen und ähnliches (zumeist 
vergeblich). Dabei beriefen sie sich jedes 
Mal auf das von vielen so gefeierte Brok­
dorf-Urteil, in dem den Veranstalterinnen 
zu "einseitigen vertrauensbildenden 
Maßnahmen" gegenüber den Behörden 
geraten wurde, um die Schwelle für Ver­
bote und polizeiliches Einschreiten her­
aufzusetzen. Dennoch hing die Frage von 
Zugeständnissen allein von der Radikali­
tät und politischen Entschlossenheit der 
Bewegung ab. Das bleibtzwar hoffentlich 
so, soll aber riskanter gemacht werden, 



denn nun soll als Ordnungswidrigkeit mit 
Bußgeld verfolgt werden, wenn Veranstal­
terinnen gegen eine "Pflicht ( ... ) zur Zu­
sammenarbeit mit bzw. Auskunft gegen­
über den zuständigen Behörden" versto­
ßen. 

Haftbefehle wegen 
Vennummung 
Der Haftgrund "Wiederholungsgefahr" 
soll ebenfalls für Demonstrantinnen ein­
geführt werden (bis jetzt mußten die Haft­
befehle, die z.B. wegen Verdachts des 
Landfriedensbruchs erlassen wurden, 
mit Flucht- oder Verdunkelungsgefahr be­
gründet werden). Es herrschen noch klei­
ne Meinungsverschiedenheiten zwi­
schen Zimmermann und der FDP bzw. 
Justizminister Engelhardt. Zimmermann 
will den Haftgrund Wiederholungsgefahr 
(§ 112 a StPO) sowohl, bei besonders 
schwerem(§ 125 a StGB) als auch bei ein-

fachem (§ 125 StGB) Landfriedensbruch 
einführen, während Engelhardt dies in be­
währter Uberalität nur für den schweren 
Landfriedensbruch (§ 125 a StGB) einge­
führt wissen will. 
Nach§ 112 aStPOsoll dann ein Haft­
grund generell bestehen, wenn jemand 
dringend verdächtig ist, wiederholt oder 
fortgesetzt einen (schweren oder einfa­
chen) Landfriedensbruch begangen zu 
haben und "bestimmte Tatsachen die Ge­
fahr begründen", diese Person werde 1. 
weitere erhebliche Straftaten begehen, 2. 
die Haft zur Abwendung dieser Gefahr er­
forderlich ist und 3. Haft von mehr als ei­
nem Jahr zu erwarten ist. Eine weitere "Fi­
nesse": nach§ 112 aAbs. 1 Satz 2 StPO in 
der jetzigen Fassung hat die Annahme ei­
ner solchen Wiederholungsgefahr zur Vor­
aussetzung, daß der/die Taterln innerhalb 
der letzten 5 Jahre wegen einer "Straftat 
gleicher Art" rechtskräftig zu einer Frei­
heitsstrafe verurteilt worden ist. Dies soll 
so auch als Voraussetzung für alle ande-

ren in § 112 a StPO genannten Straftaten 
bleiben -Ausnahme: Verdacht des Land­
friedensbruchs! Hier wird großzügig auf 
eine mal erfolgte rechtskräftige Verurtei­
lung verzichtet. Nach dem Zimmermann­
Entwurf könnte dann also jemand in Un­
tersuchungshaft gebracht werden, der/ 
die schon einmal wegen Vermummung 
auf einer "gewalttätigen" Demo (= einfa­
cher Landfriedensbruch) verdächtigt und 
dann unter dem gleichen Vorwurf noch 
einmal festgenommen wurde, ohne daß 
ein Gericht den früheren Verdacht über­
prüft hat. Das kommt dem ständigen Ruf 
der CDU/CSU nach mehr Haftbefehlen 
wohl sehr entgegen. 

Befürwortung von 
Straftaten 
-die Zensur wird 
perfektioniert 
Als weiteres Instrument gegen oppositio­
nelle Bewegungen ist ein neuer § 130 b 
StGB gedacht. Erst seit 1.1.87 ist § 130 a 
StGB in Kraft, der die sog. Anleitung zu 
Straftaten unter Strafe stellt (siehe RADI­
AKTIV 12). Der CDUICSU war dies jedoch 
erklärtermaßen nicht genug. Es sollte 

wieder die bloße Befürwortung von Straf­
taten verfolgt werden; dies ist keine neue 
Erfindung, sondern ein Rückgriff auf ein 
schon einmal existierendes Gesetz. Mit 
dem im Januar 1976 im Zuge der Terrori­
stenhetze verabschiedeten Gesetzes 
"zum Schutze des Gemeinschaftsfrie­
dens" wurde u.a. § 140 StGB a.F. erwei­
tert, verfolgt wurden damals die "Befür­
wortung und Billigung von Gewalt" durch 
solche Worte und Schriften, die "nach 
den Umständen geeignet sind, den öf­
fentlichen Frieden zu stören". § 140 StGB 
wurde jedoch im Zuge kurzfristiger sozial­
demokratischer Uberalisierungsanfälle 
wieder abgeschafft. 
Nun ein neuer Versuch: ganz im alten Sin­
ne wird jetzt unter Strafe (und zwar bis zu 
drei Jahren) gestellt, wenn jemand eine 
Schrift verbreitet, die 1. die Begehung ei­
ner in § 126 StGB genannten Tat befür­
wortet und 2. nach ihrem Inhalt dazu be­
stimmt ist, die Bereitschaft anderer zu för­
dern, durch die Begehung derTat den öf-

fantliehen Frieden zu stören. Das Gleiche 
soll für diejenigen gelten, die die in § 126 
StGB genannten Straftaten in einer öf­
fentlichen Versammlung befürworten. 
ln § 126 StGB sind neben Mord, Völker­
mord, Körperverletzung auch solche De­
likte genannt wie Brandstiftung und an er­
ster Stelle der besonders schwere Land­
friedensbruch (§ 125 a StGB). 
Getroffen werden mit diesem Zensur-§ 
vor aiiP.m Zeitungen der Anti-WAA/AKW­
Bewegung. Die pure Berichterstattung 
über alle Arten von Aktionen (auch Brand­
anschläge) soll in Bewegungszeitungen 
unterbunden werden. Die "Befürwor­
tung" durch eine Bewegungszeitung wird 
locker darüber konstruiert, daß eine sol­
che Zeitung den Zielen der Bewegung na­
hestehe. Deshalb ist die Zeitung dann 
auch geeignet, andere zur Störung des 
öffentlichen Friedens zu stimulieren; 
schließlich wolle sie ja gerade die Aktivi­
stinnen der Bewegung erreichen. Wir 
kennen das ja ... So ist bis jetzt noch in 
jedem Urteil gegen die RADI-AKTIV fest­
gestellt worden, daß zwar verschiedene 
Artikel noch keine konkrete Aufforderung 
zu Straftaten, "nur" eine Befürwortung 
derselben enthielten. Befürwortung sei 
aber nicht mehr strafbar - das "leider" 
konnte sich jede/r hinzudenken oder 
nicht. Dies würde sich dann mit dem neu­
an Gesetz ändern. Schon jetzt ist es 
kaum noch möglich, im vorhinein zu beur­
teilen, ob eine Formulierung die Verfol­
gungsgelüste der Staatsanwälte trifft 
oder nicht- mal unabhängig von der Fra­
ge, ob aus politischen Gründen dann 
trotzdem eine "heikle" Formulierung ge­
wählt wird. Mit dem neuen Gesetz dürfte 
das Schreiben für eine Zeitung wie RADI­
AKTIV oder ATOM noch mehr zu einem 
u.U. teuren Vergnügen werden- die Straf­
drohung von bis zu drei Jahren trägt dazu 
noch bei. 

Kronzeugenregelung 
Vor einem guten Jahr war dieses Thema 
heiß umstritten. Damals hatte die CDU/ 
CSU versucht, einen Straferlaß für Kron­
zeugen in § 129 a StGB-Verfahren durch­
zusetzen - also für Personen, gegen die 
selbst nach § 129 a StGB (terroristische 
Vereinigung) ermittelt wird, die sich aber 
als Zeugen der Anklage gegen Mitbe­
schuldigte zur "Verfügung" stellen und 
diese sowie begangene und geplante 
Straftaten preisgeben • Damals verwei­
gerte die FDP die Zustimmung. 
Die öffentliche Erregung erinnerte in den 
Volksäußerungen an den Deutschen 
Herbst '77: aufgeregt wurde befürchtet, 
daß dann ja "Mörder frei herumlaufen", 
wie zahlreiche besorgte Bundesbürger 
über die Medien kundtun durften. ln 
Fachkreisen wurde akademisch kritisiert, 
der Kronzeuge sei ein dem "deutschen 
Recht fremdes Instrument", bedeute die 
Durchbrechung bewährter Prinzipien. 
Nicht beachtet wurde jedoch, daß mit 
dem Vorschlag vor allem dem General­
bundesanwalt ein entscheidender 
Machtzuwachs zugeschustert werden 
sollte. 
Denn er solte darüber bestimmen dürfen, 
ob einem Kronzeugen Straferlaß gewährt 
werden soll. Daß das nicht nur bedeutet. 
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jemanden aus der U-Haft rausgehen zu 
lassen, ist klar; so jemand muß mit einer 
neuen Identität und den finanziellen Vor­
aussetzungen für einen Start ausgestat­
tet werden. Aber nicht nur das: der Gene­
ralbundesanwalt (GBA) vermag mit einem 
solchen Instrument die § 129 a-Prozesse 
völlig zu steuern. So wie V-Leute werden 
auch Kronzeugen im stillen Kämmerlein 
ihre belastenden Aussagen machen, der 
GBAentscheidet, was in Prozesse einge­
führt wird und was nicht (praktisch z.B. 
bei staatlicher, geheimdienstlicher Betei­
ligung an Straftaten - Stichwort Celler 
Loch), die Angeklagten und Verteidigerin­
nen werden keine Gelegenheit haben, in 
Zeugenvernehmungen die Angaben des 
Kronzeugen zu überprüfen. Denn Kron­
zeugen werden so wie V-Leute den Ge­
richten mit der Begründung, ihr Leib und 
Leben sei durch einen öffentlichen Auftritt 
vor Gericht gefährdet, vorenthalten wer­
den. 
Dem jetzigen Vorschlag für eine Kronzeu­
genregelung hat die FDP im Kern bereits 

Das ist das Motto des neu aufgestellten 
.,Unterstützungskommandos" in Bayern. 
ln der Nacht zwischen 3. und 4. Februar 
führte Staatssekratär Peter Gauweilerder 
Presse vor, wie es in Zukunft bei Demon­
strationen in Bayern zugehen soll. Unmit­
telbar nach den Frankfurter Schüssen 
hatte Bayern beschlossen, eine (weitere) 
Spezialtruppe aufzustellen. Aufgaben: 
Beweiskräftige Festnahmen. Mit welchen 
Mitteln dies vonstatten gehen soll, wurde 
in der Presse eindurcksvoll geschildert. 
Für einige Journalisten hatte sich Gau­
weller zur richtigen Einstimmung eine 
kleine Überraschung ausgedacht: sie 
durften mit ihm in einem Polizeibus zum 
Gelände des Bundesgrenzschutzes in 
München-Oberschleißheim fahren. Un­
terwegs wurden sie- für die Journalisten 
unerwartet-von einer "Horde vermumm­
ter Chaoten" mit Farbbeuteln, Holzknüp­
peln und Steinen angegriffen. Gauweiler 
zu den erschrockenen Journalisten: "Wir 
wollten Ihnen mal vermitteln, wie sich Po-
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zugestimmt. Das Gesetz soll befristet bis 
zum 31.12.91 gelten. Anwendung finden 
soll es auf Yater und Teilnehmer einer 
Straftat nach § 129 a StGB oder einer mit 
dieser Tat zusammenhängenden Straf­
tat". Offenbart ein Kronzeuge sein Wis­
sen, welches geeignet sein muß, die Be­
gehung ähnlicher Straftaten zu verhin­
dern, die Aufklärung zu fördern oder zur 
Festnahme eines Taters zu führen, dann 
kann die Strafe erlassen oder gemildert 
werden. Das Verfahren gegen den Kron­
zeugen kann auch durch ein Gericht mit 
Zustimmung des Generalbundesanwalts 
eingestellt werden. Wird gegen den Kron­
zeugen wegen Mord undTotschlag ermit­
telt, soll nur die Milderung der Strafe auf 2 
Jahre- so der Zimmermann-Vorschlag­
möglich sein. Hier gibt es allerdings noch 
Streit mit der FDP: da eine Freiheitsstrafe 
von zwei Jahren noch zur Bewährung 
ausgesetzt werden kann, will sie die Mil­
derung nur auf drei Jahre zulassen, damit 
die Mörder wirklich nicht frei rumlaufen 
können. Streitig ist auch noch, ob der Ge­
neralsbundesanwalt schon im Ermitt­
lungsverfahren über Straferlaß bzw. -mil­
derung entscheiden kann oder ob hier ein 
Richter- Ermittlungsrichter am BGH, so 
die FDP- für die Entscheidung zuständig 
ist. Werwissen will, was alles zu den Straf-

lizisten fühlen, die bei einer Großdemon­
stration im Einsatz sind und schon bei der 
Anfahrt von Gewalttätern attackiert wer­
den" (SZ 5.2.88). 
Nach diesem Vorspiel wurden die Fähig­
keiten der neu aufgestellten Truppe vor­
geführt. 619 Freiwillige hatten in 8 Wo­
chen ein Training in sämtlichen Kampf­
sportarten absolviert, stationiert sind sie 
in München, Nürnberg, Erlangen, Fürth, 
Coburg, Selb, Freilassing, Würzburg, Da­
chau und Lindau. Innerhalb einer Stunde 
könne die gesamte Truppe überall sein, 
so Häring, Leiter der Polizeiabteilung im 
Innenministerium. Ausgerüstet sind sie 
mit "leichten Trekkingschuhen", schwer 
entflammbaren Overalls, Schienbein-, 
Arm- und Schulterschutz, Atemschutz­
masken, schußsicheren Westen und ei­
nem neuen Holzstock, der "Räum- und 
Abdrängstock" genannt wird. Mit "Das 
Beste ist für uns gerade gut genug"· gab 
Häring das Motto für die Ausrüstung be­
kannt. Auf Schutzschilde wurde für das 

taten nach § 129 a StGB seit den letzten 
Verschärfungen gehört, die/der lesa in 
RADI-AKTN Nr. 12 nach. 

Der Niitigungs-§ ohne 
politischen Hintergrund 
Gebastelt wird ferner noch an einer spe­
ziell für Blockadeprozesse geeigneten 
Norm. Ganz offensichtlich herrscht Unzu­
friedP-nheit über "zu viele" Freisprüche in 
den Prozessen, die vor allem gegen Frie­
densbewegungsmitglieder eingeleitet 
wurden. Ihnen wurde immer Nötigung 
vorgeworfen. ln wenigen Fällen lehnten 
Richter eine Verurteilung ab, denn bei der 
Nötigung müssen die eingesetzten Nöti­
gungsmittel {Straße mit Körpern blockie­
ren) im Verhältnis zum Zweck der Aktion 
besonders verwerflich sein. Über diese 
Schiene konnten natürlich regelmäßig die 
Forderungen und Ziele der Friedensbe­
wegung in einen Prozeß eingeführt wer­
den. Hier wird nach einer reibungsloseren 
Verurteilungsmöglichkeit gesucht, mit 
der- wie von Engelhardt geäußert- poli­
tische Beweggründe und die Motivation 
für die Blockade überhaupt aus dem 
Spiel bleiben sollen. Bis jetzt liegt noch 
kein Gesetzesvorschlag vor. 

"Unterstützungskommando (USK)" ver­
zichtet: "weil'wir jetzt in die Störer hinein­
gehen, brauchen wir die nicht mehr" (Hä­
ring in der NN vom 5.2.88). 

Bei der Vorführung in Oberschleißheim 
wurde dann eine brennende Barrikade 
mit einem "Panzerwagen 61", der mit ei­
ner Räumschaufel ausgerüstet ist, nieder­
gewalzt, eine Fahrbahnbresche in die Po­
lizeichaotenrnenge geschlagen. Die "Ge­
fangenen" werden im Würgegriff abge­
führt. Bei anschließender Kampfsportvor­
führung schildert die NN beeindruckt die 
Kampfschreie, daß Körper durch die Luft 
wirbeln, Gelenke auskugeln • • • Zum 
Schluß der Vorführung hatten die gefan­
gen genommenen polizeilichen Störer im 
Gleichschritt zu den Gefangenensam­
melstellen abzumarschieren. "ln Zukunft 
werden alle Demonstrationen im Freistaat 
so beendet", sagte Gauweiler (NN 
5.2.88). 



Immer noch aktuell-und nicht nur we- zur Gewalt oder Verunglimpfung der BRD 
gen der Hanauer Atomskandale - oder ähnliches. Aber da das Rechtsamt 
"WAArum-Business, Bomben, BRD"- nicht fündig wurde, mußte eine andere 
der Film der Videowerkstatt Erlangen. Methode herhalten: 
Im September '87 hatte dieser Video OB Hehlweg zitiert den E-Werk Vor-
Premiere und bereits kurz danach be· stand zu sich, um ihm mit Hilfe des zie-
reitete er einigen Herren Kopfschmer- henden Arguments-dem großen städ-
zen. Zeigt doch der Dokumentarfilm in tischen Etat- die Augen zu öffnen. Sie 
77 Minuten mit vielen Fakten, Zitaten müßten doch zustimmen, daß dieses 
und Belegen die Gründe auf, warum "üble Machwerk" (0-lbn Hahlweg) ge-
die WAA in Weckersdorf gebaut wird: gen die Satzung des E-werks verstößt, 

J 
die "zur Förderung des Völkerverstän-

0 • digungsgedanken aufruft" und das 
I e 1/)r,. "Entgegenwirken an einem Aufleben 
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ken. Wahr ist er trotzdem, was auch zuvor 
in "WAArum" belegt wird. Aber offensicht­
lich meint der Oberbürgermeister, daß al­
les, was "seiner" Firma nicht in den Kram 
paßt, verboten gehört. Ein Verbot des Vi­
deos legte er nämlich dem E-Werk Vor­
stand nahe. 
Damit wären wir bei den nächsten Figu­
ren im demokratischen Kabarett: den E­
Werk-Offiziellen. Selten genug werden in 
ihrem Kommunikationszentrum politi­
sche Inhalte diskutiert. Längst ist ihr Ver­
ein, der auch den Kosenamen Kommer­
zwerk trägt, zur städtisch-praktischen 
Abfüllstation Arbeitsloser und sonstiger 
ungern gesehener Elemente geworden, 
schön sauber und übersichtlich, von So­
zialarbeitern und Pädagogen überwacht. 
Der Vorstand dieses Vereins beschließt 
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nicht um Strom billiger zu machen, 
Atommüll zu beseitigen, die Umwelt zu 
schonen oder die Stromversorgung zu 
sichern; vielmehr ist die WAA der Be· 
standteil des bundesdeutschen Atom­
programms, der letztendlich die be­
queme Fertigung von Atomwaffen in 
großem Maßstab möglich macht. 
Atomwaffen, mit deren Hilfe sich die 
Bundesrepublik eine stärkere Position 
sowohl gegenüber den eigenen Ver­
bündeten in der NATO, als auch denen 
gegenüber sichern will, die sie zu ihren 
Feinden erklärt. Eine starke Position, 
die sie zur ungestörten Durchsatzung 
ihrer imperialistischen Politik in der 
Welt nutzen will. Soweit zum Inhalt des 
Films. Nun zu seiner mittlerweise 
sechs-monatigen Aufführungsge­
schichte. 
Produziert wurde der Video größtenteils 
im E-Werk, Kommunikationszentrum der 
Stadt Erlangen. Letztere ist Sitz vom Welt­
konzern Siemens und der KWU, Haupt­
profitmacher des westdeutschen Atom­
geschäfts und seit neuestem ein Unter­
nehmensbareich von Siemens. 
Bereits wenige Wochen nach der hoff­
nungsvoll überfüllten Urauführung sen­
dete Siemens, der größte Arbeitgeber, 
der größte Steuerzahler, das imagestei­
gemde Aushängeschild der Stadt, die 
Prinzessin auf der Erbse, eine Brief an die 
Stadtverwaltung und setzt diese davon in 
Kenntnis, daß ihnen gar nicht gefällt, daß 
"solche Produktionen, die die Firma 
und Ihre Partner auf der ganzen Welt 
denunziert", auch noch mit öffentlichen 
Geldern finanziert werden. Dazu muß er­
läutert werden, daß das E-Werk einen 
jährlichen städtischen Zuschuß von 
600 000 DM bekommt. 
Kommern wir zur nächsten Figur der Ge­
schichte: Oberbürgermeister Dietmar 
Hahlweg, SPD-Mitglied, Kammerdiener 
obengenannter Prinzessin, der ihr jeden 
Wunsch von den Lippen abliest, immer in 
der Sorge um ein "gedeihliches Wach­
stum der Stadt". Er ließ gleich mal prüfen, 
ob "WAArum" keine der üblichen Straftat­
bestände nachzuweisen war, wie Aufruf 

militaristischer, nationalistischer und 
totalitärer Tendenzen" fordert. Zutiefst 
betroffennachtden OB folgender Film­
text: 
"Der Profit ist der einzige Zweck der Wa­
renproduktion in den westlichen Indu­
striestaaten. Den Konzernen ist es egal, 
unter welchen Umständen und in wel­
chem Land sie ihre Geschäfte treiben, 
wenn nur die Profitrate stimmt. Der einzi­
ge Störfaktor bei den weltweiten Ge­
schäften des Kapitals ist die Sowjetuni­
on. Um diese zu vernichten, haben die 
westlichen Staaten die Nato gegründet, 
in der die USA die Führungsrolle über­
nommen haben." 
Vielleicht mag dieser Text, aus dem Zu­
sammenhang gerissen, etwas platt wir-
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kurzerhand ein Verbot des Videofilms und 
begründet seine Kuscherei mit dem übli­
chen Gefasel von der Abhänigkeit von 
städtischen Geldern. Und um die Arsch­
kriecherei auch für die Zukunft perfekt zu 
machen, erstellt er gleich noch einen Vor­
schriftenkatalogfür zukünftige Produktio­
nen. So muß ab jetzt vorher eine ausführli­
che, schriftliche Konzeption mit Namen 
aller Beteiligten, ViSdP sowieso, vorge­
legt werden. Vor einer Veröffentlichung 
müssen fertiggestellte Produktionen so­
wie ein Verleih derselben vom E-Werk ge­
nehmigt werden. 
Das ging vielen nun doch zu weit. Kurz 
vor dem ersten geplanten und dann ver­
botenen Vorführtermin von "WAArum" im 
Januar im E-Werk tauchen Flugblätter 
auf, in denen eine Vorführung des Films 
trotz Verbot für den 16.1.88 angekündigt 
wird. Diese fand auch statt, trotz anfängli­
cher Schwierigkeiten, die verrammelten 
Räume zu öffnen. Vor 250 interessierten 
Zuschauern wird der Video gezeigt und 
das Verbot verdammt. Zwei Tage später 
beschließt die Mitgliederversammlung 
des Vereins die Aufhebung des Verbots 
mit großer Mehrheit. 

Dann beschäftigt sich auch ein weite­
rer Personenkreis mit "WAArum": die 
SPD-Kreismitgliederversammlung, so­
zusagen die Basis des Oberbürgermei­
sters. Sie fürchtet um das liberale Ima­
ge der Partei. 
Es gibt reichlich Schelte für den OB, der 
"auf Druck wirtschaflticher und finanziel­
ler Macht" (sprich Siemens) "Vorzensur'' 
geübt und "den mündigen Bürger ver­
ächtlich gemacht" habe, und außerdem 
sei ein Verbot "in dieser relativ ruhigen 
Zeit" doch wirklich nicht nötig gewesen. 
Um den vom OB "angerichteten Flur-
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schaden wenigstens teilweise wiedergut­
zumachen". beschließt die SPD-Mitglie­
derversammlung bei nur drei Gegenstim­
men, ,.WAArum" in einer öffentlichen Ver­
anstaltung mit anschließender Diskus­
sion vorzuführen. 
Als dann auch noch die örtliche Presse 
vom Domröschenschlaf erwacht und den 
ganzen Wirbel publik machte, war wohl 
das Gegenteil von dem erreicht, was das 
Verbot bewirken sbllte. Für d ie Einstellung 
des Verleihs dieses unbequemen Films­
was sich Siemens am liebsten gewünscht 
hätte-war es sowieso schon viel zu spät: 
zur Zelt des Briefes von Siemens an die 
Stadt waren Kopien des Videos längst in 
vielen deutschen Städten und nach Hav­
anna 0) unterwegs. 
Die obengenannte öffentliche Diskus­
sion, die Hahlweg wieder zum liberalen 
Aushängeschild der Stadt, die Prinzessin 
auf der Erbse zur angesehenen Firma und 
das E-Werk zum autonomen Zentrum 
machen sollte, fand am 12.2.88 im großen 
E-Werk-Saal statt. Zwischen 800 und 
1000 sehen den Film diesmal. Auf dem 
Podium im Anschluß: der OB Hahlweg 
und seine Freunde W. Rudloff, Presse­
sprecher der KWU, A Wemer in Vertre­
tung des Weltkonzerns Siemens, zwei 
seiner Erfüllungsgehilfen vom E-Werk 

und zwei Vertreter der Filmproduzentln­
nen. 
Unter lauten Mißfallensbekundungen sei­
tens des Publikums beginnt W. Rudloff 
mit seinem Statement. Er unterstellt dem 
Film falsche Tatsachenbehauptungen, 
will oder kann seine Behauptung aber 
nicht beweisen. Als KWU-Mitglied ist er 
über bösartige Geschäftsschädigung 
empört, als Bundesbürger sieht er sein 
Land denunziert. ,.Mit kommunistischen 
Propagandamitteln" betreibe der Film 
.,Rufmord an der Bundesregierung". 
Hahlweg hat nur eine Schallplatte mitge­
bracht, die er im Laufe der Veranstaltung 
wiederholt abspielt: ein so übles Mach­
werk dürfe nicht mit öffentlichen Steuer­
geldern finanziert werden, auch wenn 
sich der Film im ja so breiten Rahmen .,un­
serer" Meinungsfreiheit bewege. 
Wie erwartet ging es jenen Vertretern 
nicht um eine Diskussion über die Inhalte 
des Film, sondern einzig und allein um ih­
re Imagepflege. Die allerdings Ist ihnen 
nicht gelungen, wurde die Veranstaltung 
doch mehr und mehr zu einem Tribunal für 
sie. 
(Kurzes Zwischenspiel: auf den Sie­
mens- und KWU-Köpfen landeten zwei 
rohe Eier, doch Hehlweg bemühte sich 
eifrig, sein 'R!Hnpo zu zücken und die 

Glatzen zu trocknen.) 

Bemerkenswert war, daß von Seiten der 
Firmenvertreter die Atomwaffenfähigkeit 
des Plutoniums aus einer fertiggestellten 
WM mehr oder weniger offen zugegeben 
wrude. W. Rudloff brachte dazu einen Ver­
gleich: er habe einen Hammer zuhause 
und können nicht nachweisen, mit die­
sem nicht eines Tages jemanden zu er­
schlagen. 
Auf die Frage, woher der OB denn den 
Vldao Oberhaupt kenne, wo er doch auf 
keiner öffentlichen Vorführung zu se­
hen war, antwortete der Angesproche­
ne, er habe eine Kopie von Siemens be­
kommen. Der Siemens-Vertreter Wer­
ner verweigerte auf die weitergegebe­
ne Frage die Aussage. Von der offiziel­
len Verlelhadresse: 
Medienwerkstatt Franken 
RosenaustraBe 7 
8500 NOrnberg 
Tel.: 0911/2B 8013 
hat er jedenfalls keine Kopie. Diejeni­
gen, die "WAArum" noch nicht kennen 
und neugierig geworden sein sollten, 
Können Ihn dort gegen 50,-DM auslei­
hen. Das Geld kommt übrigens der 
Rechsthilfe der Anti-WAA-Gegnerln· 
nenzugute. 

Wenn der Grüne und der Sozi mit den 
Schwarzen - oder: Drama im Kolp!!lghaus 
(Regensburg) 

Fast genau zwei Jahre nach der legendä­
ren Regensburger ,.Kolpinghaus-Biocka­
de" (vgl. RADI-AKTIV Nr. 7) veranstaltete 
der .,Arbeitskreis Polizei" der CSU zusam­
men mit der ultrarechten .,Hanns-Seidei­
Stiftung eine Podiumsdiskussion mit dem 
Trtel .,Rechtsstaat in Gefahr?", am glei­
chen Ort, wo damals der .,Wirtschaftsbei­
rat" der CSU mit Ministern, Bonzen und 
WM-Betreibem .,die Bedeutung der 
WM für die deutsche Wirtschaft" bere­
den wollte. Dazu kam es seinerzeit erst 
mit zweistündiger Verspätung, vielen pro­
minenten Diskutanten mußte mit massive 
Polizeigewalt EinlaB verschafft wer­
den ... 
Heuer wurde nicht blockiert. Es eilten je­
doch viele WM-Gegnerlnnen zur Veran­
staltung, nachdem bekannt geworden 
war, daß Franz Schindler, SPDier und im 
WM-Widerstand relativ bekannter 
Rechtsanwalt sowie Wolfgang Daniels, 
ebenfalls bekannterGrünen-MdB, mit auf 
dem Podium sitz~ würden, zusammen 
mit illustren Persönlichkeiten wie Herr­
mann Fellner und (MdB, Innen/Umwelt-
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ausschuß), Dr. Beckstein (Mdl, Sicher­
heitsausschuß) und Hermann Häring 
(,.Ministerialdirigent", bayer. Innenmini­
sterium) von der CSU sowie Wilhelm 
Fenzl (Polizeipräsident Niederbayem/Op­
ferpfalz), Rudi Eberwein (Stadtrat Re­
gensburg) und Helmut Becker (Hanau, 
.,Tatzeuge" 2. 11.) von der Polizei und min­
destens zu 213 ebenfalls von der CSU 
(bzw.CDU). 
Eigentlich wollte Daniels, wie aus ge­
wöhnlich gut unterrichteten Kreisen ver­
lautete, mit Polizeipräsident Fenz! ein pri­
vates ,,Abrüstungsgespräch" unter Aus­
schluß der Orrenttlchkett führen (Da­
niets: .,Wir reden mit jedem"), dies wurde 
jedoch verhindert. Unbeirrt von allseits zu 
hörender Kritik (Distanzierung der Bis so­
wie der Landes- & Bundesgrünen • . . ) 
stand Daniels seinen ,.Mann" auf dem Po­
dium, genauso wie der Herr Schindler. 
Die Bis und sogar die ,.Polizeilieblinge" 
vom ,.Arbeltskreis Theologie und Kern­
energie" hatten sich geweigert, aufs Po­
dium zu gehen. 



Im Grunde Einigkeit? 

Die gleichgeschalteten CSU-Meinungen 
und den Tränendrüsenbericht des "unpo­
litischen, nachdenklichen" Hanauer Poli­
zisten zu referieren, ist hier der falsche 
Ort. Zufälligerweise plädierten erstere al­
le für schärfere Gesetze gegen "Terrori­
sten", härteres Vorgehen der Polizei usw. 
Herr Becker (Hanau) machte sich dage­
gen mehr Gedanken um "Familie und 
Schule", was aber auch keine Themaver­
fehlung im CSU-Sinne war, ganz im Ge­
genteil! 

Ein dickes Lob bekamen der "Grüne" und 
der ,.Rote" von Dr. Beckstein, CSU: Deren 
Beiträgen habe man entnehmen können, 
daß das Gewaltmonopol des Staates zur 
Sicherung des labilen "inneren" und "äu­
ßeren Friedens" 
1. in gleicherWeise auch von der SPD mit­
getragen werde (Schindler widersprach 
nicht), 
2. und Danleis habe "im Prinzip" auch das 
"gleiche Ziel", auch wenn er sich "etwas 
verklausuliert" ausgedrückt habe (W.D. 
widersprach nicht). 

Was sagten die angesprochenen Herren 
wirklich? - Schindler stimmte der CSU­
Definition von "Rechtsstaat" ausdrück­
lich zu, meinte weiterhin, bestimmte 
staatliche Entscheidungen wie der Bau 
der WAA (die nicht immer "legitim" seien) 
hätten dazu geführt, daß die Polizei als 
~isation gesehen werde, die staatli-

chen Willen exekutieren müsse (Anm. des 
Autors: Kaut sie sonst Kaugummi?). Des 
weiteren war für Schindler klar, daß es 
Aufgabe des Staates sein müsse, zu be­
frieden, aber eben mehr im Hamburger 
Sinne (Hafenstraße). 
- Freund Danleis schließlich meinte, daß 
die Polizei zur Durchsatzung der "Mei­
nung der Politiker mißbraucht" werde. Er 
beklagte sich Ober verfehlte Einsatzkon­
zepte, Obermäßige Kontrollen etc.. Ein 
Daniels'sches Bonmot: "Staatsgewalt, 
die besonnen und großzügig handelt, 
macht sich nicht lächerlich". Folgerung 
seiner Entmilitarisierungstheorie war im­
merhin, daß der erste Abrüstungsschritt 
von seiten des Staates kommen müsse. 
Aber das glaubt er wohl selber mcht 
ernsthaft. 

Dr. Beckstein hatte also Recht mit seiner 
Einschätzung, daß die beiden "im Grun­
de" seiner Meinung wären. ln Formfra­
gen gibt es halt einige Unterschiede zwi­
schen CSU, SPD und grünen Realos, 
aber beim Inhalt nicht, oder? 

Furioses Ende 

Beinahe vergessen hätte ich die "Haupt­
person" des Abends, das Publikum, das 
vom Podium herunter agitiert werden 
sollte und über dessen "Demokratiever­
ständnis" Diskussionsleiter Eberwein 
schließlich "erschüttert" war. 

Die Oberplälzer regten sich besonders 
über den Amberger Fellner auf ("Maxhüt­
te verkauft", "Verräter", "Pfui"), aber es 
wurden auch genügend andere Gelegen­
heiten zu Zwischenrufen wie ,.10.10.", 
"Gelle - Celle", ,.Sare", geboten. Der Au­
tor des Artikels meint allerdings: Die selb­
sternannten Widerstandsvertreter 
Sclllndler und Danleis kamen zu gut weg I 

Die Veranstaltung endete äußerst "un­
glücklich" für die CSU: nachdem einem 
Redner aus der Oberpfalz, der am Publi­
kumsmikrofon kämpferisch und auch 
ausdauernd gegen die staatliche Politik 
und Wirtschaftsinteressen wetterte, der 
Strom abgedreht worden war, schrie ein 
WAA-Gegner von der Galerie des Saales 
herunter, daß gefilmt wird. Tatsächlich 

hatte sich, bisher unbemerkt, oben ein 
Polizist mit Videokamera aufgebaut., ob­
wohl der Herr Eberwein vor der Veranstal­
tung hoch & heilig versichert hatte, daß 
weder gefilmt noch aufgenommen wer­
den würde. 
Jetzt liefen und redeten alle durcheinan­
der, die Galerie wurde besichtigt und spä­
tervon der Polizei abgeriegelt, allgemeine 
Auflösung, Empörung (außer von Leuten 
wie den Altfaschisten an unserem Neben­
tisch) und Entschuldigungen vom Po­
dium, die keiner mehr hören wollte. Viele 
verließen den Saal, Danlets stieg nach 
mehrmaliger Aufforderung vom Podium 
und Schindler blieb eisern sitzen. 
Daß die Anwesenheit und Tätigkeit des 
polizeilichen Dokumentationstrupps kein 
"Mißgeschick" war, wie Eberwein be­
hauptete, beweist der zufällig mitgehörte 
Stoßseufzer eines Polizisten in sein Funk­
gerät: "Jetzt haben sie uns entdeckt, was 
sollen wir machen?N darauf die Antwort 
aus dem Äther: "Erstmals Ruhe bewah­
ren"; gleich darauf kam dann ein Trupp 
Polizei. 
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Einerseits ist es ja toll: Plötzlich erscheintalldas beweisbali was wir jahrelang-wie­
derholt auch in dieser Zeitung-nur behaupten konnten. Unsere Kenntnisse überdie­
senStaatund die Atomindustrie, ihre Geschichte und ihre Ambitionen, schienen uns 
Grundlage genug für weitreichende Schlußfolgerungen. Diese wurden nun zur Ge­
wißheit, auch für Leute, die solche Vermutungen bislang für eher exotisch, abwegig, 
mindestens aber für übertrieben hielten. 
Andererseits schleicht sich Unbehagen ein: Bei allen Enthüllungen und verblüffen­
den Details der vergangenen Wochen und Monate scheint es keienswegs nur ,drun­
ter und drüber' zu gehen. Seit fast einem Jahr sind wohl schon Krisenmanager am 
Werk, um mit verschiedenen Methoden ,Schadensbegrenzung' zu betreiben. Sie le­
gen falsche Fährten. Sie verwirren mit unüberschaubaren Fässerzahlen, Fundorten 
und Kobalt-Werten. Sie ,enthüllen' ab und zu auch mal selbst etwas, um die wichtige­
ren Dinge um so besser in den Schatten schieben zu können. Exotisch, abwegig, 
übertrieben? 
Wir haben versucht, einen Oberblick über die brisanten Themen undThemenkomple­
xe zu geben. Es besteht die Gefahr, bei Betrachtung der einzelnen Puzzle Stücke das 
Gesamtbild aus den Augen zu verlieren, ein Effekt, dervon InteressierterSeite gezielt 
genutzt wird. Wir hoffen, dem ein wenig entgegengesetzt zu haben. 
Wie hat sich der ,Skandal' entwickelt? Was ist Proliferation und wie sehen die Atom­
geschäfte aus, die die BRD seit Jahr und 'Dig abwickelt? Was bedeutet eigentlich der 
Atomwaffensperrvertrag, wie kam er zustande und was für eine Rolle spielte dabei 
die BRD? Warum wird darüber spekuliert, ob nuklearer Spaltstoff exPOrtiert wurde, 
und nicht darüber, wofür die BRD hundarte Kilogramm Plutonium braucht und im ge­
heimen Regierungsbunker der ALKEM einlagert? Mit welchen liicks können Spalt­
stoffe abgezweigt werden? Welche Verbindungen existieren innerhalb der Atomma­
fia? 
Für alle, die sich genauer informieren wollen, haben wir die uns empfehlenswert er­
scheinende Literatur besprochen und dargestellt. ln einigen Thesen haben wir ver­
sucht, das herauszuarbeiten, was ,.übrig bleibt", wenn sich der aufgewirbelte Staub 
gesenkt hat. Als konkrete lnitiatve stellen wirden Vorschlag der Grünenfüreine Kam­
pagne ,,Atomwaffenverzicht ins Grundgesetz" vor. 

Chronik des inszenierten 
Skandal-Managements 

27.2.ß7 
Bei der Arbeit mit einer 4,3 Gramm 
schweren Uranprobe aus dem Karlsruher 
Forschungszentrum ereignet sich bei NU­
KEM ein Pluntoniumunfall. Die als Uran 
deklarierte Probe enthält aus angeblich 
unerklärbaren Gründen 0,2 Gramm Pluto­
nium. NUKEM hat keine Genehmigung 
für den Umgang mit Plutonium. 

12.3.ß7 
Das hessische Wirtschaftsministerium in­
formiert die Öffentlichkeit, nachdem bei 
21 NUKEM-Beschäftigten Kontamination 
festgestellt worden ist. 
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14.3.87 
Die ,Baseler Zeitung' meldete, die Probe 
seit Teil einer 11 Tonnen schwere ·Uran­
Sendung des Kernforschungszentrums 
Karlsruhe gewesen, die, zur Umarbei­
tung' an NUKEM geliefert worden sei. 
Der NUNKEM-Geschäftsführer Manfred 
Stephany wird informiert und einbezo­
gen. Neben seiner Zuständigkeit für 
Transnuklear (TN) hält er bei Internuklear 
einen Verwaltungsratssitz. 

13.3.87 
"Erste Krisensitzung" bei Transnuklear: 
Mitarbeiter der Transnuklear, der NU­
KEM-Buchhaltung der Degussa-Steuer­
abteilung treffen sich, um zu dem Ergeb­
nis zu kommen, daß im Zusammenhang 
mit Transnuklear- Geschäften eine, be­
richtigte Steuererklärung abgegeben 
werden müsse'. (Zeit, 4.9.87) 

20.3.87 
Die RWE in Essen wird eingeschaltet. Ste­
phany strifft mit dem NUKEM-Aufsichts­
ratsvorsitzenden Spalthoff von der RWE 
zusammen. NUKEM sowie Degussa und 
RWE haben zu diesem Zeitpunkt ihre di­
versen Absprachen und Rückversiche­
rungen abgeschlossen. 
Ein Aufwand, der einer zu berichtigenden 
Steuererklärung nicht lohnen dürfte ••• 

4.4.87 
Ein Sprecher des Wirtschaftsministe­
riums gibt an, es gebe ,handfeste Be­
weise', daß sich Plutonium nicht nur in 
der Probe von 4,3 Gramm befunden ha­
be, sondern auf eine Llefermenge von 
etwa 1,5 kg verteilt gewesen sei. 

2.-8.4.87 
Um den Schaden eines erwarteten Er­
mittlungsverfahrens - wohlgemerkt an­
geblich wegen kaufmännischer Unregel­
mäßigkeiten - zu begrenzen, informiert 
die TN noch vor Einleitung eines Ermitt­
lungsverfahrens der Staatsanwaltschaft 
wichtige Stellen: 
a) Die Physikalische-Technische Bundes­
anstalt in Braunschweg (PTB). Sie ist für 
die Genehmigung der Transporte von 
Kernbrennstoffen, d.h. bestrahlter oder 



unbestrahlter Brennelemente, allen For­
men von Plutonium und Uran, sowie von 
hochaktivem Müll zuständig. 
Hinzuzufügen wäre noch: Sie handelt 
gem. § 23 AtG nach den fachlichen Wei­
sungen des für Kerntechnische Sicher­
heit und den Strahlenschutz zuständigen 
Bundesministers. 
b) Das Bundesumweltministerium. 

2.4.-7..4.87 
Transnuklear erstattet die erste Selbstan­
zeige. ln den Von:lergrund werden Unre­
gelmäßigkeiten ln den Büchern der TN 
gestellt. Die TN habe über schwarze Kas­
sen in der Schweiz Milliardenbeträge an 
Mitarbeiter von Preußen Ekektra, RWE, 
HEW, Angestellte von Atomkraftwerl<en, 
Ingenieure, Strahlenschützer, Sicher­
heitsbeauftragte sowie R8aktorbau und 
Zuliefer-Firmen, nicht zu vergessen, das 
Karlsruher Kernforschungszentrum ge­
zahlt. 
Über den genauen Zeitpunkt der Anzeige 
können sich die Beteiligten allerdings 
nicht einigen: 
Nach Darstellung Wallmanns sei die An­
zeige durch den NUKEMITN-Anwalt be­
reits am 2.4. beim Frankfurter General­
staatsanwalt erfolgt, der bewußt an die 
falsche Adresse, nach Hanau, weiterver­
wiesen habe. Nach Spiegel u.a. wäre erst 
zwei Tage nach der hessischen Land­
stagswahl- am 7.4. - angezeigt worden. 

8.4.87 
Die Selbstanzeige der TN trifft bei der zu­
ständigen Hannauer Staatsanwaltschaft 
ein. Die Hannauer Staatsanwaltschaft 
und das hessische Landeskriminalamt er­
mitteln nun mit, Verdacht auf Untreue, Un­
terschlagung, Urkundenfälschung und 
Betrug'. 
Transnuklear und NUKEM entledigen sich 
fünf ihrer Mitarbeiter, darunter befindet 
sich der Prokurist derTN, Hans Holz. 

Der Leiter der Abteilung Sicherheit und 
Strahlenschutz, Harald Bübker hält auf ei­
ner vertraulichen Tagung der der SPD na­
hestehenden Hassischen Gesellschaft 
für Friedens- und Konfliktforschung 

IZ. MQnchcn 

"Die Atom-Müllmänner wünschen ein gutes neues Jahr!" 

(HSFK) einen ebenso vertraulichen Vor­
trag. Seit drei bis vier Jahren sei das BKA 
als Kundschaft auf dem nuklearen 
Schwarzmarkt aktiv. 
30 - 40 Mal hätten sich BKA-Beamte für 
Plutonium-Angebote Interessiert. Angeb­
lich habe es sich dabei nur um Scheinof­
ferten gehandelt. 
Nur einmal habe man eine Probe erhal­
ten, welcher besagter Harald Bücker zur 
Prüfung der Echtheit des angebotenen 
Materials erhalten habe. Verhandelt wor­
den sei mit Waffenhändlern in Brüssel. 
Das BKA schwelgt sich dazu aus. 

27.4.87 
Noch bevor Bruchteile der Hintergründe 
einer angeblich harmlosen Korruptionsaf­
färe an die Öffentlichkeit gelangen, gibt 
es den ersten Toten: Der PREAG-Diplom­
lngenieur Klaus Rahmke wird bei Hanno­
ver-Unden auf Bahngleisen gefunden. 
Als Todesursache wird eine zweiwöchige 
Arbeitslosigkeit im Gefolge seiner Ver­
strickung in die Schmiergeldaffäre ange­
führt. Etwas anderes als Selbstmord wird 
nicht in Betracht gezogen. 

Mitte Mal 
Untersuchungen hätten ergeben, daß 
NUKEM wesenlieh mehr an schwach be­
strahltem Material angenommen hätte, 
als dem Unternehmen behördlich geneh­
migt worden sei: 238 kg statt der festge­
setzten 30 kg. 
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18.5.87 
NUKEM will auf einem Klärungstermin 
die ,unterschiedlichen Definitionen des 
Materials' erörtern. 

20.5.87 
Die nichtgenehmigte Überschußmenge 
wird auf Weisung des hessischen Um­
weltmlnlsterWelmar in staatliche Verwah­
rung genommen: Im Plutoniumbunker 
der Schwesterfirma ALKEM. 
Die Hanauer Staatsanwaltschaft eröffnet 
ein Ermittlungsverfahren wegen uner­
laubten Umgang mit Kernbrennstoffen 
gegen NUKEM. 

10.8.87 
Bei der ABU in Hanau werden 25 kg Ur­
anoxldtabletten gefunden, die 2 Jahre 
vorher aus dem ABU-Werk II im bayeri­
schen Karistein laut ABU-Pressespre­
cher aus ,Versehen' verschwunden sein 
sollen. 

Junl87 
Durch eine Äußerung Töpfersam 21.12.87 
im Banner Umweltausschuß wird be­
kannt, daß die Staatsanwaltschaft Hanau 
bereits zu diesem Zeltpunkt darüber infor­
miert gewesen sein muß, daß zu den da­
mals genannten 6 Mio. Bestechungsgel­
dern noch einmal 15 Mio hinzukommen 
würden. 

August87 
8n Bericht des Belgisehen Fernsehens 
deckt ,Unregelmäßigkeiten' im Atomzen­
trum Mol auf. ln der BAD wird ein Bericht, 
der die Mol-Verschiebungen anhand des 
Unfalls eines TN-Transporters von 
21.10.86 aufdeckt (radioaktive Aüssigkeit, 
die nicht in den Frachtbriefen auftauchte 
lief aus) nur vom WDR ausgestrahlt. 

September 1987 
Die belgischen Behörden beginnen mit 
Untersuchungen zur Verwicklung des 
Atomzentrums Mol in den Transnuklear­
Skandal. 

5.11.87 
Die belgisehe Staatsanwaltschaft teilt 
mit, Transnuklear habe Mitarbeiter der 
Abteilung Abfallbeseitigung im For­
schungszentrum Mol dafür bezahlt, nicht 
mehr aufzubearbeitende Abfälle zu akt­
zeptieren . . . Im Gegenzug sei die glei­
che Menge aufbereiteter Nuklearabfälle 
von Mol aus in die BAD transportiert wor­
den' (TAZ 6.11.87) 
Die Behörden der BAD ermitteln nach wie 
vor, daß sie in dieser Angelegenheit nichts 
unternehmen könnten. 

8.12.87 
Die PREAG unterrichtet das niedersäch­
sische Umweltministerium darüber daß 
einige von TN an die AKW's Unterweser 
und Stadt zurückgelieferte Fässer mög­
licherweise Stoffe aus anderen Kernkraft­
werken enthalten. 

10.12.87 
Der arn 8.4.87 entlassene TN-Prokurist 
Hans Holz und zwei weitere Mitarbeiter 
der TN werden verhaftet. 
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15.12.87 
Der zweite Tote: Holz - er führte die 
Schmiergeldlisten der TN-wird in seiner 
Zelle der Hanauer Justizanstalt m1t aufge­
schnittenen Pulsadern gefunden. 
Das Bundesumweltministerium will erst 
zu diesem Zeitpunkt von TN und PREAG 
darüber informiert wordens ein, daß in 
den aus Mol gelieferten Fässern Pluto­
nium und Kobalt 60 festgestellt worden 
sei. 
Die Staatsanwalt eröffnet, daß TN an die 
belgisehe Firma Smet Jet - sie führt Ar­
beiten an den Fässern in Mol durch - im 
Laufe von 8 Jahren 24 Mio DM zahlte, ob­
wohl die Leistung der Firma ,allenfalls mit 
8 Mio DM veranschlagt werden konnte' 
(SZ 22.12.87) 

18.1.2.87 
Das Bundesumweltministerium nimmt 
,Verhandlungen' mit den Belgisehen Be­
hörden und Mitarbeitern des Kernfor­
schungzentrum (CEN) in MOL auf, die zu 
dem Ergebnis kommen, daß von TN ver­
traglich nicht unbedingt genau der Abfall 
zurückgeschickt werden mußte, der aus 
deutschen AKW's nacb Mol geliefert und 
dort bearbeitet wurde, sondern ,Abfall 
mit vergleichbarer Art Menge der Radio­
aktivität' (SZ, 22.12.87) 

17.12.87 
Die Büroräume der TN werden durch­
sucht: Staatsanwaltschaft und Polizei fin­
den ,verläßliche Informationen' für den 
Atommüi-Rücktransport von 321 Fäs­
sern, die mit Plutonium kontaminiert sind. 
Hier meldet sich Belgien unterstützend zu 
Wort: Das in den Fässern spurenweise 
enthaltene Pluntonium stamme nicht aus 
der BAD, sondern aus den belgischen 
Reaktor BR-3 in Mol. 
Gleichzeitig aber zahlte TN Schmiergel­
der an Mitarbeiter des Atomzentrums in 
Mol, um wohlgemerkt belgisehe Pluto­
niumreste zu ,beseitigen' ... 
T6pfer entzieht .der TN die Transportge­
nehmigung. 

22.12.87 
Hochradioaktiver Atommüll bundesdeut­
scher AKW-Betreibergesellschaften soll 
als mittelradioaktiver Müll deklariert 
durch den TN nach Belgien verfrachtet 
worden sein. Die belgischen Behörden 
stimmen eifrig zu. 
Die TN warnt das Bundesumweltministe­
rium vor: 100g Störfalt-Kernbrennstoff 
aus einem deutschen Siedewasserreak­
tor sei zum Verschwinden gebracht wor­
den. 
Die Aussage könnte darauf hindeuten, 
daß unbemerkt (defekte) Brennelemente 
ausgewechselt werden. Nach der ABU­
Meldung am 10.6. könnte der Ersatz mit 
neuem Kernbrennstoff unbemerkt abge­
zweigt und für derartige Fälle bereitgehal­
ten werden. 

23. - 29.12.87 
8n ehemaliger TN-Mitarbeiter gibt an, in 
der TN-Abteilung für radioaktive Abfälle 
sei beschlossen worden, alphast~hlen­
des Material aus einem deutschen AKW 
falsch zu deklarieren und mit den übli­
chen Transporten anch Mol zu verfrach­
ten. Die Aussage betrifft Kernbrennstoffe, 
hochangereichertes Uran und Plutonium. 

28.12.87 
Nach Informationen der FAZ soll es sich 
um 100g Uranstaub und eine Mischung 
aus Kobalt 60, Cäsium 137 und Spuren 
von Plutonium handeln. 

28.12.87 
Das bayerische Umweltminsiterium de­
mentiert. 

29.12.87 
Das für dasAKWPhilippsburg zuständige 
Badenwerk dementiert. Beamte des Bun­
desumweltministeriums und der Staats­
anwaltschaft treffen sich. 

30.12.87 
Die Staatsanwaltschaft dementiert. 
Auf diesem Weg könnte auch Waffenplu-

riesige Tresortür, hinter der die Alkem Plutonium lagert. 



"Bedaure, aber wenn Sie keine ordnungsgemäße Genehmigung haben ... " 

tonium beschafft werden: Es müßte sich 
bei den betreffenden Brennelementen 
um solche mit kurzem Abbrand handeln. 
Fingierte Störfälle könnten genau das er­
möglichen. Dazu bedarf es insbesondere 
jenes Personenkreises, der in einem an­
geblich harmlosen Bestechungsskandal 
finanzielle und andere Zuwendungen er­
langte. Materialien könnten weggeschafft 
werden, u.a. Spaltstoff mit Waffenquali­
tät, TN organisiert den Transport, NUKEM 
entsorgt, vermischt und vertuscht die 
Spuren unter schwach und mittelaktivem 
Müll ... 

29.12.87 - 13.1~88 
ln einer Lagerhalle der TN in Hanau wer­
den 50 Fässer der NUKEM gefunden. 
Messungen ergeben, daß sich in den Fäs­
sern relevante Teilmengen von hochange­
reichertem U 235 befinden. 
NUKEM setzt die Geschichte in die Welt, 
der Inhalt der Fässer bestehe aus der 
Asche von mit hochangereichertem U 
235 kontaminierten Büromöbeln, deren 
Anreicherungsgrad durch Betreuung mit 
abgereichertem U 238 verdünnt worden 
sei, um eine Verarbeitung Mol zu ermögli­
chen. Nach der Veraschung sei nun aber 
bei Messungen festgestellt worden, daß 
eine geplante Wiederverwertung des 
Mol-Urans nicht mehr möglich gewesen 
sei, da sich durch Molar Unachtsamkei­
ten dummerweise zusätzlich Kobalt 60 
und Cäsium 137 unter die Asche verirrt 
hätten. 
Die Zusammensetzung des Materials al­
lerdings deckt sich verdächtig mit den 
Aussagen über die Vertuschung von Stör­
fällen. 

7.1.88 
Die Staatsanwaltschaft Hanau will Ankla­
ge gegen die NUKEM-Geschäftsführer 
M. Stephany, Hackstein und Jelinek-Fink 
erheben. 

8.1.88 
NUKEM wechselt den NUKEM-Ge­
schäftsführer und Vorsitzenden des TN­
Verwaltungsrates Stephany durch den 

bisherigen Geschäftsführer der Jülicher 
Transnuklear' Beteiligung URANIT 
GmbH, Bernd G. Breloer aus. 

13.1.88 
Die Fährte Ubyen, Pakistan wird gelegt: 
Ein Informant habe sowohl beim hessi­
schen Umweltminister, als auch bei der 
Hanauer Staatsanwaltschaft die Behaup­
tung aufgestellt, daß aus dem belgischen 
Kernforschungszentrum Moll spaltpares 
Material über Lübeck und Ubyen und Pa­
kistan verschifft worden sei. 

14.1.88 
NUKEM wird auf Anordnung vom Um­
weltminister Töpfer bis zur Wiederher­
stellung der ,Zuverlässigkeit' und Klä­
rung aller Unregelmäßigkeiten ge­
schlossen. 
Der hessische Ministerpräsident Wall­
mann setzt den ,ungeheuren' Ver­
dacht' in die Weit, unter deutscher Be­
teiligung könne zur Waffenherstellung 
geeignetes Nuklearmaterial nach Paki­
stan und Libyen geschmuggeitworden 
sein. 
Der Verdacht wird auf das Verschwin­
den von 16 kg aus dem Inhalt der 50 Bü­
römöbelfässer gegründet. 

15.1.88 
SPD-Umweltexperte Hauff erklärt, es sei­
en Beweise für einen Verstoß gegen den 
Atomwaffensperrvertrag gefunden wor­
den. 
Der FDPier Baum hat die plötzliche Er­
leuchtung, daß die Selbstmorde der bei­
den Atommanager ,offensichtlich einen 
alarmierenderen Hintergrund haben, als 
bisher angenommen'. (TAZ, 16.1.88) 
Die Staatsanwaltschaft dementiert die 
Nachricht vom Vortag, die Proliferation 
stehe im Zusammenhang mit den 50 Fäs­
sern der NUKEM. Stattdessen fehlten 
aus einem anderen, 1984, erfolgten Trans­
port von Mol zur NUKEM 2 Fässer. 
Die 50 Fässer seien dagegen wegen ihrer 
Plutoniumanteile für die Staatsanwalt­
schaft interessant. 

16.1.88 
Hauff erhebt die Forderung nach Einset­
zung eines Krisenstabes. Die Informa­
tionskontrolle zu besseren Vertuschung 
wäre damit gewährleistet. 
Während sich die Öffentlichkeit auf die 
Spur Libyen und Pakistan stürzt, gibt als 
einziger Robert Jungk zu bedenken, ,daß 
man dieses Material ja nicht unbedingt 
nur nach Ubyen und Pakistan liefern will, 
sondern unter Umständen auch für eige­
ne Zwecke verwenden könnte.' (TAZ, 
16.1.88) 

18.1.88 
Hauff zieht seinen Proliferationsverdacht 
zurück. Er würde diese Formulierung heu­
te nicht mehr so gebrauchen. 

19.1.88 
NUKEM feuert die verbliebenen Ge­
schäftsführer Hackstein und Jelinek­
Fink. 
Der bisherige NUKEM-Aufsichtsratsvor­
sitzende Spalthoff von RWE darf aus 
,Zeitgründen' nur noch den Stellvertater­
posten innehaben. Neue Chef des Auf­
sichtsrats wird Degussa-Vorstandsmit­
glied Uebmann. Neue Geschäftsführer 
sind die Oegussa-Manager Seif und Bre­
loer. Weimar erklärt der Presse, daß die 
Staatsanwaltschaft Hanau von ihm aus­
schließlich aufgrund der Hinweise eines 
Journalisten des ,Bonner Energiereport' 
informiert worden sei. Eben dieser ,Ban­
ner Energieraport hält nun die Informatio­
nen, die an Weimar weitergeleitet wurden 
als zu vage, um den Proliferationsver­
dacht eindeutig zu belegen. 

21.1.88 
Der Bundestag setzt einen Untersu­
chungsausschuß ein, um den Verdacht 
auf Bruch des Atomwaffensperrvertrages 
so schnell wie möglich ,lückenlos aufge­
klärt' parlamentarisch aus dem Weg zu 
räumen. 
Weimar korrigiert im hessischen Landtag 
seine Aussage vom 14.1.88 vor den Land­
tagsausschüssen für Umwelt und Recht 
zu seinem Informationsstand in Sachen 
NUKEM. 
Dort hatte er wiederholt erklärt, bereits 
am 23.12.87 von den wiederaufgetauch­
ten 50 NUKEM-Fässern und ihrem Inhalt 
Kenntnis gehabt zu haben. Ministerpräsi­
dent, Staatsanwaltschaft und Bundes­
umweltministerium sollen jedoch erst am 
14.1.88 unterrichtet worden sein. 

22.1.88 
Der NUKEM'Untersuchungsausschuß 
tagt. 
Der Antrag der Grünen, die Öffentlichkeit 
sofort über den Inhalt des Plutoniumbun­
kers bei Alkern zu informieren scheitert an 
den Gegenstimmen von CDU/CSUIFDP/ 
SPD. 
Die Degussa verkündet offiziell, bereits 
am 16.3.87 über den Verdacht auf 
Schmiergeldzahlungen oder Unterschla­
gungen bei Transnuklear informiert gewe­
sen zu sein. 
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23.1.88 
Die Hanauer Brennelementefabrik RBU 
hat in den vergangenen Jahren 18 Ton­
nen, stark verunreinigtes, hochangereich­
ertes Uran' von ihrer schwedischen U­
zenznehmerin ASEA-Atom bezogen. 
Laut Genehmigung darf RBU allerdings 
nur schwach angereichertes Uran bei der 
sog. Reinigung bearbeiten. 

26.1.88 
Unter dem Vorsitz des Unionsabgeordne­
ten Möller konstituiert sich ein Hanau-Un­
tersuchungsausschuß des hessischen 
Landtages- Unter Ausschluß der Öffent­
lichkeit klärt er sein ,Selbstverständnis'. 

27.1.88 
Untersuchungsausschüsse: Der Hanauer 
Skandal wird auf Entsorgungs- und Kon­
trollfragen reduziert. 
DieHanauer Staatsanwaltschaft hat noch 
immer keine Klarheit über die ,Schmier­
geldaffäre'. Vor allem gebe es keine ver­
wertbaren Beweise für die Verletzung von 
Sicherheitsbestimmungen aufgrund der 
erhaltenen ,Geschenke'. Auch der Ver­
dacht auf Verletzung des Atomwaffen­
sperrvertrages sei nicht belegbar. Außer­
dem sei fraglich, ob der Transport von 
falsch deklarierten Atommüll überhaupt 
strafbar sei. 

29.1.88 
Mit der Schaffung eines Bundesamtes für 
Reaktorsicherheit soll die allgemeine Em­
pörung in administrative Kanäle gelenkt 
werden. Strahlenschutzkommission 
(SSK) und Reaktorsicherheitskommis­
sion (RSK), die sich insbesondere aus Ver­
tretern der Atomlobby zusammensetzen 
und bisher dem Bundesumweltministe­
rium beratend zur Seite standen, sind als 
Zusammensetzung dieses den Ländern 
übergeordneten Bundesamtes für die Be­
schäftigung mit den Bereichen ,Sicher­
heit' von Atomanlagen, ,Strahlenschutz' 
und ,Endlagerung' vorgesehen. 
Begründet wir diese Einrichtung damit, 
daß die politische Verantwortung des 
Bundes für den Vollzug des Atomgeset­
zes mit seiner rechtlichen Stellung gegen­
über den Ländern nicht deckungsgleich' 
sei (TAZ, 29.1.88) Dabei wird ausdrücklich 
auf die umstrittene Inbetriebnahme des 
Schnellen Brüters hihgewiesen. 

2.2.88 
Die Hanauer Staatsanwaltschaft über­
prüft die Möglichkeit einer Verwicklung 
von Beamten in die ,Schmiergeldaffaire' 
von TN und NUKEM. 

3.2. 
Messungen ergeben, daß in den aus Mol 
zurückgelieferten Fässern im AKW Wür­
gassen nicht das für diese Anlage typi­
sche Element Cäsium enthalten sie, son­
dern Abfall aus dem belgischen Versu­
chungsreaktor BR-3 inclusive 200 mg 
Plutonium auf 350 Fässen verteilt. 

4.3.88 
Streit im TN-Ausschuß: Während die Koa­
lition den ,Auftrag des Bonner Untersu­
chungsausschusses' einschränken will, 
beschränkt sich die SPD auf die Frageder 
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Überprüfung des nuklearen Entsorgungs­
konzeptes. 

5.2.88 
Schwedische Wissenschaftler vermuten 
eine Lücke von 4,1 kg in der Plutonium-Bi­
lanz der NUKEM. 
Die NUKEM habe 1969 Brennelemente 
mit einem Plutoniumanteil von 24,4 kg 
aus dem inzwischen stillgelegten schwe­
dischen ,Agesta'-Forschungsreaktor ge­
kauft. ln den Materialien der NUKEM wer­
den jedoch nur 20,3 kg aufgelistet. 
NUKEM betrachtet ihre Uran-Panscherei­
en als ,grundsätzlich erlaubt'. Es bestehe 
keine Verpflichtung, interne Arbeitsanwei­
sungen über Zumischungen der hessi­
schen Atomaufsicht mitzuteilen. 

8.2.88 
Die Bundesregierung bestätigt die Uefe­
rung von knapp 6000 kg Natururan und 
schwachangereichertem Uran an Argen­
tinien (1985). Umweltminister Töpfer er­
klärt, der Uranhandel sei, in voller Über­
einstimmung mit den Regelungen des 
Atomwaffensperrvertrages und der inter­
nationalen Kernmaterialüberwachung' 
erfolgt (TAZ, 8.2.88) 

9.2.88 
Die Schwedische Staatsanwaltschaft be­
schlagnahmt Dokumente der Atomfirma 
Studsvik Energiteknik (Nyköping), die Be­
stechungsvorwürfe gegen das Personal 
im Zusammenhang mit dem TN-Skandal 
erhärten sollen. 

12.2.88 
Unterlagen über die Abstimmungen in 
den Jahren 1978-1980 zwischen dem da­
maligen Forschungsminister Haufund ln­
nenminister Baum über den Bau des Plu­
tonium-Bunkers bei ALKEM sollen be­
reits vor einem Jahr verschwunden sein. 

15.2.88 
"Der Spiegel" berichtet, bundesdeutsche 
Atomfirmen hätten über Jahre hinweg 
von der Zentrale der Europäischen Atom­
gemeinschaft (Euratom) gedeckt, gegen 
internationale Abkommen über den Han­
del mit Uran verstossen. Die weltweiten 
Uranschiebereien seien mit Billigung und 
teilweise unter Beteiligung der Bundesre­
gierung abgewickelt worden. 
6,6 Tonnen Uran mit mindestens teilwei­
sem Kernbrennstoff-Charakter werden 
bei einer angeordneten Betriebsprüfung 
auf dem Betriebsgelände der TN gefun­
den. (Die TN hat keine Genehmigung für 
die Lagerung von Kernbrennstoffen, die 
der Kontrolle der IAEO unterstehen). 
Nach NUKEM-Sprecher Pompetzki han­
delt es sich um ein ,hausinternes Verse­
hen'. 

16.2.88 
Die EG-Kommission deckt die von der 
Euratom abgesegneten Schiebereien im 
internationalen Uranhandel als ,interna­
tional anerkannt'. NUKEM und RWE er­
klären übereinstimmend, alle Veränderun­
gen von Herkunftsangaben seien mit Billi­
gung und unter Kontrolle von Euratom 

durchgeführt worden. Es ginge lediglich 
darum, Geschäfte auf dem Papier zu ma­
chen, anstatt Material weltweit zu ver­
schiffen. 
Die Internationale Atomüberwachungs­
behörde IAEO in Wien betrachtet die Um­
deklaration von Herkunftsangabe als 
uninteressant. 
Der Leiter der Hanauer Staatsanwalt­
schaft erklärt, seiner Behörde seien die 
,Tauschgeschäfte' seit einigen Wochen 
bekannt. 
Die NUKEM-Urangeschäft werden von 
der Teilstiltagung des Unternehmens 
nicht berührt. 

18.2.88 
NUKEM erklärt, am 12.2. beim Verwal­
tungsgerichtshof in Kassel Anfechtungs­
klage gegen das Land Hessen erhoben 
zu haben, um eine Aufhebung der Stilta­
gungsverfügung zu erreichen. Auf ein Eil­
verfahren würde jedoch verzichtet. 



HANAU & WACKERSDORF: 
Ob Hanauer Atomfilz oder DWK in Wak­
kersdorf: 
Eine ganze Reihe von Politikern sitzen in 
den Aufsichtsräten von Firmen die im 
Atomgeschäft kräftig mitmischen. 

Preußen Elektra: 
Birgit Breuel, CDU, Ministerin Wirtschaft 
und Verkehr in Niedersachsen 
Watther Leisler-Kiep, CDU, ehern. Finanz­
minister Niedersachsen Aufsichtsrat bis 
November 1980 
Walter Wallmann, CDU ehern. OB Frank­
furt, Ministerpräsident Hessen, ehern. 
Bundesumweltminister, Aufsichtsrat bis 
Mai 1986 
Hans Krollmann, SPD, ehem. Finanzmini­
ster Hessen, Mdl Hessen 
BWE: 
Herbert Krämer, SPD, Oberstadtdirektor 
Duisburg, Vorstandsmitglied RWE 
Friedrich-Wilhelm Christians, CDU, Mit­
glied CDU-Wirtschaftsrat 
Georg Klinkhammer, CDU, Landrat May­
en-Koblenz 
Cari-Ludwig Wagner, Finanzminister 
Rheinland-Pfalz 
Aufsichtsrat RWE bis Februar 1978 

HANAU 

HEW: 
Jörg Kuhbier, SPD, Energiesenator Harn­
burg 
Vorsitzender Aufsichtsrat HEW 
VEW: 
Günther Samtlebe, SPD, Oberbürgermei­
ster Dortmund 
Vorsitzender Aufsichtsrat VEW 
Werner Rinke, CDU, ehern. Oberkreisdi­
rektor Teekienburg 
ISAR-AMPER-WERKE: 
Werner Rinke, CDU, ehern. Oberkreisdi­
rektor Techlenburg 
Ludwig Huber, CSU, Bayerischer Staats­
minister a.D. 
Bayernwerk: 
Max Streibl, CSU, Bayerischer Finanzmi­
nister 
Vorsitzender Aufsichtsrat BAYERNWERK 
AG 
Anton Jaumann, CSU, Bayerischer Wirt­
schaftsminister 
Franz-Josef-Strauß, Bayerischer Mini­
sterpäsident 

AlkemGmbH. 
Reaktor-Brennelement 

Union GmbH. NukemGmbH. 
Hanau 

ABU-lager­
gesellschaft mbH, 

Hanau 

Hanau 

NVD 
Nuklearer Versiche­
rungsdienst GmbH. 

Hanau 

Zahlen neben den Pfeilen = Beteiligungen in Prozent 

Hanau 

MAN-Uranit 
GmbH 

Ureneo limited, 
Großbritannien 

FILZ 

Badenwerk: 
Heinz Heckmann, CDU, Staatssekretär 
Finanzministerium Baden-Würtemberg 
DWK: 
Werner Rinke, CDU, ehern. Oberkreisdi­
rektor Teekienburg 
ehern. bis 1985 Aufsichtsrat NUKEM 
Vorsitzender Aufsichtsrat DWK 
EWS: 
Wilfried Steuer, CDU, Landrat Biberach 
Dies ist nur ein Abriss der sehr direkten 
Beziehungen, denn das breite Spektrum 
der Verfilzung über Vereine und Verbände 
ist fast unüberschaubar. Dort sitzen sie 
einträchtig beisammen: Politiker, Indu­
strielle, Wissenschaftler, Journalisten, Ak­
tionäre ••• z.B. im Deutschen Atomfor­
um, RotaryClub, TÜV, VDEW (Vereinigung 
DeutscherE-Werke). 

ISC 
Imperial Smelting 

Hobeg GmbH, 
Hanau 

Decatox GmbH, 
Hanau 

Transnuclt!aire SA. 
Frankreich 

NTL 
Nukleare Transport­
leistungen GmbH, 

Hanau 

Ud .. Großbritannien 
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Bayernwerk 25 °/o 

Badenwerk 25 o/o 

HEW26,6 o/o 
Harnburgische E-Werke 

Preussen 
Elektra 73,4 °/o ~ 

NORDGmbH30°/o 
Norddeutsche Gesell­
schaft zur Beratung u. 
Durchführung von Ent­
sorgungsaufgaben von 
KKWs 

t---~ Energieversorgung 
Schwaben(EVS)25°/o Bayernwerk 30 o/o 1--

r-1 Vereinigte E-Werke 
Westfalen ~EW) 25 % Neckarwerke 30 °/o 1-

GDE28 °/o 
Gesellschaft zur 
Durchführung der 
Entsorgung von KKWs 

Elektromark 
AG 1°/o 
Kommunales E-Werk 

DWK 

SEK 16 o/o 
Süddeutsche 
Gesellschaft zur Ent­
sorgung von KKWs 

lsar-Amper­
Werke20 o/o 

, 1 Technische Werke 
Stuttgart 20 o/o 

RWE25 o/o 
Rheinisch­
Westfälisches 
E-WerkAG 

= 



Degussa: 
"Renommierte Firma" mit brauner Weste 

Im Zusammenhang mit den Ereignis­
sen um 'D'ansnuklear (Atommüllfässel"" 
schiebereien, undurchsichtige Beste· 
chungen in Millionen Höhe, Selbstmol"" 
de etc.) wurde der TN-Mutter Nukem 
am 14.1.88 vorläufig die atomrechtliche 
Genehmigung entzogen. Daraufhin 
nahm der Frankfurter Chemie Konzern 
Degussa (mit 35 Prozent an Nukem be· 
teiligt) den Nuklearbetreib in seine "un­
ternehmerische Obhut" und Hessens 
Atomminister Weimar lieB verkünden, 
daß jetzt eine "renomierte Firma Ver­
antwortung übernehme". Abgesehen 
davon, daß die Degussa aktuell selber 
bis zum Hals im Hanauer-Sumpf 
steckt, so berieten z.B. die Finanzex­
perten der Degussa das Tochterunt81"" 
nehmen Nukem in Finanz- bzw. Steuel"" 
angelegenhelten und verzögerten 
wahrscheinlich die Selbstanzeige von 
Transnuklear wg. der Landtagswahl in 
Hessen, hat dieses Unternehmen in 
seiner bisherigen Firmengeschichte 
zur genüge bewiesen, wie dieses "Ver· 
antwortung übernehmen" aussieht, 
um sich selbst als "Retter in der Not" 
zu disqualifizieren. 

Die DEGUSSA (Deutsche Gold- und Sil­
berscheideanstalt) wurde 1873 in Frank­
furt gegründet und spezialisierte sich auf 
die Schwefelsäurescheidung von Gold 
und Silber für die Münzherstellung. Um 
die Jahrhundertwende gründete die De­
gussa die Elektrochemischefabrik Na­
trium GmbH und stieg ins Chemiege­
schäft ein. Durch weitere Firmengründun­
gen, Fusionen und Beteiligungen entwik­
kelte sich die Degussa zu einem der füh­
renden Chemiekonzerne der Welt und 
war bereits im 1. Weltkrieg einer der wich­
tigsten Vertragskonzerne für die Deut­
sche Wehrmacht. (TAZ 20.1.88) 1933 im 
Jahr der Machtergreifung Hitlers ließ sich 
die Degussa in Hanau nieder und stieg in 
das Pharma-Geschäft ein. 
Ab 19411ieferte die Degussa das gesamte 
Uranmetall, das die deutschen Atomfor­
scher bei ihren Bemühungen, die Atom­
bombe für die Faschisten zu bauen, be­
nötigten. Eine Tochterfirma der Degussa, 
die "Deutsche Gesellschaft für Schäd­
lingsbekämpfung" (Degesch) war im Fa­
schismus für die Herstellung und Liefe­
rung des Blausäuregases Zyklon B ver­
antwortlich, mit dem im Vernichtungsla­
ger Ausschwitz Millionen Juden, Sinti, 
Roma und Polen in Gaskammern armor­
dert wurden. 
Die Degesch gehörte zu je 42,5% der De­
gussa und dem IG-Farben Konzern und 
zu 15% der GoldschmidtAG, leitender Di­
rektor war Dr. Gerhard Peters. Insgesamt 
wurden während des Faschismus ca. 23 
Tonnen des Giftgases nach Ausschwitz 
geliefert, teilweise existieren sogar die 
Lieferscheine und Empfangsbestätigun-

gen heute noch. Nach dem Krieg überga­
ben die Amerikaner Dr. Peters der "deut­
schen Justiz", also zum großen Teil den 
Richtern und Staatsanwälten, die schon 
während der Nazi-Diktatur davon über­
zeugt waren "Recht zu sprechen". Dem­
zufolge charakterisierte das Gericht in 
seiner Urteilsverkündung Paters als ei­
nen" .•• allgemein anerkannten und ge­
schätzten Mann •.• von außerordentli­
cher Schaffensfreude ... , von anerkann­
tem Berufsethos ••. ". (C.F. Rüter, Justiz 
und NS-Verbrechen Bd. 13) 
Petars wurde 1949 zwar in 1. Instanz wg. 
Beihilfe zum Totschlag zu 5 Jahren Zucht­
haus verurteilt, aber bereits 1955 in 2. ln­
stanz freigesprochen. 
Die Beteiligung der Degesch am Völker­
mord blieb für das Unternehmen ohne 
Folgen, weder wurden die Verantwortli­
chen verurteilt, noch wurde der Versuch 
unternommen, die Degesch aufzulösen. 
Auch sah die Konzernleitung bzw. die De­
gussa, als Mutterkonzern, keine Veranlas­
sung, die Verantwortung für ihren Anteil 
am Völkermord zu übernehmen. Aus die­
sen Gründen spricht die WN (Vereini­
gung der Verfolgten des Nazi-Regimes) 
der Degussa die Glaubwürdigkeit ab: 
" ..• denn es habe weder eine Verurtei­
lung der grausamen Verbrechen, an de­
nen die Tochter teilhatte, noch den Ver­
such einer Wiedergutmachung gege­
ben". (FR 23.1.88) 

Nach 1945 konfiszierten die Alliierten 
zwar das Auslandsvermögen der Degusa 
doch " ••• nach der Zerschlagung der 
Nazi-Diktatur wurde nach einem kurzen 
Intervall der Konzernkomplex • .• reorga­
nisiert. Er wurde reorganisiert und erwei­
tert. Erweitert um die RWE, Rheinisch­
Westfiilische-Eiektrizitiitswerke AG und 
die Siemens AG und organisiert wurde 
die Erweiterung zu einem Nuklearunter­
nehmen, wie wir es heute haben, von der 
Deutschen Bank und einem Bankenkon­
sortium. Es ist unglaublich, daß dieses 
Management, ein Management aus 
Kriegsverbrechern, aus MassenmiJrdern, 
aus Wehrwirtschaftsführern, die Mi)glich­
keit bekommen konnte, in der Adenauer­
BRD die Nuklearforschung zu beginnen 
und einzuleiten • •• " 
(Auszüge aus der Rede K.-H. Roth anläß­
lich der Hanau-Demo 1986) 

Bereits 1952 organisierte Dr. Heinz 
Schimmelbusch, der seit 1936 Betrieblei­
ter bei der Degussa war und später die 
Nukem mitgründen sollte, den Exportvon 
Uranmetall in das faschistische Spanien. 
Im November 1954 gründete die Degussa 
zusammen mit der Metallgesellschaft, 
AEG, Farbwerke Hoechst, Farbfabriken 
Bayer die "Physikalische Studiengesell­
schaft", die in dem geplanten Kernfor­
schungzentrum Kerlsruhe den ersten 
deutschen Reaktorkonstruieren und bau­
en sollte. 
1956 konnte dem ersten Atomminister 
F.J. Strauß der erste nach Kriegsende ge­
fertigte Uranbrennstab überreicht wer­
den. Das hierzu notwendige Uran ließ der 
wg. Kriegsverbrechen einsitzende Fried­
rich Flick seit 1950 im Fichtelgebirge 
schürfen. (Reaktoren und Raketen S. 182) 
1960 gründete die Degussa zusammen 
mit der britischen Rio-Tinto-Zinc (gilt als 
der größte Minenkonzern, der Blei-, 
Zink-, Kupfer-, Gold-, Bauxit· und Uran­
erzminen, vor allem in der dritten Welt, 
ausbeutet) die Nuklear Chemie und Me­
tallurgie GmbH (Nukem), wobei die Nu­
kern ursprünglich zu 75 o/o eine Tochter 
der Degussa war. 
Nukem gelang 1960 die Herstellung von 
Spaltmaterial durch die Zentrifugentech­
nik, damit war die BRD im Kreis der Atom­
waffenmächte angekommen. 
ln der Folgezeit ist die Degussa direkt 
oder indirekt durch ihre Tochter Nukem 
und deren Töchter Alkem, RBU, Transnu­
klear etc. an Atomexportgeschäften be­
teiligt, überwiegend in die dritte Welt. Die 
Degussa arbeitet genauso mit dem Ras­
sistenregime in Südafrika zusammen wie 
mit der Diktatur in Chile oder beteiligt sich 
am Uranabbau und Transport in Namibia, 
das von Südafrika besetzt ist. 
Heute zählt die Degussa zu den größten 
bundesdeutschen Konzernen mit welt­
weit ca. 30 000 Beschäftigten und einem 
Jahresumsatz von 11,7 Milliarden DM. Die 
Degussa steht aber nur als ein Beispiel für 
die Kontinuität der deutschen Atomfor­
schung aus dem Faschismus heraus. Die 
gleichen Männer, die unter den Faschi­
sten die Atomforschung betrieben -und 
diese Forschung lief ganz klar unter mili­
tärischen Vorzeichen - forcierten im 
Nachkriegsdeutschland maßgeblich das 
Atomprogramm. (z.B. Hahn, Haisen­
berg ••• ) Damit schließt sich der Kreis. 
Die Kontinuität zwischen dem NS-Staat 
und der BRD besteht nicht nur personell, 
sondern auch in der langfristigen militäri­
schen und politischen Zielsetzung des 
bundesdeutschen Atomprogramms. 

**** 
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Atomwaffenverzicht 
ins Grundgesetz 

'O'A K TUE L L 

"Der Deutsche Bundestag fordert die 
Bundesregierung auf, dem Deutschen 
Bundestag den Entwurf einer Grund· 
gesetzlnderung vcnulegen mit dem 
Ziel, den Verzicht der Bundesrepublik 
Deutschland auf Herstellung und Be­
sitz von Atomwaffen sowie VerfO· 
gungagewalt Ober Atomwaffen ln den 
Verfassungsrang zu heben." 

Diesen Antrag haben die Grünen im Sep­
tember 87, Im Zusammenhang mit den 
Abrüstungsverhandlungen und der De­
batte um die Pershing 1 a eingebracht. 
Die Beratungen darüber wurden erst mal 
in etliche Ausschüsse verlegt. Die verba­
len Reaktionen der Atomparteien zeigen, 
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welch empfindlicher Nerv getroffen wur­
de. Denn ein vernünftiges Argument ge­
gendiesen Antrag gibt es eigentlich nicht 
- es sei denn, man will die deutsche 
Atombombe. Genscher reagierte auf die 
Er1äuterungen von Ebennann gleich mit 
einer Schimpfwortkanonade. So bezich­
tigte er ihn der böswilligen Unterstellung, 
des Säens von Mißtrauen, der politischen 
Umweltverschmutzung ••• , gleichzeitig 
beteuerte er: ,. .• . wir sind keine Atom­
macht, wir wollen es auch nicht sein." 
Diesen Beteuerungen können wir leider 
nur wenig Glauben schenken. Sehen wir 
uns die Auseinandersetzungen um die 
Pershing 1a Raketen noch einmal an, so 
wird deutlich, daß die BAD sehr wohl eine 
Atommacht sein will. Mit der Forderung 
von Helmut Kohl, die Pershing 1 a als 
,.Drittstaaten-Systeme" d.h. als BAD­
Atomwaffen zu definieren, wollte er sie 
aus den Genfar-Verhandlungen heraus­
halten. Mit der Erklärung des Bundes­
kanzlers, daß bei einer Ratifizierung des 
Abkommens auch schließlich die Pers­
hing 1 a abgebaut und nicht modernisiert 
würde, macht er Vorbedingungen zu ei­
nem Gegenstand, der gar nicht unter 
BRD-Verfügungsgewalt steht. Im öffentli­
chen Bewußtsein soll mit solch einer Ar­
gumentationsweise die bundesdeutsche 
Atomwaffenoption verankert werden. 

Die cleutach·franzlslache 
Zusammenarben- ein 
Weg zur Atombombe? 
Welche konkreten Bestrebungen zur ei­
genen Atomwaffe bzw. zur Mitverfügung 
von europäischen Atomwaffen vorhan­
den sind, zeigte unter anderem die 
deutsch-französisch nukleare Zusam­
menarbeit. Seit den frühen 60iger Jahren 
existiert, vor allem von CDU/CSU vorge­
tragen, der Wunsch nach einer Europäi­
schen Atomstreitmacht Wurde bislang 
die BAD mit diesen Bestrebungen von 
Frankreich und Gro8britannien zurückge­
wiesen, reagieren diese Länder heute mit 
größerer Bereitschaft, den bundesdeut­
schen Atomambitionen entgegenzukom­
men. ln Frankreich wird derzeit an einer 
bundesdeutschen Teilhabe an der Force 
de Frappe diskutiert. Deswelteren steht 
ein Zweitschlüssel für die BAD zur franzö­
sischen Neutronenwaffe zur Disposition. 
ln Großbritannien tordem seit dem 
Herbst 87 hochrangige Militärexperten 
die ,.Europäisierung der britischen und 
französischen Kernstreltmacht", eine 
diesbezügliche Zusammenfassung der 
westeuropäischen Ressourcen, sowie 
die Gründung einer westeuropäischen 
Planungsgruppe. 
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BRD-Atomprogramm im 
Kontext seiner militlri· 
sehen Grundlagen 

Mit dem Ausbau des bundesdeutschen 
Atomprogramms wurden letztendlich die 
technischen Voraussetzungen für die Pro­
duktion von eigenen Atomwaffen ge­
schaffen. Von Anfang an stand die bun­
desdeutsche Atompolitik im Zeichen des 
militärischen Interesses. Erst als auf 
Grund des außen- und innenpolitischen 
Drucks eine Atombewaffnung nicht 
durchsetzbar war, wurde die Atompolitik 
unter zivilem Deckmantel weitergeführt. 
Daß nach wie vor das militärische Interes­
se Triebfeder der Atompolitik ist, wird an 
Projekten wie der Urananreicherungsan­
lage in Gronau und dem Bau der Wieder­
aufbereitungsanlage in Wackersdorf of­
fensichtlich. Daß beim Ausbau dieser 
kostspieligen Plutoniumindustrien keine 
energiepolitischen Kriterien eine Rolle 
spielen, sondern der Ausbau nur unter mi­
litärischen Gesichtspunkten einen Sinn 
ergibt, ist inzwischen allseits bekannt. 
Der Hanau-Skandal zeigte die Spitze des 
Eisberges von dem, wie tief die BRD in 
Plutonium-Geschäfte verwickelt ist. Wo­
bei sich natürlich die Frage aufdrängt -
wenn die BRD anderen Ländern zur 
Atomwaffenproduktion verhilft- wie weit 
sie nicht auch selbst eigene Atombom­
ben herstellt? 
Die Forderung nach einem vollständigen 
grundgesetzliehen Atomwaffenverzicht 
bringt die Ablehnung dieser Entwicklun­
gen und Gefahren auf den Punkt. Die 
Durchsatzung dieser Forderung würde ei­
ne ernsthafte Sperre gegen alle BAD­
Atomgelüste bedeuten und zwar auf lan­
ge Sicht. 
Denn: Der Atomwaffensperrvertrag läuft 
1995 aus. Ob er verlängert wird, ist offen. 
DieserVertrag ist darüber hinaus alles an­
dere als wasserdicht: 
- er erlaubt unter besonderen Bedingun­

gen die Errichtung einer westeuropäi­
schen Atomstreitmacht 

- im Unterschied zum Grundgesetz ent­
hält dieser Vertrag eine Rücktrittsklau­
sel sowie für die BRD eine Sonderbe­
stimmung, wonach er im Krisen- bzw. 
Kriegsfall unverzüglich außer Kraft ge­
setzt werden kann 

- diaserVertrag verbietet keineswegs ei­
ne Atomwaffenforschung und die Be­
reitstellung aller materiellen Vorausset­
zungen für eigene Atomwaffen. Verbo­
ten ist ausschließlich Produktion und 
Besitz kompletter Atomsprengsätze. 

Der deutsche Atomwaffenverzicht von 
1954, der von der BRD als Rechtsnachfol­
gerin des faschistischen Deutschlands 
zur Vorbedingung der NATO-Mitglied­
schaft gemacht wurde, ist noch lücken­
hafter. Er verbietet zwar die Produktion ei­
gener Atomwaffen auf BAD-Territorium. 
Der Erwerb und Besitz von Atomwaffen 
ist jedoch im Rahmen dieses "Verzichts" 
vollständig erlaubt. 
Die Lückenhaftigkeit des Atomwaffen­
sperrvertrages wäre für sich genommen 
wenig beunruhigend, wenn die Bundes­
regierung eine strikte Ablehnung der nu­
klearen Option glaubhaft verkörpern wür­
de. Die Atommacht-Träumereien im Bun­
deskabinett und Plutoniumanlagen in Ha­
nau wären vielleicht etwas weniger beun­
ruhigend, wenn eine lückenlose Kontrolle 
und glaubhafte Absicherung des nichtnu­
klearen Status der BRD erkennbar wäre. 
Wirklich besorgniserregend jedoch ist die 
Kombination der Negativposten: Ein lük­
kenhafter und befristeter Atomwaffen­
sperrvertrag einerseits und eine pluto­
niumbesessene Regierungspolitik in 
Weckersdorf oder Hanau andererseits 

Was kann eine Kampagne, 
Atomwaffenverzicht ins 
Grundgesetz, erreichen? 
Sicherlich hat der Vorschlag einer Atom­
waffenverzichtskampagne eine sehr be­
grenzte Reichweite. Dennoch ist dieser 
Vorschlag auf seine Weise radikal: 

• Er reagiert nicht auf bereits vollzogene 
Aufrüstungsschritte, sondern beinhal­
tet die Forderung nach einer einseiti­
gen Vorleistung der Bundesrepublik. Er 
verlangt von Bundesregierung und Par­
lament somit ein positives, einklagba­
res Signal zur Unterstützung der so­
wjetischen Abrüstungsangebote. Er 
bedeutet darüberhinaus im Fall der 
Realisierung eine erhebliche Stärkung 
der globalen nuklearen Nicht-Weiter­
verbreitungspolitik. 

• Er verlangt etwas für Deutsche beson­
ders untypisches: Den freiwilligen Ver-

zieht auf das Attribut einer Großmacht. 
Er tritt insofern einer durchaus populä­
ren Ideologie entgegen, die der Atom­
waffenfanatiker F.J. Strauß auf den 
Punkt brachte mit der Drohung, es kön­
ne auf Dauer "kein Deutschland geben, 
das wirtschaftlich ein Riese und poli­
tisch ein Zwerg ist." Den Großmacht­
gelüsten setzt der freiwillige Atomwaf­
fanverzicht die richtige Lehre aus der 
deutschen Vergangenheit entgegen. 

• Die Forderung "Atomwaffenverzicht 
ins Grundgesetz" erhält ihre spezifi­
sche Dynamik aus dem Umstand, daß 
sie trotz ihrer Radikalität unmittelbar 
eingängig ist und real durchsetzbar zu 
sein scheint. Immerhin sind es zumin­
dest bis jetzt die Herrschenden selbst, 
die eine Haltung popularisieren, wo­
nach die BRD weder Atommacht ist, 
noch jemals eine sein will. Und wenn 
das so ist, warum soll dann ein derart 
bedeutungsvoller Verzicht nicht auch 
grundgesetzlich abgesichert werden? 

Die Kampagne kann ihre inhaltliche 
Radikalität nur voll entwickeln, wenn 
sie auch außerhalb der Regierungspa­
läste zu Debatten führt. Das öffentli­
che Bewußtsein muß in Sachen- wel­
che Interessen verfolgt dieBRD bezüg­
lich eigener Verfügungsgewalt über 
Atomwaffen - geschärft werden. Für 
den Kampf gegen die WAA kann mit 
dieser Kampagne eine zusätzliche Ar­
gumentationsschiene eingeführt wer­
den. Die GroBmachtgelüste der BRD, 
die am zugespilztesten in der "Bom­
benfabrik WAA" zum Ausdruck kom­
men, können zum Anklagepunkt wer­
den. Der Kampf gegen die WAA findet 
neue Bündnispartner und kann bewe­
gungsübergreifend thematisiert wer­
den. Die Kampagne sollte zu einem ge­
meinsamen Kampfziel für die Anti­
AKW/WAA- und Friedensbewegung 
werden. Gerade die außerparlamenta­
rischen Aktivitäten werden zeigen, ob 
wir es schaffen, ein gesellschaftliches 
Klima zu erzeugen, das den Parlamen­
tariern eine Ablehnung nur für den 
Preis erheblicher Legitimationsverlu­
ste möglich scheinen läßt. 
Natürlich lassen sich auch Verfas­
sungsgrundsätze revidieren oder um­
gehen. Eine gesellschaftlich erkämpf­
te Verfassungsänderung wird aber ge­
rade auf diesem Gebiet das Maß an öf­
fentlicher Sensibilität zur Folge haben, 
das letztlich als einzige Instanz die Ein­
haltung eines Atomwaffenverzichts 
garantiert. 
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Atomwaffenverzicht 1954 

Am 3. Oktober 1954 verpflichtete sich die 
Bundesregierung im Rahmen der Ver­
handlungßn zur WEU (Westeuropäische 
Union) keine Atomwaffen im eigenen 
Land herzustellen. Viel wichtiger als diese 
schön klingende Formulierung ist jedoch, 
auf was die BAD damit noch nicht ver­
zichtete - was ihr also ertaubt war. Trotz 
des Atomwaffenverzichts konnte die 
BAD: 
- Atomwaffen von anderen Ländern 

erwerben und/oder besitzen 
- Atomwaffen ln einem anderen Land 

herstellen 
- eine unumschränkte Atomfor-

schung betreiben und sich damit die 
technischen Voraussetzungen zum 
Bau vom Atombomben schaffen. 

Diese Verzichtserklärung geschah trotz 
diesen großzügigen Freiräumen jedoch 
nicht aus freiem Willen, sondern mußte 
mehr oder weniger erzwungen werden. 
Sie war der Preis für die Erlangung der 
vollen nationalen Souveränität, Voraus­
setzung für den Nato-Beitritt und die un­
eingeschränkte Forschungsfreiheit auf 
diesem Gebiet. 
Der Atomwaffenverzicht von 1954 hatte 
auch äußerst positive Folgen, sowohl In­
nen- als auch außenpolitisch. Das Miß­
trauen gegen die bundesdeutschen Nu­
klearambitionen schwand. Innerhalb we­
niger Jahre, erlangte man die Fähigkeit ei­
gene Atomwaffen herstellen zu können. 
So schrieb die US-Zeitschrift "Foreign Af­
fairs" 1965: 
wDie westdeutschen Fortschritte in der 
nuklearen Technologie seit 1958 sind be­
eindruckend. Sie erwecken den Ein­
druck, daß die Deutschen das Funda­
ment für ein Waffenprogramm legen" (2) 

Nukleare Mitvertagung 

Neben diesem Ausbau der eigenen Ka· 
pazltAten konzentrierte sich die BRD ln 
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Neben dem unOberschaubaren Wirrwarr um Fässer, Inhalte und ltansporte rOckte 
mit dem Hanauer Nuklearskandal eine mögliche militärische Nutzung der Atomkraft 
und die Gefahr der Weiterverbreitung von Atomwaffen Ins öffentliche Bewußtsein. 
Die militärischen Ambitionen des BRD-Atomprogramms gehören zu den am besten 
gehOtetsten Geheimnissen der Nachkriegsgeschichte. Wenn diese Hintergründe an­
gesprochen werden verweisen die herrschenden Kräfte auf die International einge­
gangenen Verpflichtungen. Gemeint Ist damit der Atomwaffenverzicht 1954 gegen­
über den westeuropäischen Partnern, vor allem jedoch der Atomwaffensperrvertrag 
(Non Proliferation li'eaty • NPT} von 1968. 
Interessant sind diese Aussagen vor allem deswegen, weil betde Verzlchtserkllrun­
gen gege.n den erklärten Willen der BRD zustandekamen, das gesamte Streben der 
BRD bei der Aushandlung der Verträge darauf zielte, Fonnullerungen möglichst 
schwammig und die Kontrollen möglichst unverbindlich zu halten. 
Deswegen mußmenschwie Robert Jungkin derTaz vom 16.1.88 feststellen, daß " • •• 
wenn man jetzt Immerzu von Libyen und Pakistan spricht, ••• man von der wirklichen 
"RRtfährte •• • ablenkt"(1). Ablenkt von den Bomben im eigenen Keller und dem stän­
digen Streben aller Bundesreglerungen seit 1949 nach eigenen Atomwaffen. Dieses 
Ziel drückt sich einerseits aus in dem systematischen Aufbau der technischen Vor­
aussetzunge.n zum Bau von Atomwaffen (WAA, UAA, Schneller BrOter), andererseits 
ln den immer wiederkehrenden diplomatischen Initiativen auf Indirekte Weise einen 
"Finger an den Abzug" zu bekommen (aktuelles Beispiel die Drittstaaten-Interpreta­
tion zu den Pershing 1A). 
Mit diesem Artikel sollen die militärischen Hintergründe, die von anfang an Pate des 
bundesdeutschen Atomprogramms waren, beleuchtet werden. Verwiesen sei in die­
semZusammenhangauch noch auf die ln dieser Radi-aktiv befindliche Literaturliste 
zu diesem Thema. 

Nachbildung der ersten Plutoniumbombe : Fünf Kilogramm genügen 

der Folgezelt darauf, ln Zusammenar­
bett mit Frankreich bzw. Nato eine tell· 
weise Verfügungsgewalt über Atom­
bomben zu bekommen. 
Mit Frankreich gedieh die Zusammenar­
beit inherhalb kürzester Zeit bis zu einem 
Geheimprotokoll zwischen Strauß und 
Pierre Guillaumat (Chef d. Atomenergie­
kommissariats). Damit soll Frankreich 
1958, der BAD die Ueferung von Atom­
sprengköpfen, die auf französischem Ge­
biet lagern, zugesagt haben. (3) Erst mit 
dem Amtsantritt de Gaulies kurze Zeit 
später war diese Zusammenarbeit vom 
Tisch. 
Zweiter Ansatzpunkt für eine evt. BRO­
Mitverfügungsgewalt war die Nato und 
das US-ammerikanlsche Potential. Ge­
dacht war dabei an eine multilaterale 
Atomstreitmacht, die der BAD eine nu­
kleare Teilhabe ermöglichen sollte. Hinter­
gedanke war, daß man sich die Fähigkeit 
offen halten wollte die USA zu einem Ein­
satz ihres strategischen Potentials zu 

zwingen. US-Außenminister H. Kissinger 
äußerte zur damaligen BAD-Politik: 
" ... daß man im Banner Verteidigungs­
ministerium keine gröBere Sorge zu ken­
nen scheine als die, wie man die Amerika­
ner in einem Krieg hineinzwängen kön­
ne"(4). 

Auch als eine Reaktion auf die intensiven 
deutschlfranz. Kontakte schlugen die 
USA 1960 den Aufbau einer multilateralen 
Atomflotte (MLF) vor. Sie sollte aus 25 
Schiffen mit gemischten Besatzungen 
und jeweils acht Polansraketen beste­
hen. Bonn griff den Vorschlag sofort auf 
und war bereit rund 70% der europäi­
schen Stationierungskosten für MLF zu 
übernehmen (5). Wichtig war für die BAD­
Regierung vor allem die Frage, wer über 
dieses Potentioal verfügen kann. Adenau­
er äußerte dazu, daß der ..... Einsatz von 
Atomwaffen auch ohne die vorherige Zu­
stimmung des U5-Präsidenten ... "(6) 
möglich sein müsse. Strauß' Überlegun-



gen gingen dahin die BAD mit Frankreich 
und Großbritanien gleichzustellen und 
diesen drei Staaten gleich viel Gewicht 
wie den USA zu geben. Dies war gleich­
bedeutend mit der Forderung der BRD ei­
ne nukleare Mitverfügungsgewalt einzu­
räumen. US-Präsident Kennedy hielt da­
mals einen Krieg für denkbar, " ••• falls 
Deutschland ein eigenes nukleares Po­
tential entwicklen würde"(7). 
Das MLF-Projekt scheiterte am Wider­
stand Frankreichs und Großbritaniens. 
Die USAänderten ihre Politik, gaben MLF 
1965 auf und entschieden sich für den 
Atomwaffensperrvertrag. 

Der Atomwaffen­
sperrvertrag 
Am 18.12.1966 wurde die BRD über die 
Einigung der GroBmächte und den ln­
halt von Art. I und II des Atomwaffen­
sperrvertrags (NPT) Informiert (vgl. Ka­
sten). Ein Aufschrei ging durch die 
Presse und alle Parteien. Strauß sah im 
Vertrag " ••• ein Versallies ••• von kos­
mischen Ausmaßen ••• "(8). Der Präsi­
dent des VDI (Verband der deutschen 
Industrie) sah Deutschland schon am 
Rande des Argrarstaates" ••• es lasse 
sich errechnen, wann Westdeutsch­
land das Niveau eines Agrarstaates er­
reicht habe ••• "(9). 
Diese Reaktionen zeigen, daß der Ab­
schluß des NPT durch die USA und die 
Sowjetunion einen tiefen Einschnitt in die 
BRD Außenpolitik darstellte. Erst als sich 
die BRD durch die hysterischen Reaktio­
nen international mehr und mehr isolierte 
und auch wirtschaftlich negative Folgen 
zu befürchten waren (z.B. die USA lehn­
ten die Ueferung von anger. Uran ab) ver­
legte man sich auf andere Wege. Die neu 
gebildete Große Koalition versuchte nun 
mit allen diplomatischen Mitteln den Ver­
tragstaxt aufzuweichen, wirksame Kon­
trollen über dessen Einhaltung zu verhin­
dern und mit den USA "Sondervereinbar­
ungen" zu treffen. 
Grundüberlegung für die USA zum Ab­
schluß des NPTwar es die Zahl der Atom­
waffenstaaten möglichst klein zu halten, 
um damit die eigene Monopolstellung 
langfristig abzusichern. Für die Sowjet­
union war vor allen die bundesdeutsche 
Unterschrift wichtig, weil sich die BRD 
bisher nur gegenüber dem Westen zum 
Atomwaffenverzicht verpflichtet hatte. 
Die Zustimmung der BRD war deswegen 
für das Zustandekommen des NPT unver­
zichtbar. Diese Schlüsselrolle wußte die 
BRD auszunutzen, wofür die Kontrollver­
einbarungen ein Beispiel liefern. 

,,Ich will alles" 

Auszüge aus dem lext des Vertrages 
Ober die Nichtverbreitung von Kern­
waffen (Atomwaffensperrvertrag) 

Artikel I 

Jeder Kernwaffenstaat, der Vertrags­
partei ist, verpflichtet sich, Kernwaffen 
und sonstige Kernsprengkörper oder 
die Verfügungsgewalt darüber an nie­
mand unmittelbar oder mittelbar wei­
terzugeben und einen Nichtkernwaf­
fenstaat weder zu unterstützen noch 
zu ermutigen noch zu veranlassen, 
Kernwaffen oder sonstige Kern­
sprengkörper herzustellen oder sonst­
wie zu erwerben oder die Verfügungs­
gewalt darüber zu erlangen. 

Artikel II 

Jeder Nichtkernwaffenstaat, der Ver­
tragspartel ist, verpflichtet sich, Kern­
waffen und sonstige Kernsprengkör­
per oder die Verfügungsgewalt dar­
Ober von niemandem unmittelbar oder 
mittelbar anzunehmen, Kernwaffen 
oder sonstige Kernsprengkörper we­
der herzustellen noch sonstwie zu er­
werben und keine Unterstützung zur 
Herstellung von Kernwaffen oder son­
stigen Kernsprengkörpern zu suchen 
oder anzunehmen. 

Artlkellll 

(1) Jeder Nichtkernwaffenstaat, der 
Vertragspartel ist, verpflichtet sich, Si­
cherungsmaßnahmen anzunehmen, 
wie sie in einer mit der Internationalen 
Atomenergie-Organisation nach Maß­
gabe Ihrer Satzung und ihres Siche­
rungssystems auszuhandelnden und 
zu schließenden Übereinkunft festge­
legt werden, wobei diese Sicherungs­
maßnahmen ausschließlich dazu die­
nen, die Erfüllung seiner Verpflichtung 
aus diesem Vertrag nachzuprüfen, da­
mit verhindert wird, daß Kernenergie 
von der friedlichen Nutzung abge­
zweigt und für Kernwaffen oder sonsti­
ge Kernsprengkörper verwendet wird. 
( ... ) 
(2) Jeder Staat, der Vertragspartei ist, 
verpflichtet sich, a) Ausgangs- und be­
sonderes spaltbares Material oder b) 
Ausrüstungen und Materialien, eigens 
für die Verarbeitung, Verwendung oder 
Herstellung von besonderem spaltba­
rem Material vorgesehen oder herge­
richtet sind, einem Nichtkernwaffen­
staat für friedliche Zwecke nur dann 
zur Verfügung zu stellen, wenn das 
Ausgangs- oder besondere spaltbare 
Material den nach dieSem Artikel erfor­
derlichen Sicherungsmaßnehmen un­
terliegt. ( • • • ) 

Artikel IV 

(1) DerVertrag ist nicht so auszulegen, 
als werde dadurch das unveräußerli­
che Recht aller Vertragparteien beein­
trächtigt, unter Wahrung der Gleichbe­
handlungund in Übereinstimmung mit 
den Artikeln I und II die Erforschung, 
Erzeugung und Verwendung der Kern­
energie für friedliche Zwecke zu ent­
wickeln. 
(2) Alle Vertragspartelen verpflichten 
sich, den weitestmöglichenAustausch 
von Ausrüstungen, Material und wis­
senschaftlichen technologischen In­
formationen zur friedlichen Nutzung 
der Kernenergie zu erleichtern, und 
sind berechtigt, daran teilzunehmen. 
Vertragspartelen, die hierzu in der La-

ge sind, arbeiten ferner zusammen, 
um allein oder gerneinsam mit anderen 
Staaten oder internationalen Organi­
sationen zur Wetterentwicklung der 
Anwendung der Kernenergie für friedli­
che Zwecke, besonders im Hoheitsge­
biet noch Nichtkernwaffenstaaten, die 
Vertragspartel sind, unter gebühren­
der Berücksichtigung der Bedürfnisse 
der Entwicklungsgebiete der Wett bei­
zutragen. 

Oie Interpretationen der USA zum 
Atomwaffensperrvertrag 

(Vorgetragen von US-Außenminister 
Rusk am 10. Juli 1968 vor demAuswär­
tigen Ausschuß des amerikanischen 
Senats, zitiert nach FAZ, 29.7.1968) 

1. Der Vertrag befaßt sich nur mit dem, 
was verboten ist, und nicht mit dem, 
was erlaubt ist. 
2. Er verbietet, irgendeinem Empfän­
ger Nuklearwaffen Irgendwelcher Art 
oder die Kontrolle Ober sie zu transfe­
rieren, wobei Bomben und Spreng­
köpfe gemeint sind. Er verbietet auch 
den Transfer anderer Nuklearspreng­
körper, da ein Nuklearsprengkörperfür 
friedliche Zwecke auch als Waffe be­
nutzt werden oder leicht für einf3 sol­
che Verwendung umgebaut werden 
kann. 
3. DerVertrag behandelt nicht und ver­
bietet daher auch nicht den Transfer 
von Nuklearträgern oder nuklearen 
Trägersystemen oder die Kontrolle 
Ober sie durch irgendeinen Empfänger, 
solange ein solcher Transfer sich nicht 
auf Bomben oder Sprengköpfe er­
streckt. 
4. DerVertrag handelt nicht von alliier­
ten Konsultationen und Planungen der 
nuklearen Verteidigung, solange kein 
Transfer von noklearen Waffen oder ih­
rer Kontrolle daraus resultiert. 
5. Er handelt nicht von Vereinbarungen 
Ober die Stationierung von nuklearen 
Waffen auf siliertem Territorium, da die­
ses keinen Transfer von Nuklearwaffen 
oder ihrer Kontrolle mit sich bringt, es 
sei denn, daß eine Entscheidung ge­
troffen würde, Krieg zu führen, und da­
mit der Zeitpunkt einträte, an dem der 
Vertrag nicht länger als verbindlich gel­
ten würde. 
6. Und der Vertrag handelt auch nicht 
von dem Problem der europäischen 
Einheit und würde die Nachfolge des 
nuklearen Status eines seiner früheren 
leiistasten durch einen neuen europäi­
schen Bundesstaat nicht ausschlie­
ßen. Ein neuer europäischer Bundes­
staat müßte seine sämtlichen Funktio­
nen der äußeren Sicherheit einschließ­
lich der Verteidigung und aller außen­
politischen Fragen in bezugauf die äu­
ßere Sicherheit, kontrollieren, brauch­
te jedoch nicht so zentralisiert zu sein, 
daß er alle Regierungsfunktionen über­
nehmen würde. Währerld der Vertrag 
nicht die Nachfolge durch einen sol­
chen Bundesstaat behandelt, würde 
er jedoch den Transfer von Nuklear­
waffen (einschließlich des Besitzes) 
oder ihrer Kontrollen an irgendeinen 
Empfänger einschließlich einer multila­
teralen Bnheit verbieten. 
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Keine wirksame Kontrolle 
Ziel der BRD war es von Anfang an, eine 
wirksame Kontrolle über die Einhaltung 
des NPTzu verhindert. Es wurde versucht 
die IAEA (Internationale Atomenergie 
Agentur) aus den Kontrollen auszuschlie­
ßen und nur die Euratom im eigenen Land 
als Kontrollorgan zu akzeptiern. Die Ver­
handlungen über die Art der Kontrolle zo­
gen sich über Jahre hin und endeten 
schließlich damit, daß die IAEA faktisch 
als Kontrollorgan ausgeschlossen war. 
Vereinbart wurde: 
- Kontrollen so weit wie möglich nicht 

von Inspektoren, sondern durch 
technische Verfahren durchzufüh· 
ren. 

- daß die IAEA nur solche Daten er­
hält, die weder von der Euratom 
noch von dem beteiligten Staat für 
schützenswert erachtet werden. 

- daß IAEA·In$P8ktoren der Zutritt zu 
bestimmten Anlageteilen ohna An· 
gabe von Gründen verweigert wer­
den kann. 

- daß jede IAEA-Inspektion 1·7 "llge 
vorher angemeldet werden muß. 

Durch diese Vereinbarungen war es 
der BRD gelungen die Ostblockstaa-

ten, vor allem die Sowjetunion, als Mit­
glieder der IAEA, von der Kontrolle der 
BAD-Atomanlagen auszuschließen. 

BRD - Im Kriegsfall Atomwaffen· 
staat 

Doch damit nicht genug. ln Sonderver­
handlungen mit den USA, über deren In­
terpretation des NPT, gelang es der BRD 
noch weitere Ausnahmen und schwam­
migere Formulierungen durchzusetzen 
(vgl. hierzu Kasten). Die in Punkt 1 verein­
barte Regelung bedeutet nichts anderes, 
als daß der BRD alles erlaubt ist, solange 
nicht komplette Atomsprengköpfe ent­
wickelt werden. 
Aufmerksamkeit verdient jedoch insbe­
sondere die Ziffer 5. Dadurch behält es 
sich die BRD vor-mit Einverständnis der 
USA - im Falle, daß ein "Krieg geführt 
werden soll", den Vertrag sofort für null 
und nichtig zu erklären. Durch die Fomru­
lierung "Krieg führen zu wollen" bleibt be­
wußt offen, wer letztendlich entscheidet, 
ob ein solcher Zustand erreicht ist. 
Damit" ... hatte sich die BRD die theore­
tische Möglichkeit gesichert, notfalls 
auch ohne Zustimmung der USA, nach 
formal als korrekt interpretierbarer Außer-

kraftsetzung des Atomwaffensperrvertra­
ges die eigenen TrägemJketen (z.B. Pers­
hing 1A -Anm. d. Verfassers) • .. mit Plu­
toniumbeständen zu beladen (10). 
1995 wird der Atomwaffensperrvertrag 
auslaufen. Im salben Jahr wird auch 
die WAA-Wackersdorf ihre Produktion 
aufnehmen. Zufall? Nachall den aufge­
zeigten historischen Hintergründen 
über das Zustandekommen des Atom· 
Waffensperrvertrages und der Rolle, 
die die BRD dabei spielte müssen wir 
vom Gegenteil ausgehen. 

Anmerkungen: 
(1) TAZ vom 16.1.88 
(2) Zit. Udo Scheib, "Reaktionen und Ra­

keten - Von der zivilen nur militäri­
schen Atomenergie?" Köln 1987 S. 
184 

(3) vgl. ebenda S. 186 
(4) Zit. ebendaS. 189 
(5) vgl. ebendaS. 193 
(6) Zit. ebenda S. 193 
(7) Zit. ebenda S. 193 
(8) Zit. ebenda S. 201 
(9) Zit. ebenda S. 201 
(10) Zit. "DerGriffzurBombe-Westdeut­

sche Plutoniumpolitik 1954 -1984", 
Lüneburg 

PROLIFERATION 
BRD-Atomgeschifte in der ganzen Welt 
Auch wenn in speziellen Broschüren 
der Anti·AKW-Bewegung, in interna­
tionalen Verträgen, in einschlägigen 
Fachkreisen u.a. bereits häufig dar­
über gesprochen und geschrieben 
wurde - einer breiten Öffentlichkeit 
wurde der Begriff der ,Proliferation' 

~. 

erst im Zusammenhang mit den Ent· 
hüllungen über die NUKEM bekannt. 
Dabei bezeichnet dieses Wort eine äu­
ßerst sensible Angelegenheit: nämlich die 
Weitergabe, Verbreitung und Unterstüt­
zung bei der Herstellung von atomwaffen­
fähigem Material. 
Horizontale Proliferation bedeutet dabei 
die Verbreitung von entsprechenden Ma­
terialien und Produktionsanlagen an Län­
der, die sie bisher noch nicht besaßen. 
Wenn z.B. die BRD einem Land im Aus­
tausch für Natururan einen kleinen For­
schungsreaktor baut, ist das bereits der 
Beginn der horizontalen P.. Vertikale Pro-

Iiteration nennt man die Verbreitung und 
Entwicklung von Technologien, die, auf­
bauend auf einem bereits vorhandenen 
Atomspaltungs-know-how, die Produk­
tion von nuklearen Waffen ermöglich, er­
leichtert oder beschleunigt. Z.B. bedeu­
tet der Bau derWAA in der BRD eine verti­
kale Proliferation. 
Aus diesen Definitionen ergibt sich, 
1. daß die Grenzen zwischen ,bloßer' 
technologischer Zusammenarbeit einer­
seits und Profifaration andererseits nicht 
klar zu ziehen sind, 
2. daß selbst der Export scheinbar harm­
loser Teii-Technologien ebenfalls höchst 
brisant sein kann, z.B. kann die Ueferung 
einer speziellen Stahlsorte der letzte feh­
lenden Mosaikstein im Bau einer Uranan-

I I 
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reicherungsanlage sein -nie würde aber 
so ein Geschäft offiziell als sensitiv dekla­
riert. 
3. daß der Export von Atomanlagen, der 
Austausch von Atomphysikern u.ä. im­
mer beide Arten von Proliferation impli­
ziert .. 
Vor diesem Hintergrund ist die Vehemenz 
zu bewerten, mit der die BAD auf entspre­
chende Zusätze beim Atomwaffensperr­
Vertrag (Nicht-Verbreitungs-Vertrag) ge­
drungen hat (siehe ansprechenden Arti­
ke~. Praktisch hat die BAD durch ihre ag­
gressive Exportpolitik den NY-Vertrag 
vollkommen unterlaufen und weltweit 
den vielleicht größten Beitrag zur Verbrei­
tung der Atombombe geleistet- und das 
trotz ihres eigenen -zumindest verbalen 
-Verzichts auf Nuklearwaffen. Diese The­
se wird noch unterstützt durch die Tatsa­
che, daß die engsten Atomkontakte zu 
denjenigen Ländern bestehen, die den 
NY-Vertrag nicht unterzeichnet haben: Ar­
gentinien, Brasilien, Indien, Pakistan, 
Südafrika). 
Die heißen Geschäfte mit den Ländern 
der Dritten Welt hatten fast immer den 
gleichen Verlauf: zuerst kam die wissen­
schaftlich-technische Zusammenarbeit, 
die BAD übernahm die kostenlose Ausbil­
dung junger Forscher und Ingenieure aus 
diesen Ländern. Das war die Grundlage 
aller weiteren Abkommen, joint ventures 
und Geschäftsabschlüsse. Ausnahme 
bilden die Länder, in denen kurz nach Zu­
sammenbruch des deutschen Faschis­
mus die Nazi-Physiker weiterarbeiten 
konnten (Argentinien, Brasilien, Südafri­
ka). Diese Forschungstätigkeit bildete 
das Fundament für das spätere bundes­
deutscheAtomprogramm, zu diesen Län­
dern bestanden natürlich auch privilegier­
te Beziehungen. Damit wird auch klar, 
daß diese Geschäftsbeziehungen keines­
wegs nur wirtschaflticher Natur sind. Der 
Aufbau vollständiger Brennstoffkreisläufe 
in Ländern, die den NY-Kontrollen nicht 
unterworfen sind, bietet bundesdeut­
schen Forschern hervorragende Möglich­
keiten, dort an heißen Projekten zu arbei­
ten und sich so den Augen einer aufmerk­
samen Öffentlichkeit zu entziehen. 
Sowohl Ausdehnung als auch Intensi­
tät des BRD-Atom-Exports machen 
deutlich, daß die angeblich so skanda­
löse Connection BRD-Lybien-Paklstan 
nur die Spitze- und noch nicht einmal 
die brisanteste- des Eisbergs ist. 

~ 

Überblick 
über die internationalen 

Atombeziehungen der BRD 
Stand,BS 

Agypten 
Abkommen über technische Zusam­
menarbeit. Ä. plant ehrgeiziges Atom­
programm, diverse Verhandlungen mit 
KWU. 

Argentinien 
Uranabbau seit '61. Lieferung des Na­
tururan-Reaktors (Bombenmaterial­
tauglich!) ATUCHA durch die KWU, 
Planung und Baubeginn von ATUCHA 
2, Bau einer Urananreicherungsanlage 
mithilfe von Sulzer (Schweiz) und 
KWU, Bau und Betrieb einer Wieder­
aufbereitungsanlage, diverse Ausbil­
dungs- und Forschungsabkommen, 
Kontakte zwischen Transnuklear und 
TN Argentinien, Lieferung von Pluto­
nium an A., Beteiligung an einem Ra­
ketenversuchsgelände durch MBB 
und KHD. A. betreibt intensive atoma­
re Zusammenarbeit mit Algerien, Boli­
vien, Peru, Chile Ecuador, Guatemala, 
Venezuela, Uruguay, Paruguay, Indien. 

Bolivien 
Uranabbau 

Brasilien 
diverse Abkommen, insbesondere 
1975 zwischen bras. Militärdiktatur 
und BAD über ,Atom-Paket': Lieferung 
von 8 AKWs, Uran, Urananreiche­
rungs- und Wiederaufbereitungsanla­
ge sowie Wissenschaftler- und For­
schungsaustausch, Vertrag über Liefe­
rung einer Brennelemente-Fabrik 
durch NUKEM. 

China 
Atomkooperationsabkommen, diver­
se Verhandlungen 

Ghana 
Uranabbau 

~5 
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Guinea 
Abbau-Verhandlungen 

Indien 
wissenschaftliche-technische Zusam­
menarbeit mit Kernforschungszen­
trum Kerlsruhe und Forschungsanlage 
Jülich, Brennelemente-Lieferung, Er­
satzteile-Lieferung für US-AKW, inten­
sive Zusammenarbeit bei Raketenfor­
schung 

lndonesien 
Wissenschaftler-Austausch, Uranab­
bau, Bau eines Forschungsreaktors, 
Lieferung einer Brennelernta-Fabrik 
durch NUKEM. 

Irak 
Lieferung ,Heißer Zellen' (wichtig zum 
Manipulieren von radioaktiven Mate­
rial) durch NUKEM, bisher nicht bewie­
sener Verkauf von Uran und Plutonium 
über Waffenhändler 

Iran 
Lieferung von 2 AKWs durch KWU zur 
Zeit des Schahs, bisher nicht fertigge­
stellt 

Israel 
diverse Kontakte zwischen Wissen­
schaftlern und Forschungseinrichtun­
gen, verdeckte Uran-Transporte in den 
militärischen Reaktor Dimona, I. arbei­
tet eng mit Taiwan und Südafrika zu­
sammen, letzteres z.T. als ,Dreiecks­
Austausch' mit BAD-Forschern 

Kolumbien 
technische Hilfe für Versuchsreaktor 

Liberia 
Uranabbau 

Mexiko 
technisch-wissenschaftliche Koope-_..... 
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ration bei AKWs, Brennelemente-Her­
stellung und Reaktorsicherheit, Uran­
abbau, Siemens-Versuchsreaktor, di­
verse Verhandlungen über Ueferungen 
vonAKWs 

Namibia 
Uranabbau und damit Verstoß gegen 
UNO-Resolutionen wegen Besetzung 
durch Südafrika, nach neuasten Mel­
dungen kriminelle Umdeklarationen 
der gelieferten Fässer 

Niger 
Uransuche und- abbau 

Pakistan 
regelmäßiger, lanjähriger Austausch 
von Wissenschaftlern, Lieferung meh­
rerer sensitiver Anlagenteile 

Peru 
Ueferung von Teilen eines Forschungs­
reaktors und von Brennelementen 
durch NUKEM 

Singepur 
Verhandlungen für AKW-Lieferungen 

Südafrika 
Uranabbau, Bau einer Urananreiche­
rungsanlage nach dem Trenndüsen­
verfahren (entwickelt am KFK), reger 
wissenschaflticher Austausch (siehe 
auch lsreal), praktisch alle einschlägi­
gen bundesdeutschen Firmen sind in 
S. engagiert, so Siemens, MBB, GHH­
Stekrade, Linde, Leybold Heräus, Stei­
gerwald, u.a., Firmenverflechtungen, 
z.B. NUKEM - Transnuklear South Ar­
frica 

Sambia 
Uransuche 

Saudiarabien 
Uransuche, Zusammenarbeit bei 
,friedlictler Nutzung', diverse Gesprä­
che und Pläne 

Südkorea 
Vertrag über den Bau eienr Uranan­
reicherungsanlage, Lieferung von 
Brennelementen durch die NUKEM, 
Teilnahme an Lieferung von angereich­
ertem Uran über die URENCO 

Taiwan 
Antrag Taiwans über Lieferung von 
mindestens 2 AKWs, intensive Zusam­
menarbeit bei der Entwicklung von A­
Waffen mit Israel und Südafrika 

Tansania 
Uransuche und -abbau 

Thailand 
Uransuche 

Türkei 
Rahmenabkommen über Nutzung der 
Atomenergie, Lieferung von ange­
reichertem Uran durch die NUKEM 

Venezuela 
technologische Zusammenarbeit bei 
Atomenergie 

Zaire 
Uransuche 

Zimbabwe 
Uransuche 

~~~~ 
Was iibrig bleibt 

Gegen alle Verwirrung, Dementis, Wi­
dersprüche Ist festzuhalten: nach al­
lem, was bekannt ist, muß auch alles 
andere als möglich, ja sogar als wahr­
scheinlich angenommen werden, auch 
wenn wir es bisher nicht detailiert be­
weisen können. 
Deshalb haben allein die Atombatrei­
ber und -politlker die Bewelslast: 
- Sie müssen beweisen, daß sie kein 

waffentaugliches Nuklearmaterial 
exportiert haben, wohin auch im­
mer. 

- Sie müssen beweisen, daß für bun­
desdeutsche Atomwaffen weder ge­
forscht, noch daß sie angestrebt, 
noch daß für sie Plutonium abge­
zweigt oder gesammelt wird. Und 
daß es entsprechend für die Ge­
heimhaltung um den ALKEM-Bun­
ker auch keinen Grund geben kann. 

- Sie müssen beweisen, daß die ver­
schiedenen Bundesregierungen al­
les unternommen haben, um im Sin .. 
ne des Nichtverbreitungs-Vertrages 
jede Proliferation auszuschließen. 

- Sie müssen beweisen, daß die Ma­
chenschaften von Nukem undlhlns­
nilklearwlrkllch ohne Wissen staatli­
cher Stellen abgelaufen sind. 

Neu sind diese Vermutungen nicht. Sie 
haben in den vergangenen Monaten nur 
neue Nahrung erhalten. Verstärkt gehen 
wir davon aus: 

1. 
Das Atomprogramm der BAD war in sei­
nem Kern von Anfang an ein militärisches 
Programm. Es diente und dient dem Ziel, 

36 

der Bundesrepublik Deutschland trotz 
scheinbaren Verzichts die Verfügungsge­
walt über ein möglichst großes Nuklear­
waffenpotential zu verschaffen. 

2. 
Diesem Ziel hat seit Bestehen der BAD je­
de Bundesregierung gedient. Ob CDU, 
CSU, FDP oder SPD, alle haben- mit ver­
schiedenen taktischen Varianten- äußer­
ste Anstrengungen unternommen, um 
diesem Ziel näher zu kommen. Es scheint 
sich geradezu um eine Staatsdoktrin zu 
handeln. 

3. 
Um diesem Ziel näher zu kommen, haben 
sich die BAD-Regierungen nicht ge­
scheut, faschistische Diktaturen in aller 
Welt mit dem begehrten nuklearen know­
how zu bedienen. Die Gefahr und Wahr­
scheinlichkeit atomarer Konflikte sind da­
mit sprunghaft gestiegen. 

4. 
Wer diese Feststellung akzeptiert, muß 
schlußfolgern: Der imperialistische 
Machthunger und die potentielle Aggres­
sivität dieses unseres Staates und seiner 
Herrschenden ist offenbar nach wie vor 
ungebrochen. Die Kontinuität zum ,Drit­
ten Reich' existiert eben nicht nur perso­
nell und technologisch sondern auch po­
litisch und militärisch. 

5. 
Alle politischen Strömungen, die solche 
Schlußfolgerungen als übertrieben, ,ver­
schwörerisch' (Zitat Joschka Fischer), ex­
otisch o.ä. ablehnen, müssen sich den 
Vorwurf gefallen lassen, sich an der Ver­
harmlosung und Verschleierung der rea­
len Verhältnisse zu beteiligen. Wer jetzt 

von einem ,Rechtsstaat' spricht, der sich 
gegenüber dem ,Atomstaat' durchsetzen 
müsse (Klaus Hartung in der taz), ist ein 
Ober-Verharmloser. Wer sich in nichtöf­
fentliche ,Untersuchungs'-Ausschüsse 
integrieren läßt, handelt ebenso. 

6. 
Wer erwartet, daß dieser Staat seine best­
gehüteten Geheimnisse aufdeckt, ist sel­
ber schuld. 

7. 
Anders formuliert: die offiziellen Untersu­
chungen haben viele Ziele: die öffentliche 
Empörung zu kanalisieren, ein paar Sün­
denböcke auszuliefern, die staatlichen 
Kontrollen zu verbessern, die Hintergün­
de zu vertuschen. Der bisher plumpaste 
Versuch in diese Richtung war der Vor­
schlag der SPD, einen Krisenstab einzu­
richten, denn Krisenstab heißt nichts an­
deres als Nachrichtensperre, geheim­
dienstliche Methoden, Ausschluß der Öf­
fentlichkeit. 

6. 
Man wird ja nochmal träumen dürfen: Ei­
ne Bewegung von der politischen Breite 
der Friedensbwegung, von der politi­
schen Klarheit der Hanau-Demonstran­
ten im November '86, von der politischen 
Entschlossenheit der Nürnberger BuKo­
Teilnehmer im Januar '87: Die geht bun­
desweit auf die Straße, die setzt einen in­
ternationalen Untersuchungsausschuß 
vom Renomee des Russeli-Tribunals ein, 
die fordert die Herausgabe und Veröffent­
lichung aller sensitiven Materialien. Ein 
wichtiger Nerv wäre getroffen, die Reak­
tionen höchst interessant. Man wird ja 
nochmal träumen dürfen. 



Literaturüberblick 

~e1' ,, 
,.Seit Beginn des Atomzeitalters ist in der 
Bundesrepublik ein fest eingelaufener 
Atomfilz entstanden. Diese Verfilzung von 
Wissenschaft, Beamtenschaft, Gewerk­
schaften, Industrie und Politik ist beab­
sichtigt und höchst funktional. Auf dem 
Atomsektor geht es darum, widerstands­
frei, lautlos und profitabel Großprojekte 
durchzuziehen. Die Abhänigigkeiten und 
Beziehungen zwischen den einzelnen Fa­
sern des Filzes sind vielfältig. Oft sind es 
Karriereleitern, an denen ganze Seilschaf­
ten hängen, oft sind es aber auch nur ge­
meinsame Vereine, Clubs, Jagdhütten 
oder Projekte, die die Beteiligten mitein-

in Atomstaat 
und 
Großindustrie 

in Atomstaat und 
Großindustrie'' 

ander verbinden. Diese Gemeinsamkei­
ten führen in der Regel zu übereinstim­
menden Meinungen und Standpunkten. 
Die Abgeschlossenheit dieser Struktur in 
der Atomwirtschaft, vor allem im Bereich 
der Aufsichtsratsgremien, ist erschrek­
kend." 
Diesen Filz zu durchblicken ist für den Lai­
en, ja selbst für Spezialisten im Atombe­
reich oft schwer. Doch ist es unbedingt 
notwendig, Äußerungen, Meinungen und 
wissenschaftliche Fakten im Zusammen­
hang mit Firmenverflechtungen, Zustän­
digkeiten und Interessen zu sehen. 

Es ist bezeichnend, aber in der Öffentlich­
keit so gut wie unbekannt daß der Regie­
rungssprecher Friedhelm Ost eine Ver­
gangenheit in der Pro-Atom-Lobby hat; 
daß der Bundes- und Forschungsmini­
ster Heinz Riesenhuber, von Amts wegen 
Mitglied im Deutschen Atomforum, ganz 
privat zwei Patente in der Nuklearchemie 
besitzt usw. usf. 
ln einem umfangreichen Handbuch von 
630 Seiten können nun die wirtschaftli­
chen und personellen Verflechtungen, 
,.Wer mit Wem" in welchen Vereinen, Ge­
schäften, Gesellschaften, Komissionen 
und Regierungen sitzt, nachgeschlagen 
werden. Als Grundlage für die Auseinan­
dersetzung mit und den Kampf gegen ei­
ne ganze Industrie sollte dieses Buch für 
jeden Atomstaatsgegner unentbehrlich 
werden. 
Den ,.Politikern und Mächtigen in der 
Atomwirtschaft wird auf die. Finger und 
aufs Maul geschaut. Durch Hinweise und 
Kommentare wird die Verantwortung für 
Projekte und Entwicklungen soweit mög­
lich den jeweiligen Personen zugeordnet. 
Die Lobbyistentätigkeit von Abgeordne­
ten wird transparent. Wir konnten in vielen 
Fällen auch ermitteln, wieviel Einkommen 
- sogenannte Atomtantiemen - mit die­
sen Funktionen und Posten verbunden 
ist. Zeitgeschichtliche Einlassungen und 
kernige Sprüche zur Lobpreisung der 
Atomkraft haben wir als Zitate dokumen­
tiert ... Wir haben fast 600 Männer (und 
wenige Frauen) der Atomindustrie nam­
haft gemacht. Die Zahl ist nicht zufällig: 
so groß bzw. so klein ist nämlich tatsäch­
lich der harte Kern der Atomlobby." 
Darüberhinaus enthält das Buch für die 
einzelnen Atomkraftwerke in der Bundes­
republik erstmals eine Zusammenstel­
lung der radioaktiven Emissionen und der 
Gesamtzahl der Störfälle. 

AG Atomindustrie (Hrsg.) 
,.Wer mitWem 
in Atomstaat und Großindustrie" 
Zweitausendeins 
Postfach, 6000 Ffm 61 
22.-DM 
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Die zentralen Punkte, die in diesem 
Buch von Autoren wte Klaus 1\'aube, 
Mycle Schneider, Helmut Hirsch, Mat­
thiss KOntzel, Dietrich Schulze-M~ 
mellng u.a. behandeH werden, sind: 
Atomwaffenschmiede BRD, BRD· 
Atomexporte und der Atomwaffen­
sperrvertrag. 

tatarische Regimes - die dem Atomwaf­
fensperrvertrag nicht beigetreten sind. 
Das Beispiel SOdafrika beweist die Bereit­
schaft der Bundesregierung zur atoma­
ren Kumpanei mit einem Regime, das ras­
sistisch ist, das dem Atomwaffensperr­
vertrag nicht unterzeichnet hat, dessen 
Bestrebungen nach Atomwaffen bekannt 
waren und das nun mittlerweile mit bun-

"Atombomben -
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teressanten Anlagen (Urananre1cherung 
und Wiederaufbereitung sowie Raketen) 
unverändert gebaut und finanziert wer­
den. 
Der dritte Teil beschäftigt sich sehr aus­
führlich mit dem Atomwaffensperrver­
trag. Am 23.10.1954 erklärte Adenauer 
den westdeutschen Verbündeten im Rah­
men der Pariser Verträge den Verzicht auf 
die Herstellung von Atomwaffen aufwest­
deutschem Boden. Dieser Verzicht be­
rührt nicht den Besitz oder die Verwen­
dung von Atomwaffen ebensowenig wie 

Im folgenden ein kurzer Überblick. 
Im ersten Teil wird nachgewiesen, daß der 
BRD keine Waffen aufgenötigt werden 
müssen, denn sie baut sie selber: Die 
BRD ist nicht Biedennann, sondern 
Brandstifter." Trägerwaffen sind die "hard 
ware" jeder Atomstreitmacht Schon heu­
te verfügt die Bundeswehr über 1500 ato­
mar verwendete oder jederzeit atomar 
verwendbare Trägerwaffensysteme, da­
von allerdings "nur" knapp 500 Raketen. 
Bis zur zweiten Hälfte der 90er Jahre -
zeitgleich mit der Fertigstellung der WAA 
und dem Auslaufen des Atomwaffen­
sperrvertrags- wird sich das dramatisch 
ändern: Statt über knapp 500 atomar ver­
wendbare R.aketen wird die Bundeswehr 
dann über etwa 4000 dieser Raketen ver­
fügen, und zwar größtenteils aus eigener 
Fertigung. 

made in Germany" 

Die technischen Möglichkeiten für den 
Bau von Atombomben sind vorhanden. 
Mit den Leichtwasserreaktoren ist bei ko­
merziellem Betrieb eine Quelle an Pluto­
nium vorhanden, das zwar nicht den 
höchsten Anforderungen genügt, aber 
waffenfähig ist. Werden die Brennstäbe 
nur niedrig abgebrannt (Schnellabschal­
tung), Ist Waffenplutonium auch für hohe 
Ansprüche verfügbar. Schnelle Brüter 
sind die ideale Symbiose zwischen militä­
rischer und ziviler Nutzung. Sie liefern bei 
komerziellern Betrieb optimales Waffen­
plutonium. Dies ist Aufgabe der Wieder­
aufbereitung. Mit derWAAin Weckersdorf 
wäre der technologische Schlüssel für 
die Herstellung von Waffenplutonium Im 
großen Stil gegeben. Pro Jahr könnten 
hier 5 t Plutonium(,;. 500Atomsprengköp­
fen) gewonnen werden. Interessant ist in 
diesem Zusammenhang wohl auch die 
Beteiligung der BRD in Gestalt der RWE 
von 16 o/o am franz. Projekt des SUper­
pMnix. 
ln ihrer Atomexportpolitik hat sich die 
Bundesrepublik dadurch hervorgetan, 
daß sie Atomanlagen überwiegend in 
Länder exportierte - in vielen Fälle dik-

desdeutscher Hilfe auch welche besitzt. 
Der Autor Thomas Maas gibt in diesem 
Beitrag erstmalig einen umfassenden 
Überblick Ober Atomkontake bundes­
deutscher Konzerne zu Ländern der drit­
ten Wett. VonA- Z (Ägypten-Zimbawe) li­
steter alle Länder auf, mit denen die BRD 
Abkommen getroffen hat, Exporte und 
Importe tätigt. Interessant sind Parallelen 
beim Atomexportgechäft der BAD: Von 
aufwendigen Atomgeschäften beim Bau 
von AKW's werden erhebliche Abstriche 
gemacht, während die atombombenin-

Trägerkreis der Konferenz 
,.Atombomben-made in Germany? 
(Hrsg.): 
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,.Atombomben-made in Germany? 
Atomenergie- Schleichwege 
zum Atomwaffenstaat" 
Kölner Volksblatt Verlag 
18.-DM 

die Herstellung vom Atomwaffen auf 
westdeutschem Boden. Dieser Verzicht 
berührt nicht den Besitz oder die Verwen­
dung von Atomwaffen ebensowenig wie 
die Herstellung auf fremden Gebiet. Die 
Erklärung Adenauers schafft die Voraus­
setzung, eine eigene Atomindustrie auf­
zubauen. Die nukleare Option wurde ziel­
strebig weiterverfolgt. Bereits 1958 be­
schloß eine sichere Bundestagsmehrheit 
einen Antrag der CDU/CSU, die Bundes­
wehr mit modernsten Waffen auszurü­
sten. 1963 besaß die Bundeswehr die er-
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sten nuklear bestückten Kurzstreckenra­
keten. Das zivile Atomprogramm war 
1966 so weit fortgeschritten, daß die BAD 
als "Schwellenmacht" (Schwelle zur 
Atommacht) bezeichnet wurde. 
ln der Schlußerklärung des Trägerkreises 

der bundesweiten Alternativkonferenz 
"Atombomben-made in Germany" heißt 
es: " •.. Anstatt also ihrer besonderen hi­
storischen Verantwortung für eine kriegs­
verhindernde Politik gerecht zu werden, 
wird durch die BAD der Atomwaffensperr­
vertrag bis heute fortlaufend vielfältig ver­
letzt und damit in seinem Bestand gefähr­
det. Das Beispiel der BAD zeigt, daß ein 
hochindustrialisiertes land auch inner-

halb des Atomwaffensperrvertrages die 
technologische Schwelle zur Atommacht 
faktisch überschreiten kann. Denn jede 
hochentwickelte Atomtechnik ist gleich­
zeitig ein militärisches Potential und so­
mit friedensbedrohend. Zivile und militäri­
sche Atomtechnik lassen sich nicht von­
einander trennen. Entsprechender politi­
scher Wille vorausgesetzt, ist jede Atom­
technologie militärisch nutzbar." 

., 
"Reaktoren d R k 1 ,, un a e en 
Dieses Buch beschäftigt sich mit der 
Frage, ob es militärische Hintergründe 
des bundesdeutschen Atompro­
gramms gibt. Sind die zivilen Atom­
planungen Bonns von militärischen 
Motiven mitbestimmt? Wollen die Ver­
antwortlichen das zivile Atompro­
gramm als Vehikel benutzen, um die 
Bundesrapublikzur Atomwaffenmacht 
zu machen? "Abstrus und niederträch­
tig" nannte belspielsweise der B~rl­
sche Kanzleichef Stoiber solche Ober-

legungen im Zusammenhang mit Wak­
kersdorf; der Bundesforschungsmini­
ster Riesenhuber bestritt die techni­
sche Realisierbarkelt militärischer Op­
tionen auf Grundlage der zivilen Atom­
energie. 
Abstreiten und Schweigen ist charakteri­
stisch für bundesdeutsche Zustände in 
dieser Frage. Längst war in der interes­
sierten Öffentlichkeit klar, daß das im 
Brutmantel eines Schnellen Brüters ent­
stehende Plutonium hervorragend geeig-

net ist für militärische Zwecke. Doch wur­
de immer noch vorausgesetzt, daß das 
beim Normalbetrieb von Leichtwasserre­
aktoren entstehende Plutonium für Waf­
fenzwecke unbrauchbar sei. Diesem 
Punkt gilt in dem Buch der auf gute Vorar­
beit gestützte Beitrag der beiden Physi­
ker Egbert Kankeleit und Christian Küp­
pers. ln den USA kam diese Möglichkeit 
schon in den frühen siebziger Jahren ins 
Gespräch, in der BRD wurden solche In­
formationen unterschlagen. 1977 machte 
Carter die Probe aufs Exempel und veran­
Jaßte einen Bombentest mit Reaktorplu­
tonium -er gelang.ln der Bundesrepublik 
wurde dieses Ereignis kaum bemerkt und 
der Eindruck entsteht, daß die waffent­
echnische Eignung von Reaktorpluto­
nium ein Thema war, daß in der Fachdis­
kussion jahrzehntelang bewußt unter­
drückt wurde. Letztendlich ist das ent­
scheidende technische Hindernis, das 
ein Land zu überwinden hat, welches zur 
Atomwaffenmacht werden will, die Erlan­
gung von spaltbarem Material für Bom­
ben. Wenn dieses Land eine entfaltete zi­
vile Atomindustrie einschließlich Uranan­
reicherungs- und Wiederaufbereitungs­
Kapazitäten aufbaut, kann es die Schwel­
le auf ein leicht übersteigbares Maß redu­
zieren - ob dieser Effekt beabsichtigt ist 
oder nicht. Wenn von den technischen 
Grundlagen her eine unzweideutige Ab­
grenzung der zivilen Atomstromproduk­
tion von der militärischen Anwendung der 
Kernenergie nicht zu gewährleisten ist, 
kommt dem politischen Umgang mit die­
ser Realität das entscheidende Gewicht 
zu. Die politische Haltung wird zum be-

Udo Scheib (Hrsg.): 
"Reaktoren und Raketen 
Von der zivilen zur militärischen 
Atomenergie?" 
Pahi-Rugenstein 
Köln 
16.80DM 
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stimmenden Kriterium, ob die Atomindu­
strie tatsächlich nur zivilen Interessen 
dient. Schon Ignoranz und Leugnen der 
Übergänge zur militärischen Atomener­
gie muß dann Verdacht auslösen. 
"Warum eigentlich Wiederaufbereitung?" 
Dieser Frage geht der Autor Stefan Tho­
mas sehr detailliert nach. Er weist nach: 
Die Wiederaufbereitung wird nicht not­
wendig zur Konditionierung abgebrann­
ter Brennelemente für die Endlagerung 
gebraucht; sie dient nicht zu einer nen­
nenswerten oder gar wirtschaftlichen Ur­
aneinsparung; Wiederaufbereitung von 
Leichtwasserreaktor-Brennstoffen ist die 
Voraussetzung für den Betrieb von 
Schnellen Brütern. Der Betrieb von 
Schnellen Brütern zum Zweck der Stro­
merzeugung und Uraneinsparung ist je­
doch unwirtschaftlich, die Wiederaufar­
beitung von Brüterkern-Brennelementen 
ungelöst. Die Gewinnung von Waffenplu­
tonium aus dem Brutmantel ist dagegen 
relativ einfach: sie stellt keine prinzipiell 
anderen Anforderungen an den Wieder­
aufbereitungsprozeß als Brennstoffe aus 
militärischen Reaktoren. 
Wenn Weckersdorf dennoch vorangetrie­
ben wird, sind dann nicht die militäri­
schen Motive klar? Hinweise gibt es ge­
nügend, so hat beispielsweise der DWK­
Manager Satander bei der Jahrestagung 
Kerntechnik 1986 die anwesenden Vertre­
ter der Bundesministerien eindringlich 
gebeten, den Betrieb der WAK (Wieder­
aufbereitungsanlage Karlsruhe) nicht nur 
bis 1992 (dem geplanten Stillegungsjahr), 
sondern bis 1995 zu finanzieren (wenn die 
WAA den Betrieb aufnehmen soll). Be­
gründung: in den Jahren 1992-95 wird 
der Atomwaffensperrvertrag neu verhan­
delt und die BAD sollte in dieser Zeit un­
bedingt zur Abtrennung von Plutonium fä­
hig sein. 

Joachim Radkau (Hrsg.) 
"Aufstieg und Krise der 
deutschen Atomwirtschaft 1945- 1975 
Verdrängte Alternativen 
in der Kerntechnik 
und der Ursprung der 
nuklearen Kontroverse" 
Rowohlt-Verlag 
19.80DM 

Initiativgruppe Umweltschutz 
Hanau Atomexpress 
Atommüllzeitung (Hrsg.) 
"Nuklearzentrum Hanau 
Atomenergie-Bombengeschäft" 
Die Broschüre ist zu bestellen über: 
Neue Hanauer Zeitung 
Corniceliusstr. 12 
6450Hanau 1 

KB-Gruppe Lüneburg (Hrsg.) 
"Der Griff zur Bombe 
Wetdeutsche Plutoniumpolitik 1954-84 
zu bestellen über: 
Hamburger Satz- undVerlagskooperative 
Undenallee4 
2000 Harnburg 20 
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Der Kem des Buches: 
Die BRD und der 
Atomwaffensperrvertrag 

ln der BAD hatten schon unmittelbar 
nach dem 2. Weltkrieg dieselben Unter­
nehmen und dieselben Personen, die 
auch im NS-Staat federführend am Atom­
programm beteiligt waren, damit begon­
nen, den alten Bestand zu erhalten bzw. 
eine neue Atomindustrie aufzubauen 
(bspw. die Physiker Harteck und Groth, 
DEGUSSA). Dies geschah größtenteils 
unter heimlicher Umgehung der strikten 
Verbote der Alliierten und in einer Zeit, wo 
die Atomforschung ausschließlich unter 
militärischen Gesichtspunkten betrieben 
wurde. 
Als 1955 mit Wiederherstellung der BAD­
Souveränität durch den Atomwaffenver­
zicht die alliierten Verbote im Atomener­
giebereich verschwanden, war der Bo­
den also schon vorbereitet für ein expan­
dierendes Atomprogramm. 1965 stellte 
die US-Zeitschrift "Foreign Affairs" fest: 
"Die westdeutschen Fortschritte in der 
nuklearen Technologie seit 1958 sind be­
eindruckend. Sie erwecken den Ein­
druck, daß die Deutschen das Funda­
ment für ein Waffenprogramm legen ... " 
Bis 1966 arbeitete die BAD zielstrebig auf 
eine schrittweise Überwindung des 
Atomwaffenverzichts von 1954 hin. Der 
Atomwaffensperrvertrag (NPl) - den er­
sten Entwurf legte die USA 1965 vor- be­
deutete in dieser Situation eine tiefgrei­
fende Zäsur, zielte er doch darauf ab, die 
Bemühungen der vergangeneo Jahre zu­
nichte zu machen. Der NPT (Non-Prolife­
ration-Treaty) ging in seinen Bestimmun­
gen über die Verzichtserklärung von 1954 
hinaus, denn er forderte nicht nur den Ver-
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zieht auf die Herstellung, sondern eben­
falls den Verzicht auf jedweden Erwerb 
von Atomwaffen. Desweiteren enthält er 
die Verpflichtung, alles zu unterlassen, 
was die Anzahl der Atomwaffenstaaten 
erhöhen könnte. So bot denn auch die 
BAD "der Welt ein Schauspiel kaum vor­
stellbarer Hysterie", als die ersten Ent­
würfe des NPT durchsickerten. Strauß 
bewertete den NPT als "ein neues Versail­
les und zwar eines von kosmischem Aus­
maße", Adenauer sprach von einem 
"Morgenthauplan im Quadrat" und hoffte 
anläßlich eines Besuchs beim spani­
schen Diktator Franco, "daß die BAD 
nicht ihr eigenes Todesurteil unter­
schreibt". 
Die BAD, durch die Bank alle Parteien, 
schaltete auf stur. 1968 war sie der einzi­
ge Nichtunterzeichnerstaat innerhalb der 
Nicht-Atomwafenstaaten der EG. 
Erst 1974 wurde der Atomwaffensperrver­
trag nach langen Verhandlungen mit den 
USA und der SU vom Bundestag verab­
schiedet. Die CSU blieb bei einem ge­
schlossenen Nein, das Land Bayern stell­
te im Bundesrat den Antrag auf Vertrags­
ablehnung. 
Dieser Beitrag von Matthias Küntzel be­
handelt desweiteren, wie sich der Beitritt 
zum Atomwaffensperrvertrag auf die Be­
dingungen bundesdeutscher Atompolitik 
ausgewirkt hat. Dieses Kapitel des Bu­
ches berührt den politischen Kern der ge­
samten Problematik und beinhaltet Fak­
ten und Material, das es in dieser Zusam­
menstellung bisher noch nicht gab. Er 
schließt mit dem Zitat des Gießener 
Rechtsprofessors Dr. Helmut Ridder: 
"Das für den Frieden in Europa und in der 
Welt gefährlichste Element der BAD-Poli­
tik ist der Griff nach der Atombombe". 

Der Grift zur Bombe 
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"Die unfriedliche Nutzung 
der Kernenergie" 

,.Wenn der Schnelle Briiter ln Kalkar, 
die Wlederaufbereltsanlage ln Wak­
kersdorf und die mit einem VIelfachen 
der bisherigen Umgangsmengen neu 
genehmigte ALKEM in Hanau ln Be­
trieb gehen, wird zusAtzlieh eine neue 
Risikodimension geschaffen. Dann 
nlmlich wird Plutonium ln gro8an Men­
gen gehandhabt, verarbeitet, gelagert 
und transportiert werden. Plutonium 
aber Ist hochgiftig und es Ist das Mate­
rtal für Atomwaffen. Diese Eigenschaf­
ten erzeugen völlig neue Gefahren der 
Entwendung, Erpressung, Zerstörung 
und Vernichtung." 
Der Autor Alexander Roßnagel stellt 74 
Vorfälle - sog. "nuclear incidentsu - dar: 
von Anschlägen auf atomtechnische An­
lagen, Sabotageaktlonen, Möglichkelten 
menschlichen Fehlverhaltens bis hin zu 
Erwerbsmöglichkeiten von bombenfähi-

Alexander Roßnagel 

gen und radioaktiven Materials auf dem 
Schwarzmarkt. Es ist z.B. bekannt gewor­
den, daß das Bundeskriminalamt über V­
Leute auf dem nuklearen Schwarzmarkt 
aktiv ist und versucht, Kernsprengstoffe, 
also waffenfähige Materialien und darun­
ter insbesondere Plutonium aufzukaufen. 
"Aitlinke Verschwörungstheorienu nannte 
Joschka Fischer noch vor einiger Zeit die 
Behauptung, es gäbe einen Schwarz­
mar1<t für Plutonium und das BKA sei sein 
bester Kunde. Wie ernst diese Möglich­
keiten sind, zeigt das Buch vonAiexander 
Roßnagel anhand von anderen Beispie­
len. 
Diese 74 Vorfälle dokumentieren die Brei­
te und Intensität der Bedrohung. Sie wur­
den zusammengetragen aus offiziellen 
Dokumenten, aus der einschlägigen Ute­
ratur und aus Pressemitteilungen, die 
weitgehend aus Untersuchungen im Auf-

trag von US-Regierungsstellen besteht. 
ln der BAD werden zwar solche Vorfälle 
ebenfalls erfaßt, aber vor der Öffentlich­
keit geheim gehalten. Im Gegenteil wird 
versucht, der Öffentlichkeit weiszuma­
chen, die jetzt bekannt gewordenen "Un­
regelmäßigkeiten" in den Hanauer Atom­
fabriken und darüber hinaus seien ein ein­
maliger Sündenfall auf der ansonsten 
weißen Weste der Atomwirtschaft. 
Drei Beispiele aus dem Buch: 
- Im April1984 wurde in Trient, Italien, ge­

gen 42 Personen Anklage erhoben, 
weil sie Mitglieder einer internationalen 
Organisation seien, die illegal mit gro­
ßen Mengen Drogen und Waffen ge­
handelt und auch Kontakte zu ver­
schiedenen Geheimdiensten gehabt 
habe. Ihnen wird vorgeworfen, gegen­
über nahöstlichen Staaten neben einer 
langen Uste großer Mengen konventio­
neller Waffen auch die Ueferung von 
drei Atombomben, 33,9 kg Plutonium 
und 1000 kg Natururan angeboten zu 
haben. 

- Bis 1978 sollen in den USA in allen 
atomtechnischen Anlagen zusammen­
genommen 5000 kg hochangereicher­
tes Uran oder Plutonium vermißt wor­
den sein. 

Die unfriedliche 
Nutzung der 

- Im Juni 1986 wurde in der ABU in Ha­
nau 1,5 kg niedrigangereichertes Uran 
in einem Staubsaugerbeutel entdeckt, 
der zwischen Büroabfällen deponiert 
war. Versehen oder Vorbereitung zur 
Abzweigung? 

"Wir können uns auf die bestehenden Si­
cherheitsmaßnahmen nicht verlassen. 
Sie zu verschärfen, schafft auch keine 
ausreichende Sicherheit . .. Es gibt keine 
befriedigende Lösung des Problems. Die 
Atomenergie und vor allem eine künftige 
Plutonium~Ökonomie werden Freiheits­
verluste erzwingen und sich dennoch 
nicht von dem ansteigenden Risiko ihrer 
unfriedlichen Nutzung befreien können." 

__ Kernenergie 

Alexander Roßnaget (Hrsg.) 
"Die unfriedliche Nutzung 
der Kernenergie 
Gefahren der Pluntoniumwirtschaftu 
VSA-Verlag Harnburg 
16.80DM 
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Detlef zum Winkel 

Atomzentrum Hanau 
Dieser Artikel ist ein Abdruck des 'ntx· 
tes von Detlef zum Winkel aus dem 
Buch: Reaktoren und Raketen - Von 
der zivilen zur militärischen Atomener­
gie? 
Udo Scheib (Hrsg.), Pahi·Rugenstein 
Verlag Köln, 14.80 DM. 
Der Abdruck erfolgt mit freundlicher 
Genehmigung des Verlages. 

"Achten Sie mal auf Schnellabschal· 
tungen", riet der eingeweihte dem Lai· 
en. Es wareines jener äußerst seHenen 
Gespräche im Niemandsland zwi· 
sehen der Atomfamilie und ihren Geg· 
nern, denen derfachmännische Tip zu­
nächst skuril erschien. Den Störfällen 
bei Reaktoren und darunter besonders 
denjenigen, die eine Schnellabschal· 
tung erforderten, hat dieAnti-AKW-Be· 
wegung immer schon größte Aufmerk­
samkeit geschenkt. Vor knapp zehn 
Jahren veröffentlichte der Bundesver­
band der Bürgerinitiativen für Umwelt­
schutz (BBU) eine entsprechende 
Chronik, und jede lokale Initiative war 
stolz, wenn sie die umfängliche Liste 
noch durch eigene Erkenntnisse erwei­
tern konnte, die man meist durch sorg­
fäHiges Sammeln von Presseschnip­
seln gewann. Denn das waren die kon­
kreten Gegenbeweise gegen das etab­
lierte Argument von der Sicherheit der 
nuklearen Energieerzeugung. Da eine 
SchnellabschaHung beim Reaktor das 
letzte Mittel, gewissermaßen die Not­
bremse ist, um Gefahr abzuwenden, 
vermitleite sie stets auch eine Ahnung 
von der prinzipiell möglichen Katastro­
phe: Funktionierte sie nicht, so die 
zwar verallgemeinernde, aber letztlich 
doch zutreffende Assoziation, dann 
kann es zum GAU kommen. ln dieser 
Frage also war und ist die Bewegung 
aufs höchste sensibilisiert und sie zu 
noch mehr wachsamkeit anzuhaften, 
klingt komisch, erst recht wenn je­
mand dazu auffordert, der der anderen 
Seite angehört und durchaus keine 
Zweifel an der herrschenden atomaren 
Sicherheitsphilosophie hegt, auch 
nach 'Uschemobyl nicht. 

Aber gerade wenn man eine Sache unter 
einem bestimmten Aspekt intensiv stu­
diert hat, passiert es leicht, daß man an­
dere, sogar wesentliche Aspekte daran 
übersieht. Um den Atomunfall in der 
Ukraine hatte sich besagtes Gespräch 
gedreht; der Laie wünschte sich ein Urteil 
des Experten, ob es denn wahr sei, was 
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durch die westliche Presse ging, daß 
nämlich der sowjetische RBMK 1000 
möglicherweise militärisch genutzt wur­
de, weil er ein idealer Plutoniumprodu­
zent sei. Einerseits ja, andererseits nein, 
lautete die Antwort. Keineswegs sei jener 
graphitmoderierte Siedewasserreator 
quantitativ besonders ergiebig oder qua­
litativ besonders günstig für die Erzeu­
gung von Plutonium. Die in der BRD ge­
bräuchlichen Leichtwasserreaktoren hät­
ten sogar eine höhere Ausbeute. Nur kön­
ne man beim RBMK 1000 ohne Unterbre­
chung des laufenden Betriebes einzelne 
Brennelemente herausnehmen, und das 
sei unter wirtschaftlichen Gesichtspunk­
ten schon bedeutsam. Um Waffenpluto­
nium zu gewinnen, dürte das Uran näm­
lich nur verhältnismäßig kurz bestrahlt 
werden ("niedriger Abbrand"). Beim 
Leichtwasserreaktor dagegen müsse für 
den gleichen Zweck ganz abgeschaltet 
werden - eine ebenso aufwendige wie 
teure Prozedur. Nach dieser Erläuterung 
des fraglichen Sachverhalts kam dann, 
ganz beiläufig, der zitierte Hinweis: lo­
gisch aus dem Zusammenhang abgelei­
tet und zunächst nicht weiter aufregend, 
denn es hieß ja nicht ausdrücklich, bei 
uns würden Störfälle mit nachfolgenden 
Schnellabschaltungen in Leichtwasserre­
aktoren vorgetäuscht, um in Wahrheit we­
gen des Plutoniums an niedrig abge­
brannte Uranbrennstäbe heranzukom­
men. 
Ein knappes Jahr später ist diese Mög­
lichkeit nicht mehr abwegig. Angesichts 
eines im Frühjahr 1987 aufgeflogenen Be­
stechungsskandals, der weite Bereiche 
der Atomindustrie erfaßt, scheint nichts 
mehr unmöglich zu sein in einer Branche, 
die mit so großen Gefahrenpotentialen 
umgeht, daß man ihren Verantwortlichen 
gesetzlich besondere Zuverlässigkeit ab­
verlangt. Im Vordergrund der Affaire: Die 
Hanauer Transnuklear, zuständig für die 
Beförderung spaltbarer Materialien aller 
Art - im Hintergrund und nur notdürftig 
durch die Tochter gedeckt die Mutterfir­
ma des Hanauer Atomzentrums, NU­
KEM. Ein neuer kaufmännischer Leiter 
des Transportunternehmens entdeckte in 
den Büchern Unregelmäßigkeiten und er­
stattete Anzeige bei der Staatsanwalt­
schaft. Schnell stellte sich heraus, daß 
Transnuklear über schwarze Kassen in 
der Schweiz Millionenbeträge an Mitar­
beiter von Energieversorgungsunterneh­
men (Preußen Elektra, RWE, HEW), Ange­
stellte von Atomkraftwerken (AKWs Wür­
gassen, Biblis, Stade, Brunsbüttel, Brok­
dorf, Krümmet, Unterweser), an Ingenieu­
re, Strahlenschützer und Sicherheitsbe­
auftragte ausgeschüttet hatte. Involviert 
sind ferner Reaktorbau- und Zulieferar­
Firmen und sogar das renomierte Karlsru­
her Kernforschungszentrum. 

Schon bald nach Bekanntwerden des 
Korruptionssumpfes mußten rund dreißig 
leitende Angestellte der diversen Unter­
nehmen fristlos entlassen werden. Einer 
von ihnen warf sich aus persönlicher Ver­
zweiflung, wie es heißt, vor einen Zug. Die 
Staatsanwaltschaft geht in vorsichtiger 
Schätzung von etwa hundert Personen 
aus, gegen die Anklage erhoben werden 
müsse. Einzelheiten, die öis zum Sommer 
1987 bekannt wurden, sind umso farbi­
ger, je weniger Gewicht ihnen zukommt: 
Daß es extravagante Geschenke, unge­
wöhnliche Bewirtungen, gemeinsame 
Bordellbesuche etc. gegeben habe- wie 
menschlich (männlich) ist doch der mo­
derne Atomtechniker .•. Vage werden die 
Erklärungen allerdings, wenn es um das 
Motiv der Bestechungen geht. Die Atom­
familie verbreitet die Version, durch die 
seltsame Kundenbetreuung habe sich 
Transnuklear bei den Kraftwerksbetrei­
bern Entsorgungsaufträge für nukleare 
Abfälle schern wollen. Dies klingt weni9 
plausibel, da die Firma im atomaren Gü­
terverkehr praktisch eine Monopolstal­
lung innehat. Vor diesem Hintergrund 
bleibt mindestens die Höhe der Spenden­
aufwendungen ein Rätsel. Von Kritikern 
der Atomindustrie wird daher der Ver­
dacht artikuliert, Transnuklear habe Si­
cherheitsbestimmungen unterlaufen und 
an Mitwisser Schweigegelder gezahlt. 
Wenn dem so wäre, hätte die Firma eine 
große Dummheit begangen. Angesichts 
der Deckung, die die Atomindustrie bei 
den Behörden genießt, angesichts auch 
des verschworenen Gemeinschaftsge­
fühls, das sich in dieser Branche heraus­
gebildet hat, wäre sie besser beraten ge­
wesen, solche Verstöße einfach zu prakti­
zieren und alles zu unterlassen, was auf 
eine schlechtes Gewissen schließen 
lässt: Nichts wäre bezahlt worden und 
nichts wäre aufgeflogen. 

Da man vom Atomstaat nie die Wahrheit 
erfährt-das ist ja eines seiner Charakteri­
stika -, muß man den harmlosen Versio­
nen, wie sie in der Öffentlichkeit verbreitet 
werden, stets die schlimmsten Befürch­
tungen entgegensetzen. Das heißt in die­
sem Kontext, daß für nukleare Abfälle be­
sonderer Art Zuschläge gezahlt wurden. 
Abfall ist nicht gleich Abfall. Der "Müll", 
um den es geht, muß einen besonderen 
Wert gehabt haben, sodaß sein Besitz 
und seine Bearbeitung keine lästige, ko­
stenaufwendige Pflicht, sondern ein 
höchst gewinnträchtiges Unternehmen 
darstellten. Dieser Wert ergibt sich aus 
der militärischen Nutzbarkeit der abge­
brannten Brennelemente, aus der Men­
ge, der Reinheit und Abtrennbarkelt des 
darin enthaltenen Plutoniums. Um den 
kostbaren "Müll" zu produzieren, muß der 
normale Betriebsablauf eines Atomkraft­
werks unterbrochen werden; wer das be-
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absichtigte, bräuchte dazu die Mitwir­
kung eines Personenkreises, der ziemlich 
genau demjenigen entspricht, der tat­
sächlich bestochen wurde. Niemend wä­
re allerdings zu einem solchen Unterfan­
gen in der Lage, der nicht hohe und höch­
ste Stellen hinter sich wüßte. Transnukle­
ar ist dafür eine Nummer zu klein, es sei 
denn, man betrachtet die Firma als das, 
was sie faktisch ist: eine Unterabteilung 
der wesentlich bedeutenderen NUKEM. 
Achten wir auf Schnellabschaltungen ... 

Bei den Hanauer Atomfirmen überrascht 
die Häufigkeit, mit welcher sich die 
"worst case"-Analysen als zutreffend er­
weisen. Wer hätte anfangs gedacht, daß 
die Unternehmen in jeder Hinsicht ohne 
gültige Betriebserlaubnis produzieren, 
daß ihnen die atomrechtlichen, immis­
sionsschutzrechtlichen und baurechtli­
ehen Genehmigungsvoraussetzungen 
fehlen? Wer hätte noch vor kurzem ge­
glaubt, daß die gesamte Bank führender 
Manager wegen illegalen Betriebs kern­
technischer Anlagen angeklagt werden 
würde, ebenso wie sich drei ehemalige 
hessische Wirtschaftsminister untf deren 
Beamte wegen Beihilfe dazu verantwor­
ten müssen? Daß gar ein frischgebacke­
ner CDU-Landesminister trotz aller Loya­
lität ein Stichwort von AKW-Gegnern 
übernehmen würde: "schlimmer als 
Flick"?! All das ist schlagzeilenträchtig, 
bleibt aber vordergründig. Gelegentlich 
erfährt die staunende Öffentlichkeit, daß 
gegen die Regeln verstoßen wurde, nie 
aber warum. Die These ist, daß alles, was 
an dem osthessischen Untenehmens­
komplex suspekt ist, sich auf militärische 
Interessen und Ambitionen zurückführen 
läßt. Anders gesagt, daß es einen ver­
deckt handelnden, hochgestellten Perso­
nenkreis gibt, der systematisch auf einen 
Kernwaffenstatus der Bundesrepublik 
hinarbeitet. Diese These läßt sich nur 
plausibel machen, nicht wirklich bewei­
sen. Eindeutig beobachtbar ist allerdings 
das schlechte Gewissen der Akteure, ihre 
Kenntnis der Massenmord-Qualitäten be­
stimmter nuklearer Materialien, die sich 
bei ständiger Leugnung unfriedlicher Ab­
sichten gleichwohl begierig horten. Ihr 
Wissen um die Nähe zur Bombe und die 

Mischung aus Faszination und Schrek­
ken, die dieses Bewußtsein auslöst. Ge­
nau das ist häufig das Klima, mit dem sich 
ein Verhängnis ankündigt. 
Das Flaggschiff der Hanauer Firmen, NU­
KEM (Nuklear Chemie und Metallurgie 
GmbH, Hauptgesellschafter RWE und 
Degussa), gibt einen breiten Fächer von 
Tätigkeitsfeldern an. Am bekanntesten ist 
die Produktion von Brennelementen aus 
hochangereichertem Uran für For­
schungsreaktoren im ln- und Ausland so­
wie für den Hochtemperaturreaktor in 
Hamm. Ausschließlich für letzteren 
Zweck wurde die Tochterfirma HOBEG 
(Hochtemperaturreaktor-Brennelemente 
GmbH) ins Leben gerufen. NUKEM ist fer­
ner im Uranabbau engagiert und war bei­
spielsweise an der Erschließung der Rös­
sing-Mine im besetzten Namibia beteiligt. 

Die Südafrika-Connection spiegelt sich 
darin wieder, daß zwei maßgebliche An­
teilseigner der Rössing-Mine, die Londo­
ner Rio Tlnto Zinc und die Frankfurter Me­
tallgesellschaft, zu jeweils 10% an NU­
KEM beteiligt sind. Die Firma bietet know 
how bzw. Verfahrenstechniken für nuklea­
re Anlagen aller Art an; so spielt sie eine 
wesentliche Rolle bei Konstruktion und 
Bau der geplanten Wiederaufarbeitungs­
anlage in Wackersdorf. Auf dem interna­
tionalen Markt für Spaltstoffe tritt sie als 
Händler und Vermittler auf. Die Tatsache, 
daß sie auch einen nicht-nuklearen Ge­
schäftsbereich unterhält, in dem u.a. an 
der Entwicklung von Solartechniken gear­
beitet wird, hat ihr - etwas vorschnell -
Respekt bei Ihren ökologischen gegnern 
verschafft. NUKEM beschäftigt knapp 
900 Mitarbeiter bei einem Jahresumsatz 
von 187 Millionen DM (1986). Das Unter­
nehmen unterhält ein Zweigwerk im baye­
rischen Alzenau und beabsichtigt, etwa 
1990 in Hanau in einen Neubau (NUKEM­
Neu oder NUKEM II) umzuziehen. Mit 
dem Umzug ist ein fragwürdiges geneh­
migungsrechtliches Manöver verbunden. 
Das Management vereinbarte mit dem 
hessischen Wirtschaftsministerium als 
früher zuständiger Aufsichtsbehörde, die 
alte Anlage aus dem vorgeschriebenen 
Genehmigungsverfahren auszuklam­
mern, da sie in absehbarer Zeit geschlos­
sen werde. Die Zulässigkelt dieses stark 

umstrittenen öffntlich-rechtlichen Vertra­
ges ist Gegenstand gerichtlicher Über­
prüfung. Allerdings hat sich die Vermu­
tung bestätigt, daß NUKEM auf diesem 
Weg die überfällige Nachrüstung ihres 
derzeitigen Sicherheitsstandards umge­
hen wollte. Dies hat im Sommer 1987 zu 
einer spektakulären, allerdings nur kurz­
fristigen Stillegung des Betriebes geführt, 
um wenigstens einige VerbesserungaR 
des Brandschutzes, der Entlüftung u.ä. 
vorzunehmen. 
Zu jeweils 40% ist NUKEM an den beiden 
anderen größeren Hanauer Atomfirmen 
beteiligt, ABU (Reaktor-Brennelement­
Union GmbH; 1100 Beschäftigte) und AL­
KEM (Alpha-Chemie und Metallurgie 
GmbH; 400 Beschäftigte). Die restlichen 
60% hält dort das bundesdeutsche Re­
aktorbau-Untemehmen KWU (Kraftwerk­
Union, eine hundertprozentige Siemen­
stochter). Anzumerken bleibt, daß die 
großen Geldinstitute, Deutsche Bank und 
Dresdner Bank, über verschachtelte Be­
teiligungen auch in diesem Bereich Ein­
fluß ausüben. 

ABU beliefert hauptsächlich die ge­
bräuchlichen Leichtwasserreaktoren mit 
den erforderliche Energieträgern. Niedrig 
angereichertes Uran, welche ABU als Ur­
anhexafluorid bezieht und in Hanau so­
wie im nahegelegenen bayerischen Kai­
stein lagert, wird in oxidische Form kon­
vertiert, zu tablettenförmigen Pellets ge­
preß und in Brennstäbe mit den erforderli­
chen geometrischen Abmessungen ge­
füllt, die wiederum zu Brennelementen 
gebündelt bzw. »assembliert• werden. 
Obwohl diese Verfahren altbekannt sind 
und eine entsprechende Routine voraus­
gesetzt werden kann, passieren, vor al­
lem wegen der großen Verarbeitungs­
mengen, immer wieder Unfälle, wie sie 
auch in vergleichbaren ausländischen 
Produktionsstätten auf der Tagesordnung 
stehen: Durch Lecks oder Bedienungs­
fehler entweicht stark ätzendes Hexafluo­
ridgas, undichte Stellen im Kühlssystem 
führen zu Versickerungen, oder der radio­
akt.ive Inhalt von Rückhaltetanks wird ver­
sehentlich in die Kanalisation abgelas­
sen. ABU exportiert nicht nur Brennele­
mente, sondern vergibt auch Lizenzen für 
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den Bau entsprechender Fabriken im 
Ausland. 
Wie die anderen Nuklearbetriebe hat es 
die Brennelemente-Union verstanden, 
das nach einer Änderung des Atomgeset­
zes (1975) erforderliche öffentliche Ge­
nehmigungsverfahren um ein gutes Jahr­
zehnt zu verschleppen. Diese Verzöge­
rung war angeblich der Grund für einen 
im Spätsommer 1986 ausnahmsweise öf­
fentlich ausgetragenen heftigen Konflikt 
mit der hessischen Aufschichtsbehörde. 
Der damalige sozialdemokratische Wirt­
schaftsminister, Ulrich Steger, auf der ei­
nen Seite und die dreiköpfige Geschäfts­
leitung von RBU auf der anderen warfen 
sich gegenseitig Taktiererei, Unfähigkeit 
und unglaubliche Versäumnisse vor. 
Schließlich gab die Firma dem DruckSte­
gars nach, ihr Management auszuwech­
seln. Dies kam umso überraschender, als 
sich die Unternehmensleitung Bonner 
Rückendenckung sicher sein konnte: Al­
exander Warrikoff, ehemaliger RBU- und 
ALKEM-Geschäftsführer, ist CDU-Bun­
destagsabgeordneter und einflußreicher 
Wirtschaftspolitiker seiner Partei, sozusa­
gen ein nuklearer Multifunktionär. Über 
das hinaus, was nach außen bekannt wur­
de, muß der Sozialdemokrat triftige Argu­
mente gehabt haben, um sich in diesem 
Konflikt durchzusetzen. Kurz gesagt: Ste­
ger hat massive Zweifel an der Zuverläs­
sigkeit der ABU-Betreiber geäußert und 
dafür überzeugende, gerichtsfeste Bele­
ge vorgelegt. Eine andere Erklärung läßt 
sich kaum finden. 

Den unpopulärsten Part im Hanauer 
Atomreigen spielt ALKEM. Solange der 
Schnelle Brüter in Kaikar nicht in Betrieb 
gegangen und die WAA in der Oberpfalz 
nicht gebaut ist, verkörpert die Frima die 
real existierende Plutoniumwirtschaft in 
der BRD. ALKEM lagert und verarbeitet 
den gefürchteten Stoff, den sie vornehm­
lich aus ausländischen Wiederaufarbei­
tungsanlagen (La Hague) bezieht, wo er 
mehr schlecht als recht aus abgebrann­
ten Brennelementen bundesdeutscher 
Atomkraftwerke gewonnen wird. Aus 
dem rezyklierten Reaktorplutonium fer­
tigt das Unternehmen Brennelemente für 
Schnelle Brüter sowie Mischoxid-Ele­
mente niedrigen Anreichungsgrades, die 
in einer Reihe von Leichtwasserreaktoren 
Verwendung finden. ln diesen sog. MOX­
Eiementen ersetzt das Plutonium einen 
Teil des spaltbaren Urans 235. Anerkann­
termaßen ist dieses Verfahren wesentlich 
teurer als die herkömmliche, etwa bei 
RBU praktizierte Methode und damit 
selbst bei optimistischen Zukunftspro­
gnosen unwirtschaftlich. Die Atomlobby 
rechtfertigt es damti, daß es besser sei, 
Pluntonium zu »verbrennen« als auf Dau­
er zu lagern. Die Milchmädchenrechnung 
kann natürlich nur vor einem uninformier­
ten Publikum aufgemacht werden. Tat­
sächlich entsteht beim Abbrand der 
MOX-Eiemente neues Plutonium, und der 
Atommüll ist nach jeder Stufe der Rezy­
klierung schwerer zu handhaben sowohl 
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für eine neurliche Wiederaufarbeitung wie 
auch für eine Endlagerung. Glaubwürdig 
ist das Motiv, das ALKEM mehr intern 
ausgibt: Man sammle dabei wichtige 
praktische Erfahrung, die der weiteren 
Entwicklung der Plutoniumtechnologie 
zugute käme. 

Die Brennelemnte für die Erstbeschik­
kung des Kalkar-Brüters sind bereits fer­
tiggestellt. Da dessen Inbetriebnahme 
(noch?) am Widerstand der nordrhein­
westfälischen Landesregierung scheitert, 
lagern sie einstweilen bei ALKEM. Um die 
mit Beginn der achtziger Jahre rasch an­
wachsenden Plutoniummengen unterzu­
bringen, ließ die damals noch soziallibe­
riale Bonner Regierung auf dem Firmen­
gelände einen Bunkermit zwei Meter star­
ken Betonwänden bauen und nahm das 
brisante Material in staatliche Verwah­
rung. Dieses Vorgehen, welches das 
Atomgesetz einer Bundesregierung frei­
stellt, erlaubte ihr, einen Schleier der Ge­
heimhaltung über den Bunker und seine 
Inhalt zu verhängen. Konstruktionpläne 
des Gebäudes wurden nicht einmal den 
hessischen Behörden vorgelegt, Quanti­
tät und Qulität des dort lagernden Pluto­
niums sind Gegenstand vielfältiger Spe-

kulationen. Das Problem wird umso un­
durchschaubarer, als die Mengen, die der 
ALKEM zuzuordnen sind, nur schwer 
vom Eigentum des Bundes zu unterschei­
den sind. Offenbar gibt es in dem Bunker 
eine gemeinsame Lagerhalle; darin mar­
kiert nur ein gelber Kreidestrich die Tren­
nungslinie zwischen den Beständen der 
ALKEM und denen des Bundes. 
Nachdem die zuständigen Politiker über 
Jahre hinweg jede Stellungnahme ver­
weigert hatten, gab der ehemalige Bun­
desumweltminister und jetzige hessische 
Ministerpräsident, Walter Wallmann, hier­
zu immerhin eine vage Erklärung ab: »Es 
wird keine Produktionsausweitung (bei 
ALKEM) geben. Wenn von der •Umgangs­
menge• die Rede ist - 460 Kilogramm 
jetzt, 2,5Tonnen, also 2500 Kilogramm, in 
Zukunft -, dann ist das die Menge, die 
heute dort bereits lagert. Dieses Lager ist 
bereits Ende der siebziger Jahre vebun­
kert worden. Bislang wird der größte Teil 
des Plutoniums dort im staatlichen Teil 
des Lagers verwahrt, der kleinere im be­
trieblichender FirmaALKEM. Das wird, in 

der Größenordnung, jetzt ungefähr um­
gedreht.« (Der Spiegel, Nr. 14/87 vom 
30.3.87) Es ist zuviel verlangt, von den 
Verwaltern nuklearer Vorräte ein Addi­
tions- und Subtrakionsverögen zu erwar­
ten, das man an jedem Zeitungskiosk vor­
aussetzen darf. Wenn der Bunker gegen­
wärtig etwa 2500 Kilogramm Plutonium 
enthielte und die Umgangsmenge der AL­
KEM auf diesen Betrag angehoben wer­
den soll, dann wäre kein »kleinerer Teil« 
des Lagers übrig, der auch künftig in 
staatlicher Verwahrung verbleiben soll. 
Gehen wir also- nächster Versuch -von 
ungefähr drei Tonnen Gesamtinventar 
aus, die sich gegenwärtig zu einer knap­
pen halben Tonne auf ALKEM und zu 
zweieinhalb Tonnen auf den Bund verteil­
ten. Dann würde die von Wallmann ange­
strebte Regelung dieses Verhältnis ziem­
lich genau und nicht nur »in der Größe­
nordnung« umdrehen. Seine Formulie­
rung läßt also durchaus auch einen Ge­
samtbestand von dreieinhalb bis vier Ton­
nen zu - mit rasch wachsender Tendenz. 
Allerdings ist, wie später zu zeigen sein 
wird, der Streit um die reinen Quantitäten 
sekunkär, solange jede Information über 
die Qualität des dort lagernden Pluto­
niums blockiert wird. 

Um jeden Kontakt mit dem radio-biolo­
gisch hochgiftigen Material zu vermei­
den, fidnet die Plutoniumverarbeitung bei 
ALKEM in sog. Handschukästen statt. 
Dennoch wird häufig von Zwischenfällen 
berichtet, die durch Risse in den Gum­
miüberziehern entstehen. Beschäftigte, 
früher in großer Zahl Leiharbeiter, die da­
durch kontaminiert wurden, waren nach 
Berichten ehemaliger Betriebsangehöri­
ger gehalten, nur bestimmte, vom Unter­
nehmen genannte Ärzte aufzusuchen. 
Man schottat sich systematisch gegen 
unerwünschte Einblicke von außen ab. 
Durch robustes Geschäftsgebaren hat es 
die Firma verstanden, auch inernational 
zu einschlägigem Ansehen zu gelangen. 
Als sie, noch bev.or der Bundesbunker fer­
tiggestellt war, 600 Kilogramm Plutonium 
aus La Hague entgegennehmen mußte, 
fand sie kurzer Hand eine Zwischentager­
Möglichkeit in Belgien, ohne die dortigen 
Behörden davon zu unterrichten. Gegen 
anhaltenden Widerstand US-amerikani­
scher Kontrollbehörden tätigte sie ein 
umfangreiches Plutonium-Exportge­
schäft mit Atomfirmen der Schweiz. Fer­
ner gibt es eine enge Kooperation mit 
französischen Brüter-Betreiber, z.B. mit 
dem Super-PMnixvon Malville, unstrittig 
eine Anlage zur Erzeugung von Waffen­
plutonium für die force de trappe. 

Die Hanauer Staatsanwaltschaft hat als 
erstes gegen das ALKEM-Management 
und gegen die mit dem Genehmigungs­
verfahren der Firma befaßten Beamten 
des hessischen Wirtschaftministeriums 
Anklage erhoben; das zuständige Gericht 
hat die Anklage zugelassen. Der Vorwurf 
lautet, daß sich ALKEM in mindestens 
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sechs Fällen wesentliche Änderungen ih­
res Produktionsprozesses durch unzuläs­
sige Vorabszustimmungen der Aufsichts­
behörde absegnen ließ. So seien die Be­
triebsänderungen d~m öffentlichen Ge­
nehmigungsverfahren entzogen worden •. 
An ALKEM zerbrach die erste und bisher 
einzige rot-grüne Koalition in der Bundes­
republik, da die SPD unter Holger Börner 
eine, wenn auch mit Auflagen versehene, 
Betriebsgenehmigung erteilen wollte. Die 
Grünen und ihr Umweltminister Joschka 
Fischer waren nicht bereit, eine solche, 
wie sie es sahen, nachträgliche Legalisie­
rung eines illegalen Betriebs mitzuverant­
worten. Es kam zu vorgezogenen Land­
tagswahlen, in denen erstmals mögliche 
militärische Hintergründe der Plutonium­
wirtschaft zum Gegenstand öffentlicher 
Kontroversen wurden. Die Grünen sahen 
in der herrschenden Politik das Bestre­
ben der BRD, atomare Schwellenmacht 
zu bleiben, ohne direkt zur Bombe zu grei­
fen. Die SPD wandte sich gegen eine Aus­
dehnung der Plutoniumwirtschft, weil 
dies Gefahrenpotentiale anhäufen würde, 
die mit herkömmlichen Mitteln der Ver­
waltung nicht mehr überwacht werden 
könnten. Sie sprach von Proliferationsge­
fahr und der Möglichkeit unentdeckter 
Abzweigungen von Plutonium. CDU und 
FDP, die späteren Wahlsieger, wiesen je­
den Verdacht auf deutsche Atomwaffen­
Ambitionen empört zurück. »Nicht ein 
Gramm Plutonium«, so Walter Wallmann 
in einem klassischen Satz, könne ver­
schwinden oder zu militärischen Zwek­
ken abgezweigt werden (vgl. Kap. IV). 
Um NUKEM, RBU und ALKEM haben 
sich im Hanauer Raum diverse kleinere 
Unternehmen gruppiert mit Tätigkeiten im 
Transport- und Versicherungswesen so­
wie zur Fertigung spezieller nuklearer An­
lagenteile resp. lngenieurfirmen. Von den 
NUKEM-Tochtern HOBEG und Transnu­
klear (mit einer französischen Minder­
heitsbeteiligung) war bereits die Rede. 
Zwei weitere Unternehmen haben sich ei­
nen unrühmlichen Namen gemacht, weil 
sie die Trennung zwischen ziviler und mili­
tärischer Atomenergie konsequent miß­
achteten. Leybold-Heraeus lieferte Spe­
zialausrüstungen für Urananreichungsan­
lagen in Südafrika und Pakistan, deren 
Atomprogramme einem militärischen 
Kommando unterliegen. Die Gelnhause­
ner Nukleartechnik GmbH zählt die US­
Atomwaffenlabors Oak Ridge und Los 
Alamos zu ihren Geschäftsfreunden, 
ebenso südafrikanische Forschungsstät­
ten.lhr fürstlicher Inhaber betätigte sich 
als Funktionär einer Gesellschaft, die die 
Freundschaft der BRD zum Rassistengre­
gime am Kap pflegen will. 

Die Frage, ob in diesem Komplex an deut­
schen Atomwaffen gearbeitet wird, kann 
nicht mit dem Hinweis auf in Hanau ver­
steckte Bomben oder in der Entwicklung 
befindliche Komponenten derselben be­
antwortet werden. Denn das wäre nicht 
nur ein krasser Verstoß gegen den Atom-

waffensperrvertrag, den sich die Bundes­
republik kaum leisten kann, es läge en­
bensowenig im Interesse der Militärs, die 
die Verfügungsgewalt darüber beanspru­
chen würden. Ein solcherWeg-zivile Nu­
klearfirmen direkt militärisch einzuspan­
nen- ist auch von den heutigen Atomwaf­
fenstaaten nicht eingeschlagen worden. 
Soweit bekannt, wurden die Vorausset­
zungen für die Atomrüstung stets streng 
arbeitseilig geschaffen; nur eine äußerst 
kleine Personenzahl hatte den Überliek 
über die verschiedenen Teilprojekte und 
wußte, welchen gemeinsamen Zielen sie 
dienten. Ferner ist klar, daß die Konstruk­
tion der Bomben selbst gegenüber dem 
Aufwand, geeignete Kernsprengstoffe 
bereitzustellen, das technisch leichter zu 
lösende Problem ist. Man kann sich der 
Antwort nur auf folgende Weise nähern: 
Ist Kernsprengstoff vorhanden? Wenn ja: 
Funktionieren die Kontrollen, die eine mili­
tärische Verwendung ausschließen sol­
len? Und schließlich: Kann eine Zusam­
menarbeit mit militärischen Instanzen 
nachgewiesen werden? 

Die Vorratskammer 

Das inzwischen entstandene kritische 
Bewußtsein einer wenn auch minoritären 
Öffentlichkeit oder etwas direkter: die 
»unverschämten Verleumdungen einer 
kleinen radikalen Minderheit« lasen sich 
auf den kurzen Nenner bringen: NUKEM 
verfolgt die Unie der Hiroshima-Bombe 
(Plutonium), RBU ist unter militärischen 
Gesichtspunkten irrelevant (niedrig ange­
reichertes Uran). Diese Zusammenfas­
sung, die wie alle griffigen Formeln zu Un­
genauigkeiten veleiten kann, hat immer­
hin den Vorteil, offen auszusprechen, daß 
es bei NUKEM und ALKEM Spaltstoffe 
gibt, aus denen man Atombomben bauen 
kann. Die im Grunde mit einfachem 
Schulwissen nachzuvollziehende Er­
kenntnis ist alles andere als selbstver­
ständlich, wurde sie doch bis weit in die 
achtziger Jahre hinein von allen Verant­
wortlichen in Bonn, Wiesbaden und Ha­
nau glatt abgestritten. Der Durchbruch 
kam, als die Grünen im Sommer 1984 ein 
Landtagshearing über die Atomfirmen 
durchgesetzt hatten und der Geschäfts­
führer der NUKEM, Dr. Hackstein, vor den 
Abgeordneten und Medienvertretern aus­
nahmsweise kein Blatt vor den Mund 
nahm: »Es gibt sicherlich keine Zweifel, 
und es ist bekannt, daß hochangereicher­
tes Uran, wie wir es verarbeiten, im Prin­
zip waffenfähig ist.« Von da an war es 
auch den etablierten Politikern bekannt, 
denn der Autorität einer Unternehmens­
leitung widerspricht man nicht. 

NUKEM besitzt aus den siebziger Jahren 

die Genehmigung, über 1800 Kilogramm 
hochangereichertes Uran zu verfügen. 
Mit Hilfe des fragwürdigen Instruments 
der »Vorabzustimmungcc durch die Ato­
mabteilung des hessischen Wirtschaftmi­
nisteriums wurde diese Genehmigung, 
wie e~t Mitte 1987 zu erfahren war, spä­
ter erweitert: Pressemeldungen sprechen 
nun von 1900 Kilogramm Umgangsmen­
ge für Uran 235. Diese Zahl, die sich nur 
auf das Isotop 235 bezieht, das- je nach 
Anreicherungsgrad- mit dem nicht spalt­
baren Isotop U 238 kombiniert ist, läßt of­
fen, wieviel Uran mit welcher Anreiche­
rung bei NUKEM real vorhanden ist, also 
beispielsweise wieviel Kilogramm mit 
60%, wieviel mit 90% und wieviel mit 
97% U 235. Das geschieht nicht ohne Ab­
sicht: Genau will man sich nicht in die Kar­
ten gucken lassen. Aus verschiedenen 
Angaben läßt sich jedoch schließen, daß 
das NUKEM-Uran zu einem erheblichen 
Anteil eine über 90prozentige Anreiche­
rung besitzt, also in puncto Waffenfähig­
kelt hohe Anforderungen erfüllt. Für den 
Neubau NUKEM II ist beantragt und ge­
nehmigt, die Uranvorräte auf 6 Tonnen zu 
steigern. Der Anreicherungsgrad soll bis 
zu 94% betragen; Waffenuran ist dem­
nach ausdrücklich inbegriffen (dabei ist 
zu berücksichtigen, daß es den Kontrol­
leuren von Euratom und IAEA, selbst 
wenn sie es wollten, kaum möglich wäre, 
den Anreicherungsgrad bis auf 1 o/o Ge­
nauigkeit nachzuprüfen). Um dieses mili­
tärisch nutzbare Potential zu veranschau­
lichen, gebraucht die Hanauer lntitiative 
Umweltschutz (IUH) das Bild, es reiche 
aus, um je nach Bauart 30 bis 300 Uran­
Bomben herzustellen (Nuklearzentrum 
Hanau, Neu Hanauer Zeitung, Sonder­
druck 1985, S. 22) 
Einschränkend muß angemerkt werden, 
daß das hochangereicherte Uran meist 
aus den USA importiert wurde, was be­
deutet, daß es einer von deutschen Stel­
len nicht beeinflußbaren Anfangskontrol­
le unterliegt. Dies erschwert etwaige Ma­
nipulationen, ohne sie freilich ausschlie­
ßen zu können. Die zweite Einschränkung 
besteht darin, daß Uran-Bomben nicht 
mehr dem Stand der Atomwaffentechnik 
entsprechen, da sie wesentlich schwerer 
als Plutoniumbomben sind. Die Tatsache, 
daß die NUKEM-Vorräte nicht im staatli­
chen Atombunker verwahrt werden, 
spricht ebenfalls für eine eher sekundäre 
militärische Bedeutung. Andererseits 
nehmen diese Einschränkungen dem 
NUKEM-Uran, oder mindestens einem 
Großteil davon, nicht den Charakter von 
Kernsprengstoff. Vor allem mindern sie 
nicht die Brisanz, die darin liegt, daß NU­
KEM hochangereichertes Uran in Form 
von Brennelementen für Forschungsreak­
toren an Länder exportiert, die den Atom­
waffensperrvertrag nicht unterzeichnet 
haben. Nahezu jede atomare Schwellen­
macht- Südafrika, Brasilien, Argentinien, 
Pakistan, Irak, früher der Iran, Indien, Isra­
el - gehört zu den Partnern der NUKEM 
und anderer Hanauer Unternehmen im 
Exportgeschäft. 
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Drei Gründe sind es, die seit jeher bewir­
ken, daß die stärksten Befürchtungen der 
ALKEM gelten: 1. Das Plutomium, 2. der 
geheimnisumwitterte Betonbunker auf ih­
rem Gelände und 3. das Ansinnen der Fir­
ma, im atomrechtlichen Genehmigungs­
verfahren eine enorme VervielfachunQ ih­
res Inventars zu beantragen. So wollte AL­
KEM die Plutonium-Umgangsmenge von 
derzeit 460 Kilogramm auf das Vierzehn­
fache, nämlich 6, 7 Tonnen, steigern. Die­
ser Antrag steht nun einmal, selbst wenn 
der Frima »nur« 2,5 Tonnen genehmigt 
werden sollten (denn die Begrenzung soll 
sogleich durch eine Option auf zukünftige 
Erweiterungen abgemildert werden). Wie 
und wohin will das Unternehmen bei aner­
kannter Unwirtschaftlichkeit der MOX­
Produktion solche Mengen absetzen -
selbst wenn der Kalkar-Brüter in Betreib 
ginge? Angefangen von dem Tag, an dem 
ALKEM jenen Antrag stellte, gibt es bis 
heute keine Antwort darauf. Zwingend 
drängt sich daher die Überlegung auf, 
hier werde auf die Teilnahme an einem mi­
litärischen Atomprogramm spekuliert -
sei es im Rahmen einer westeuropäi­
schen Atomstreitmacht oder einer vertief­
ten deutsch-französischen Kooperation 
oder wenn die Erneuerung des 1995 aus­
laufenden Sperrvertrages scheitern soll­
te. Und seitdem alle verbündeten Groß­
mächte wie die Bundesrepublik selbst 
von konservativen Parteien regiert wer­
den, gibt die Politik dieser Überlegung 
bekanntlich immer wieder Nahrung. 

Der Verlauf der öffentlichen Auseinander­
setzung um ALKEMsAmbitionen trägt ex­
emplarischen Charakter. Zunächst be­
hauptete das Management im Verein mit 
den bürgerlichen Politikern, das Reaktor­
plutonium, das sie besitze, könne gar 
nicht für Atomwaffen verwandt werden. 
Die Kritiker konterten mit dem Beispiel 
des früheren US-Präsidenten Carter, der 
eine eher restriktive Plutoniumpolitik ver­
folgt hatte und als abschreckendes Bei­
spiel eine sog. schmutzige Bombe bauen 
wie auch zünden ließ: Es funktionierte al­
so doch. ln einem unglaublich zähen Pro­
zeß setzte sich die Tatsache allmählich im 
Bewußtsein fest. Seitdem gebraucht die 
Firma die Argumentation, Reaktorpluto­
nium sei für militärische Zwecke denkbar 
ungeeignet; der Explosionszeitpunkt sei 
nicht präzise zu bestimmen, dadurch ent­
falte die Bombe nicht ihre volle Spreng­
kraft und die Zerstörungswirkung bleibe 
mehr oder weniger dem Zufall überlas­
sen. Abgesehen davon, daß diese Argu­
mentation eine gewisse Interessiertheit 
derALKEMan dem Thema zum Vorschein 
bringt, die man gewöhnlich weit von sich 
weist, ist der zutage tretende Zynismus 
beachtlich. Auch wenn sie nicht den 
»höchsten Ansprüchen« von NATO-Ge­
nerälen entspricht, kann die schmutzige 
Bombe, wie Berechnungen von Wissen­
schaftlern ergaben, Verherrungen anrich­
ten, die diejenigen konventioneller Waffen 
bie weitem übertreffen. 
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Das Verräterische an dieser zähen Debat­
te besteht darin, daß sie von ALKEM aus­
schließlich zum Zweck der Ablenkung ge­
führt wird. Denn der Bunker enthält in 
Wahrheit auch anderes Plutonium, näm­
lich genau dasjenige, welches nach den 
gängigen Klassifizierungen als »weapon­
grade« bezeichnet wird. Dieser eigentli­
che Kernsprengstoff ist es, der den nu­
klearen Status der Bundesrepublik mar­
kiert und dem die begehrlichen Blicke 
nicht nur bayerisoher Politiker gelten. 
Waffenplutonium setzt sich zu über 93% 
aus dem Isotop PU-239 zusammen, wäh­
rend sog. Reaktorplutonium, wie es etwa 
aus La Hague in die Bundesrepublik zu­
rückkommt, stark mit den nicht oder we­
niger gut spaltbaren Isotopen PU 240, PU 
241 und PU 242 »verschmutzt« ist. Dabei 
hängt die Waffentauglichkeit des Pluto­
niums, vereinfacht gesagt, von der Ver­
weildauer der Brennelemente (Abbrand) 
im Reaktor ab: Je geringer der Abbrand, 
desto weniger Plutonium, desto geringer 
natürlich auch die Energieausbeute, aber 
desto höher die Konzentration von PU 
239. Das ist der Grund, weshalb Sehneli­
abschaltungen bedeutsam sein können; 
Plutonium aus dem Reaktor ist dann kei­
neswegs Reaktorplutonium, sondern 
»weapongrade«. Es kommt noch ein wei­
terer, im allgemeinen wenig beachteter, 
aber technisch bedeutsamer Umstand 
hinzu: Je geringer der Abbrand, desto ge­
ringer die Radioaktivität des »Atommülls« 
desto leichter also seine Wiederaufarbei­
tung zur Abtrennung des Plutoniums. So 
erklärt sich der häufig von Atomgegner 
benutzte, etwas eigenartige Satz: »Die zi­
vile Wiederaufarbeitung funktioniert nir­
gendwo auf der Welt.« Hinzugefügt wer­
den muß eigentlich: Die militärische funk­
tioniert sehr wohl sonst gäbe es die Rü­
stung ja nicht- und zwar aus eben jenem 
Grund (ausführlich dazu Kapitel V). 

Bis Ende 1982 hatte die Bundesrepublik 
bereits 754 Kilogramm Plutonium mit 
dem sehr hohen durchschnittlichen An­
reicherungsgrad von 89% PU 239 aus 
den USA importiert (Atome für den Krieg, 
Grupp/Schmalenströr, Verlag Kölner 
Volksblatt, 1983). Mit keiner Silbe hat AL­
KEM dieses stattliche Kontingent jemals 
erwähnt (zum damaligen Zeitpunkt waren 
fast zwei Drittel des US-Piutoniumsex­
ports in der BRD gegangen). Ebenso wird 
gemauert, wenn es um das Plutonium 
geht, das über Jahrzente im Karlsruher 
Kernforschungszentrum produziert wor­
den ist, wo es eine Brütervorrichtung im 
Laborformat wie auch eine kleine Wider­
aufarbeitungsanlage gibt. 
Auch das aus Kerlsruhe stammende Ma­
terial muß sehr hohe Reinheitsgrade be­
sitzen (vgl. die Tabelle der in Kerlsruhe 
aufgearbeiteten sorten im Kap. V); es liegt 
nahe, anzunehmen, daß man dort gerade 
Experimente mit dem Ziel druchgeführt 
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hat, höchste Konzentrationen von PU 239 
zu erhalten. DaALKEM das einzige Pluto­
niumlager in der BRD unterhält, gibt es 
dort folglich definitiv Waffenplutonium 
und die primäre Frage, die an die Setrei­
ber wie an die verantwortlichen Politiker 
zu richten ist, lautet nicht, wieviel Pluto­
nium dort insgesamt lagert, sondern wie­
viel davon hochkonzentriertes PU 239 ist. 
So ist auch Wallmanns oben zitierte Aus­
kunft weniger interessant, weil man dar­
aus auf drei bis vier Tonnen Gesammtin­
ventar des Bunkers schließen kann -sie 
ist interessant, weil er behauptet, zukünf­
tig wolle der Bund »größenordnungsmä­
ßig« soviel davon verwahren, wie der AL­
KEM heute zugestanden wird. Unter­
stellt, daß die Bundesregierung strategi­
sche Interessen verfolgt und wie ihre Mili­
tärs »höchste Ansprüche« stellt, muß 
man von einigen hundert Kilogramm Plu­
tonium der Kategorie »weapongrade« in 
Hanau ausgehen. Wiederum zur ungefäh­
ren Veranschaulichung des Bunkerinhalts 
(Reaktorplutonium und Waffenplutonium) 
sprechen die Umweltschützer der IUH 
davon, man könne daraus mehrere hun­
dert bis tausend Atomsrangköpfe herstel­
len. 
Soweit die offiziellen Betätigungsfelder 
von NUKEM und ALKEM und deren mög­
liche militärische Relevanz. Es folgt die 
schlichte Feststellung: ln Hanau ist das 
weltweit größte Reservoir an Kernspreng­
stoffen vorhanden, das von einem Staat 
unterhalten wird, der keine eigenen Kern­
waffen besitzt. Das spricht für sich. Aber 
die »kriminelle Energie« (Joschka Fischer) 
der Nuklearfirmen erschöpft sich keines­
wegs darin, die Öffentlichkeit zu hinterge­
hen, Genehmigungsverfahren zu verzö­
gern oder Sicherheitsbestimmungen zu 
unterlaufen. Sie erstreckt sich auch dar­
auf, die diversasten Gelegenheiten zu 
nutzen, um an den Kotnrollinstanzen vor­
bei nukleare Vorräte anzulegen und un­
durchschaubare Geschäfte zu betreiben: 
Nach Meinung der lllustrirten Stern hat 
sich bereits ein »nuklearer Schwarz­
markt« etabliert. 



Atomzentrum Hanau 
Vagabundierendes Pluto­
nium 

Es ist verblüffend einfach, aber das Wich­
tigste, was man darüber wissen muß. Alle 
physikalischen, chemischen, biologi­
schen oder sogar psychologischen Cha­
rakteristika des Plutoniums kulminieren in 
einer Eigenschaft: Es verschwindet, wo 
es nicht verschwinden darf, um plötzlich 
dort aufzutauchen, wo es keiner vermu­
tet. Bekanntgewordene Verluste aus An­
lagen westlicher Industriestaaten erge­
ben summiert und in Bombenäquivalen­
ten ausgedrückt eine Größenordnung, 
die dem Atomwaffenarsenal derVR China 
anspricht (Atome für den Krieg, S. 109). 
Unter Betriebsangehörigen der ALKEM 
soll das geflügelte Wort kursieren: »Bei 
dem Schwund? der hier herrscht, müßten 
sämtliche Rohrleitungen schon mit Pluto­
nium verstopft sein ... Unvermeidliche Me­
Bungenauigkeiten und produktionsbe­
dingte Abstriche an den berechneten Er­
gebnissen können das Phänomen nicht 
erklären. Eine maßgebliche Fehlerquelle 
sitzt beispielsweise in der Buchhaltung. 
Im Frühjahr 1985 gab das hessische Wirt­
schaftsministerium bekannt, ALKEM ha­
be für die Dauer von zwei Tagen die ihr 
vorgeschriebene Höchstmenge um 12 Ki­
logramm Plutonium überschritten. 
Schlimmer als das sei jedoch derVersuch 
gewesen, den Verstoß durch eine Mani­
pulation in der Buchführung zu vertu­
schen. Erstmals kam ans Tageslicht, daß 
die Bilanzierung nuklearer Materialien -
entscheidende Voraussetzung für jede 
Kontrolle und natürlich auch entschei­
dender Maßstab für die Beurteilung der 
Zuverlässigkeit der Setreiber - nicht fäl­
schungssicher war. Der alarmierende Be­
fund wurde mit Verweis auf den angebli­
chen Übereifer eines ALKEM-Mitarbei­
ters relativiert. Ein Alleingang, ein Einzel­
fall? Die Behörde ordnete eine Untersu­
chung bei allen Nuklearfirmen an. Ergeb­
nis: 40 Kilogramm Plutonium, mit denen 
RBU hantierte, fehlten in dem Sicher­
heitsbericht, den die Brennelemente-Uni­
on in Wiesbaden eingereicht hatte. Einem 
Angestellten, der die Beamten darauf auf­
merksam machte, ist zu verdanken, daß 
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man der Beinahe-Unterschlagung über­
haupt gewahr wurde. Erstens stellte sich 
heraus, daß die als relativ unverdächtig 
geltende RBU sehr wohl auch mit Pluto­
nium zu tun hat. Das Ministerium hatte 
dem wie üblich zugestimmt, aber die Fir­
ma wollte es im öffentlichen Genehmi­
gungsverfahren »aus lmagegründen« ver­
schweigen- angeblich weil man den ent­
sprechenden Produktionszweig in abseh­
barer Zeit an die Schwester ALKEM ab­
treten werde. Zweitens bestand die Ge­
fahr, daß jene 40 Kilogramm der Kontrolle 
entglitten (Ökorepublik Deutschland, 
Tolmein, Konkret Literatur Verlag 1986, S. 
104-122). Der doppelte Schock sollte der 
Öffentlichkeit lieber nicht zugemutet wer­
den. Eine ABU-Abteilung wurde vorüber­
gehend geschlossen, aber die darum ge­
führte Kontroverse beackerte das über­
aus trockene Feld juristischer Neben­
sächlichkeiten. Zu jenen Ereignissen wird 
man freilich zurückgehen müssen, wenn 
man nach Gründen dafür sucht, weshalb 
RBU ein Jahr später in eine Auswechs­
lung ihrer Führungsetage einwilligte und 
Warrikoff einstweilen Steger nachgeben 
mußte. 

Die nächsten ABU-Skandale folgten im 
Jahresrhythmus. Im Juni 1986 gab es in 
einem ihrer Hanauer Büroräume einen ori­
ginellen Fund. Ein in einer Ecke abgestell­
ter Staubsaugerbeutel enthielt andert­
halb Kilogramm Uran, anscheinend Pro­
duktionsausschuß. Vom Materialtyp her, 
so das Ergebnis von Recherchen, habe 
es aus der Karisteiner Niederlassung des 
Unternehmens herkommen müssen. Der 
Schwund entfaltet zwischen Hanau und 
dem nahen, aber schon zu Bayern gehö­
renden Karistein ein besonderen Sog. ln 
einem Lager für leere Transportbehälter 
bei Hanau werden im Juni 1987 rein zufäl­
lig 25 Kilogramm niedrig angereicherte 
Unranoxid-Pellets der RBU entdeckt. 
Auch diese Ladung muß aus Karstein ge­
kommen sein; ca. zwei Jahre lang wurde 
der Verlust nicht bemerkt. Für ganz spe­
zielle Verhälntisse in dem bayerischen 
Städtchen spricht auch die folgende Be­
gebenheit: Bei Messungen des Klär­
schlammsAnfang 1987 wurde Americium 
nachgewiesen. VierWochen später konn­
te man erfahren, daß ein dort angesiedel­
tes KWU-Labor mit stark radioaktiven 
Materialien »forscht«, darunter Pluto­
nium, dessen Umgangsmenge von der 
bayerischen Staatsregierung auf beacht­
liche 168 Kilogramm festgesetzt wurde. 
Eher beiläufig wurde bekanntgegeben, 
daß im Verlauf von Reparaturen zehn Ar­
beiter kontaminiert wurden. Vorwürfe we­
gen der Unterlassung des vorgeschriebe­
nen atomrechtlichen Genehmigungsver­
fahrens prallen an der CSU wirkungslos 
ab; in München hält man nicht einmal ei­
ne Erklärung für nötig. 

Zurück zu RBU: Entscheidend ist, daß die 
von der Frima durchgeführte Bilanzierung 
ihrer nuklearen Vorräte den jahrelangen 
Uranverlust nicht aufdeckte - ein Sach­
verhalt, der mit den international gefor­
derten Spaltstoffkontrollen unvereinbar 
ist. Konsequenterweise nahm die Hanau­
er Staatsanwaltschaft daher Ermittlun­
gen auch wegen des Verdachts eines Ver­
stoßes gegen den Atomwaffensperrver­
trag auf. WalterWallmann hat seinen sieg­
reichen Wahlkampf in Hessen mit der ve­
hementen Beteuerung geführt, die aus­
schließlich zivile Verwendung des bun­
desdeutschen Kernmaterials sei dadurch 
garantiert, daß es bis aufs Gramm genau 
überwacht werde. Lautstarke Unterstüt­
zung gewährte ihm die Frankfurter Allge­
meine Zeitung: »Die übelste Verdächti­
gung nicht nur gegen das Unternehmen 
(ALKEM), sondern auch gegen die Bun­
desregierung findet sich in Steger nur 
schwach verklausulierten Hinweis, mit 
wachsender Plutonium-Menge steige die 
Gefahr der Abzweigung von Materilien für 
die Herstellung von Atomwaffen. Wo le­
ben wir eigentlich? ln einer Bananenrepu­
blik -oder in einem Rechtsstaat, dessen 
Atomanlagen von der Wiener Kontrollbe­
hörde mit nicht weniger als 30 Prozent ih: 
rer Kapazität kontrolliert werden?« (FAZ, 
21.1.87). Der Begriff ist hübsch gewählt, 
die Antwort fällt umso leichter: Wir leben 
in einer nuklearen Bananenrepulik. Solan­
ge Schneller Brüter und Wiederaufarbei­
tung nicht funktionieren, sollte Plunto­
nium ausschließlich ALKEM und die öf­
fentlichen Forschungszentren Karlsruhe 
und Jülich etwas angehen. Aber es fand 
sich nicht nur »unverhofft .. bei RBU und 
KWU. Plötzlich war es auch bei NUKEM. 
Am 27.2.87 fand in der sog. »Schrottabtei­
lung« von NUKEM ein Plutonium-Unfall 
Statt. Die betroffenen Räumlichkeiten 
wurden geschlossen. Am 12.3., als bei ei­
nem Arbeiter eine Kontamination festege­
stellt wurde, informierte das hessische 
Wirtschaftministerium die Medien. Ein 
Untersuchungsprogramm ergab, daß 20 
NUKEM-Beschäftigte das Gift inkorpo­
riert hatten. Der Unfall ereignete sich, als 
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Arbeiter eine 4,3 Gramm schwere Uran­
Probe aus dem Karlsruher Kernforschun­
zentrum aufgesägt und in einem Salpeter­
bad gelöst hatten. Zuvor hatten sie schon 
fünf Kilogramm Uran dessellben Ur­
sprungs behandelt; ob dabei ebenfalls 
Plutonium mit im Spiel war, bleibt unbe­
kannt, da die Messung, die den Unfall auf­
deckte, nur stichprobenartig vorgenom­
men wird. Die als Uran deklarierte Probe, 
die früher zu Versuchszwecken benutzt 
worden war, enthielt aus angeblich uner­
klärlichen Gründen 0,2 Gramm Pluto­
nium. NUKEM hat keine Umgangsgeneh­
migung für Plutonium. So wurde das Gan­
ze als ein Versehen dargestellt, für das 
Kralsruhe angeblich verantwortlich ge­
wesen sei. Diese Version ist nichts als ein 
grober Täuschungsversuch (übrigens 
nicht der einzige in diesem Fall: Die CDU 
lancierte das Gerücht, Saboteure hätten 
das Uran absichtlich »verunreinigt .. , um 
die Atomindustrie in Mißkredit zu brin­
gen). 
Das Kernforschungszentrum gab den 
schwarzen Peter an das europäische In­
stitut für Transurane weiter, wo die Probe 
gelagert worden war; jenes erklärte, es ar­
beite in der Tat hauptsächlich mit Pluto­
niumproben (was ja schon aus dem Na­
men hervorgeht - ansonsten: ein weite­
res bisher unbekanntes Plutoniumreser­
voir), habe aber noch nie Uran damit ver­
wechselt. Die Baseler Zeitung meldete 
am 14.3.87, die kleine Probe sei Teil einer 
elf Tonnen (!) starken Uran-Sendung des 
Kernforschungszentrums gewesen, die 
in den vergangeneo Monaten »zur Umar­
beitung« an NUKEM abgegeben worden 
sei. Die Westberliner •Tageszeitung• er­
gänzte, Uran und Uranproben seien auch 
an andere, bisher unbekannte Abnehmer 
geliefert worden; dem Kernforschungs­
zentrum seien die Empfänger nicht be­
kannt, weil die mit der Angelegenheit be­
faßten Angestellten nicht mehr dort tätig 
seien (taz, 18.3.87). Am 20.3. beutzte die 
Frankfurter Rundschau erstmals den (zu­
treffenden) Begriff »Chemischer Wieder­
aufarbeitung« für das, was in der NU­
KEM-»Schrottabteilung« getan wird. Am 
4.4. zitierte die •Tageszeitung• einen Spre­
cher des Wirtschaftsministeriums, es ge­
be »handfeste Beweise«, daß sich Pluto­
nium nicht nur in der einen Probe von 4,3 
Gramm befunden habe; vielmehr sei es 
»auf eine liefarmenge von etwa 1,5 Kilo­
gramm verteilt gewesen«. 

Mitte Mai gab Wiesbaden, inzwischen 
CDU-regiert, bekannt, infolge des Unfalls 
durchgeführte Untersuchungen hätte er­
geben, daß NUKEM »wesentlich mehr an 
schwach bestrahltem Material angenom­
men« habe, als dem Unternehmen be­
hördlich benehmigt sei: 238 Kilogramm 
30 Kilogramm statt der festgesetzten 30 
Kilogramm. Diese Material komme ,.zum 
Teil« aus Forschungsreaktoren. Darüber 
gebe es »unterschiedliche Betrachtungs-
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weisen« zwischen der Firma und der Auf­
sichtsbehörde, die in einem Gespräch ge­
klärt werden sollten (FR 16.5.87). NUKEM 
selbst gebrachte die- man ahnt, worum 
es geht - phantastische Formulierung, 
auf dem Klärungstermin sollten »unter­
schiedliche Definitionen des Materials 
erörtert« werden (taz, 18.5.). Nach dem 
Gespräch verfügt der neue hessische 
Umweltminister, KarlheinzWeimar, im Un­
terschied zu seinen Vorgängen auch für 
die Atompolitik des Landes zuständig, 
die nicht genehmigte Überschußmenge 
in staatliche Verwahrung zu nehmen (FR, 
20.5.). Die Hanauer Staatsanwaltschft 
eröffnete Ermittlungsverfahren wegen un­
erlaubten Umgangs mit Kernbrennstoff 
gegen NUKEM. Am 5.6. informierten die 
Grünen auf einer Pressekonferenz, dar­
über, daß auf Anordnung Weimars 100 Ki­
logramm schwach bestrahlten Urans de 
NUKEM in den Plutoniumbunker der 
Schwesterfirma ALKEM zu Verwahrung 
genommen worden seien. Tage später 
teilte die Staatsanwaltschaft mit, die Fri­
ma habe auch die zulässige Menge ande­
rer Kernmaterialien in rechtswidriger Wei­
se »erheblich«. Demonstrativ veranstalte­
te das Umweltministerium am 29.6.87 ei­
ne nicht angekündigte Begehung der Ha­
nauer Betriebe zur Durchführung einer 
»Mengenkontrolle«. Ergebnis: Alles habe 
seine Ordnung; Überschreitungen der 
Höchstgrenzen seien nur »Einzelfälle«. Al­
lerdings ist es kaum möglich, in einer ein­
tägigen Aktion den Firmen wirklich auf die 
Finger zu schauen. Im übrigen bleibt der 
Plural des in der Politik so wichtigen Be­
griffs Einzelfall immer wieder markant. 

Skandale bewirken eine eigentümliche 
Medienarbeit ihrer Akteure. ln diesem Fall 
standen winzige 4,3 Gramm am Anfang. 
Zwei Monate später belief sich die öffent­
lich verbreitete Mengenangabe auf 238 
Kilogramm. Das ist etwas mehr als das 
Fünfzigtausendfache. Folglich hat man 
der Öffentlichkeit zugemutet, daß sich die 
Menge dessen, was bei NUKEM faul war, 
täglich um das Tausendfache des anfäng­
lich behaupteten Wertes vermehrte. Amü­
sant-wenn es nicht um Spatstoffe ginge. 
Doch was sind die »Definitionsschwierig­
keiten« oder »Unterschiedlichen Lesear­
ten« bei jenem schwach bestrahlten Ur­
an? Natürlich gehet es um das, was darin 
enthalten ist und dessen Namen man so 
außerordentlich ungern ausspricht: Wie 
find' ich nur ein anderes Wort für Pluto­
nium .•. Die schwache Bestrahlung pro­
duziert, wie oben expliziert wurde, wenig, 
aber urnso reineres PU 239. Mindestens 
die hundert Kilogramm die in die staatli­
che Verwahrung genommen wurden, sind 
daher hochinteressant: Sie könnten noch 
nicht abgetrenntes Waffenplutonium ent­
halten. Woher, wozu, wohin? Und wie 
kommt NUKEM dazu, sich in der Wider­
aufarbeitung zu versuchen, um Pluto­
nium zu gewinnen? Vorerst bleibt es der 
freien Assoziation der Gedanken überlas-

sen, den einen NUKEM-Skandal mit dem 
anderen, der NUKEM/Transnuklear-Kor­
ruptionsaffaire, zusammenzubringen und 
die entsprechenden Schlüsse zu ziehen. 
Zu zeigen war hier, daß es keine Kontrolle 
waffenfähiger Spaltstoffe gibt, auf die 
man sich einigermaßen verlassen könnte 
- Bananenstadt Hanau. 

Verlorene Unschuld 
So gut wie alle Unternehmen des Atom­
zentrums haben bereits Aufträge für mili­
tärische Einrichtungen aufgeführt. AL­
KEM koopiert mit den militärisch genutz­
ten Schnellen Brütern Frankreichs. NU­
KEM lieferte Tritium-Targets für das Ban­
nerVerteidigungsministerium-angeblich 
zu Materialprüfungszwecken, doch spielt 
die Tritiumtechnik auch eine Rolle bei der 
Zündung von Wasserstoffbomben. Trans­
nuklear hat in Niedersachsen ein Lager 
für angereichertes Uran auf Bundeswehr­
gelände eingerichtet. Daraus kann man 
im Mantel eines Schnellen Brüters Waf­
fenplutonium gewinnen. Die Transportfir­
ma nimmt auf der US-Air-Base am Frank­
furter Flughafen hochangereicherte Nu­
klearexporte aus den USA im Empfang. 
Nukleartechnik Gelnhausen und Ley­
bold-Heraeus wurden mit ihren offenen 
Proliferationsgeschäften bereits erwähnt. 
Immer muß davon ausgegangen werden, 
daß nur die Spitze des Eisbers-und auch 
jene nur in Form eine harmlos erscheinen­
den Eiszapfens - bekannt wird. Ist das 
die einwandfreie Trennung von ziviler und 
militärischer Atomtechnik? 
Sie funktioniert natürlich nicht, und 
wie sich in allen atomaren Schwellen­
ländern zeigt, ist die Entwicklungsrich­
tung ihrer jeweiligen Nukleartechnik 
eindeutig: Sie nähern sich-mehr oder 
weniger verdeckt, aber bisher unauf­
haltsam - der Bombe. Auf diesem Ge­
biet sei alles nur Aufschub, schrieb die 
Frankfurter Allgemeine Zeitung in ei­
nem Kommentar über Bemühungen, 
die Proliferation einzudämmen (FAZ, 
5.7.85). Das beleuchtet das Selbstver­
ständnis der maßgeblichen politi­
schen Kräfte: Die Bombe kommt, sor­
gen wir also dafür, daß - wir sie nicht 
als letzte erhalten. Erinnerungen an 
das Agieren der deutschen Industrie in 
den zwanziger und dreißiger Jahren -
Krieg kommt, sorgen wir also dafür, 
daß wir gut gerüstet sind- stellen sich 
nicht zufällig ein. Damals wie heutewa­
ren die Verantwortlichen gezwungen, 
ihre Vorbereitungen gegen internatio­
nale Verträge und in aller Stille zu tref­
fen. Damals wie heute sind es die glei­
chen Kapltalgruppen. Sie haben also 
Erfahrung. Ein Hanauer Bürgermeister 
drückte es 1983 ungewollt sehr tref­
fend aus: »Wir saßen schon immer auf 
einem Pulverfaß:« Im Stadtteil Wolf­
gang, dort wo heute die Nuklearfirmen 
ansässig sind, war in der Nazizeit eine 
Pulverfabrik der Degussa. 



Wenn mansch sich die letzten Wochen 
vom 13.1. betrachtet, muß sie/er zu der 
Überzeugung kommen, daß die LObecker 
Nachrichten mit dieser Überschrift den 
Zustand LObecks ziemlich genau getrof­
fen hat. 
Doch wir gehen lieber der Reihe nach vor. 
Seit mindestens zehn Jahren (genaue An­
gaben liegen uns erst seit 1978 vor) wer­
den Ober Lübeck und Lübeck-Travemün­
de radioaktive Stoffe in jeglicher Form 
transportiert. Und zwar alles: von ver­
seuchten Handschuhen über radioakti­
ven Strahl bis hin zu Uranhexafluroid, 
Cobalt 60 und unbestrahlten Brennele­
menten. Seit Sommer 1987 werden zu­
sätzlich zu diesem Frachtaufkommen 
hochradioaktive MOX-Brennelemte 
transportiert. 
Stark in unserer Arbeit hat uns geholfen, 
daß ein Fahrplan der MOX-Transporte zu­
gespielt wurde. Dieser wurde u.a. in der 
,.atom" 17 veröffentlicht. 
Daß alle diese Transporte nicht spora­
disch sondern kontinuierlich Woche für 
Woche stattfinden, beweisen die veröf­
fentlichten Zahlen der letzten Jahre. Pro 
Woche wurden mindestens zwei Trans­
porte radioaktiven Materials über Lübek­
ker Häfen durchgeführt und Lübeck zum 
atomaren Tor des Nordens ausgebaut. 
Es gab in LObeck zwar schon seit den 
70er Jahren Anti-AKW-Initiatlven, die die­
sesThemaaufgegriffen haben, und auch 
die jetzt bestehende ,.Lübecker Initiative 
gegen Atomanlagen" (LigA) hat zu die­
sem Komplex der Atomtransporte seit 
längerem gearbeitet, doch ein rechter 
Einbruch in das Bewußtsein der Bevölke­
rung gelang lange Zeit nicht. 
Erst mit Beginn der MOX-(Mischoxid) 
Brennelementetransporte und den in die­
sem Zusammenhang durchgeführten Ak­
tionen: 
Besetzung der Herrenbrücke - Green­
peace-Aktion am Nordlandkai-Transpar­
entaktion der ,.Aktionsgruppe Steinburg" 
-bundesweit durchgeführte Aktionen ge­
gen Lkw-Transporte sowiedurch den "Ak­
tionstag gegen Atomtransporte" in Lü­
beck in Auftrag gab. Doch erst derTrans­
nuclear-(TN),.Skandal", der Anfang De­
zember bekannt wurde, sorgte in LObeck 
für den jetzt zu beobachtenden Massen­
protest. 
Wir schreiben hier absichtlich Skandal in 
Anführungsstrichen, denn das, was jetzt 
bei TN und MUKEM ins Ucht der Öffent-

"Lübeck, 
eine Stadt in Aufruhr?!!" 

Iiehkeit gestellt wurde, zeigt nur das, was 
von Anti-AKW-Gruppen schon seit Jah­
ren beschrieben wurde, nämlich die Verfil­
zung von Staat und Atomindustrie. 
Doch zurück zu LObeck, denn hier hat der 
TN-Skandal sehr wohl etwas verändert. 
Denn während überall in der BRD Empö­
rung gerufen wurde und Fässer gezählt 
wurden, passierte in Lübeck etwas merk­
würdiges: 
Ein Bürgermeister, der eigent.lich schon 
gar nicht mehr Bürgermeister ist, weil 
schon ein neuer gewählt wurde, hängte 
sich an das von Bundesminister Töpfer 
gegen TN erlassenen Transportverbot 
und untersagte nach Aufforderung durch 
die Bürgerschaft die Verladung von MOX­
Brennelementen über den LObecker 
Nordlandkal. 
Er bzw. die Stadt unterlagen zwar auch in 
zweiter gerichtlicher Instanz den klagen­
den Transportflrmen, doch das war nicht 
anders vorauszusehen, denn rein recht­
lich untersteht der Umschlag in einem öf­
fentlichen Hafen der Bundeskompetenz 
(zumal die LObecker Hafengesellschaft 
LHG zu 50% dem Bund gehört). Doch die 
LObecker bestanden trotz Gerichtsent­
scheide auf dem Transport- und Um­
schlagverbot und den LObecker Innense­
nator Hilpert (SPD) gebrauchte den Satz 
von der moralischen Pflicht des Wider­
standes. 

Ein Transport jagt 
den nlchaten 
So nahmen denn die Dinge ihren Lauf. 
Wahrend die ,.Lübecker Initiative gegen 
Atomanlagen" (LigA) in bundesweiter Zu­
sammenarbeit die Blockade der am 13.1. 
eintreffenden MOX-Transporte vorberei­
tet, rief die SPD zu einer Mahnwache im 
Nordlandkai auf. DieAktionen wurden ein 
voller Erfolg. An der Schienenblockade 
der LigA beteiligten sich über 150 Men­
schen und bei der anschließenden Blok­
kade am Nordlandkai waren es schon 
über 500, wobei sich die SPD lediglich 
symbolisch am Rand der Blockade auf­
hielt, während andere Gruppen aus Nord-

deutschfand und LlgA-Symphatiesantln­
nen die Schienenzufahrt zum Kai blok­
kierten. Lediglich einige Kolleginnen aus 
der IG-Metall näherten sich zaghaft der 
Blockade, doch auch sie waren schon auf 
dem Heimweg, als die Hundertschaften 
der Polizei gewaltsam, unter Einsatz von 
Schlagstöcken, den Weg für den Atom­
transport bahnten. 

Immerhin war es gelungen, den Transport 
um fast zwei Stunden zu verzögern. Kurz­
zeitig festgenommen wurden lediglich 
zwei Menschen der Aktionsgruppe Stein­
burg, die sich von einer Brücke abgeseilt 
hatten. Die Massenfestnahrnen, die ei­
gentlich bei derartigen Aktionen schon 
fast üblich sind, bleiben aus. Auch in den 
weiteren eineinhalb Wochen bewies der 
Polizeistaat relatives Fingerspitzenge­
fühl, war zwar ständig präsent, vermied 
es aber, die explosive Stimmung der Lü­
becker Bevölkerung durch hartes Druch­
greifen weiter anzuheizen. ln einer ande­
ren politischen Stituation wären sie wahr­
scheinlich mit dem, was nach dem Mitt­
woch folgte, anders umgegangen. Denn 
noch während der LIGA die für den Sams~ 
tag angesetzte Demonstration vorberei­
tete, erreichte uns am Freitag die Nach­
richt von der nächtlich geplanten Ver­
schiffung von 21t Uranhexafluorid (UF6) 
über den Travemündener Skandinavien­
kai. Dieser Rohstoff für die Herstellung 
von Brennelementen sollte eigentlich 
schon Mittwoch nach Schweden ver­
schifft werden, der Transport wurde aber 
wahrscheinlich aufgrund der brisanten Si­
tuation kurzfristig verschoben. Es ist 
schließlich für keine Reederei besonders 
publikumswirksam, wenn bundesweit 
über die Medien bekannt wird, daß sie auf 
ihren Passagier- und Frachtfähren radio­
aktives Material direkt neben Wohnwa­
gen und Gemüselastern transportieren. 
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Die Verachltfung findet 
nichtstatt 

Der Transport wurde jedoch für Freitag 
von der Landesregierung angeordnet, 
und wir fuhren ebenfalls zum Nordland­
kai. Dort trafen wir auf eine Reihe von 
SPD-Spitzenfunktionären und eine Men­
ge alarmierter Bürgerinnen und Bürger 
sowie Vertreter der verschiedensten In­
itiativen und Parteien, mit denen es uns 
gemeinsam gelang, die Zollabsperrun­
gen zu überwinden und nach einem kur­
zen Gerangel mit der Polizei die Schitts­
anlegestelle zu besetzen. Wobei die Zu­
sammenarbeit zwischen uns und der 
SPD hauptsächlich so aussah, daß die 
SPD durch ihre Anwesenheit neben der 
Verladestalle einen Polizeieinsatz gegen 
uns verhinderte, während wir durch die 
Besetzung der Verladerampe ein Ent­
bzw. Beladen der TI-Unien-eigenen ,.Sa­
ga-Wind" blockierten. Dieser Zustand 
dauerte ca. eine Stunde. Dann wurde uns 
vom anwesenden lnnensenator, einem 
Sprecher der n-Unie und der Wasser­
schutzpolizei zugesichert, daß der Trans­
port nicht verladen werde und sich be­
reits auf dem Rückzug befände. Nach 
dieser Zusicherung ver1ießen wir die 
Rampe, kontrollierten jedoch jeden Lkw, 
der auf das Schiff fuhr. Unseres Erach­
tens war dies das erste Mal in der Ge­
schichte der Anti-AKW-Bewegung, daß 
ein Transport radioaktiven Materials tat­
sächlich gestoppt und zur Umkehr be­
wegt wurde (zu diesem Zeitpunkt wußten 
wir noch nicht, daß BGS-Kasernen ato­
mare Zwischenlager sind). 
Die Demonstration am Samstag wenige 
Stunden nach der Blockade war die größ­
te, die Lübeck seit langer Zeit er1ebt hatte. 
ca 4000 Menschen demonstrierten in 
Begleitung von einem großen Aufgebot 
behelmter Polizei für den sofortigen Stop 
aller Atomtransporte und die Stillegung 
aller Atomanlagen. 

Die Blockade vor 
derKaseme 

Doch dann kam der Sonntag, und gegen 
Mittag die Nachricht, daß sich der von 
uns gestoppte UF6-Transport in der Lü­
becker Walderseekaserne befände und 
dort schon seit Samstag bis zu seinem 
Weitertransport nach Schweden vom 
BGS bewacht wurde. Innerhalb weniger 
Stunden wuchs die Menschenmenge, die 
die Kasernentore blockierten, auf über 
1000 an. Anwohnerinnen brachten Brot, 
Kaffee und Kuchen, und stellten sich mit 
uns hinter die Forderung, den Transport 
erst dann vom Kasernengelände zu las­
sen, wenn wir die definitive Zusage erhal­
ten würden, daß dieser Transport an sei­
nen Ausgangsort nach Frankreich zurück­
kehren würde. Daß diese Forderungen 
von wahrscheinlich allen Bioeklerlinnen 
getragen wurde, überrascht zusätzlich, 
weil ein großerTeii,.Normalbürger/innen" 
sich beteiligten. Und daß es den Leuten 
nicht darum ging: Hauptsache der 
,.Dreck" ist weg aus LObeck. 
Doch die verantwortlichen Stellen der 
Landesregierung hüllten sich in Schwei­
gen oder waren für uns nicht zu errei­
chen. Es wurde lediglich ver1autbart, daß 
der Transport bis Montag 12 Uhr das Ge­
ländeder BG5-Kaserne verlassen sollte. 
Innerhalb der Kaserne regte sich bereits 
zu diesem Zeitpunkt der Widerstand da­
gegen, als Illegales atomares Zwischenla­
germißbraucht zu werden. Es war für uns 
schon ein komisches Gefühl, wenigstens 
tellweise mit dem BGS übereinzustim­
men. Zumal Viele von uns die BGS-Ein­
sätze (grad auch bei Anti-AKW-Demos) 
nur zu gut im Gedächtnis hatte, wo sie 
sich mit der Legitimation von Befehlen an 
brutalen Knüppeleinsätzen gegen De­
monstrationen beteiligten. Gerade dieser 
Widerspruch kam am Montag voll zum 
Ausbruch, als eine Hundertschaft BGSier 
nach Harnburg zur Zerschlagung einer 
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Demonstration gegen Kriminalisierung 
und Polizei- und Justizterror abfahren 
wollte. Denn für uns hatte der Einsatz des 
BGS in Harnburg sehr wohl etwas mit uns 
vor der Kaserne zu tun (entgegen der Äu­
ßerungen des BGS-Kommandanten). 
Denn Festnahme und Kriminalisierung 
trifft immer nur einzelne. Gerneint sind 
letztendlich jedoch wir alle. Wir wollen an 
dieser Stelle noch einmal erklären, daß 
Ulla und lngrid unsere volle Solidarität gilt 
und wir ihre sofortige Freilassung fordern. 
Aus diesen Über1egungen heraus wurde, 
nachdem im einberufenen Sprecherrat 
keine Entscheidung über die Frage: las­
sen wir sie raus oder werden sie blockiert, 
gefunden wer den konnte, der Versuch 
unternommen, die Abfahrt der Hundert­
schaft zu blockieren. Diese Vorgehans­
weise stieß zum Teil auf starke Kritik, es 
kam sogar zu regelrechten Auseinander­
setzungen unter den Menschen, die die 
Kaserne blockierten. Den Menschen, die 
die Abfahrt der Hundertschaft behindern 
wollten, wurden Argumente wie: Ihr 
macht unseren Widerstand kaputt; des­
halb haben wir hier nicht die ganze Nacht 
gestanden; wir sind doch gegen Atom­
transporte, laßt die doch raus und einiges 
mehr an den Kopf geworfen. Gerade die­
se Äußerungen zeigen deutlich, daß sich 
dort vor den Kasernentoren unterschied­
lichste Menschen mit den unterschied­
lichsten politischen Ansprüchen getrof­
fen hatten. Und daß viele einzig und allein 
aus der direkten Betroffenheit, die diese 
Transporte bei ihnen auslösten, vor Ort 
waren. Wir denken, daß es wichtig wäre, 
noch einmal Ober das verhalten aller, die 
an der Blockade der Hundertschaft betei­
ligt waren, nachzudenken. Politischen 
Schaden hat diese Aktion der gesamten 
Blockade Im Nachhinein zwarnicht zuge­
fügt, zu mal alle Beteiligten einer gewalttä­
tigen Konfrontation von Selten der Polizei 
und des BGS früh genug aus dem Weg 
gegangen sind, doch hätte es auch an­
ders kommen können. 
Überhaupt war dieser Montag relativ er­
eignisreich, denn nachdem wir alle ge­
mer1<t hatten, daß eine Entscheidung von 
Seiten der politisch Verantwortlichen auf 
sich warten ließ, und sie wohl dieAbsieht 
hatten, uns am langen Arm verhungern zu 
lassen, beschlossen wir, sie unter Druck 
zu setzen, und das einzig für uns machba­
re, nämlich eine Totalblockade der Kaser­
ne ab 15.30 Uhr durchzuführen. Dieser 
Beschluß wurde übrigens im Sprecherrat 
einstimmig, also auch mit den Stimmen 
der SPD, gefaßt. Als um halb Vier von po­
litisch zuständiger Seite immer noch kei­
ne Entscheidung darüber, was mit den 
Transporten den jetzt geschehen solle, 
gefällt bzw. mitgeteilt worden war. began­
nen wir mit der Totalblockade. Doch 
schon nach wenigen Stunden mußten wir 
das Konzept aufgeben. Denn zum einen 
zeigte sich, daß sich die Landesregierung 
nicht unter Zugzwang setzen ließ, und 
zum anderen fiel uns die SPD-Führung in 
den ROcken, indem sie entgegen des von 
Ihr mitgetragenen Beschlusses alle Leute 
aufforderte, die Totalblockade zu been­
den, weil wir schließlich .. unbeteiligte • 
(die BGSier nämlich) in ihrer persönlichen 
Freiheit einschränkten, Indem sie nach 



Dienstschluß nicht nach Hause könnten. 
Das daraufhin entstandene Durcheinan­
der unter den blockierenden Menschen 
führte schließlich dazu, daß ein Großteil 
der Leute derart demotMert war, daß das 
Totalblockadekonzept nicht mehr auf­
rechterhalten werden konnte. Die $PD­
Führung vermied es Obtigens daraufhin 
fOr einen ganzen Tag, am Kasernentor 
aufzutauchen. Positiv bleibt für diese 
Stunden der Totalblockade zu vermerken, 
daß sie zum einen die Genet'alprobe fOr 
die Räumung war und sich alle beteiligten 
Menschen Gedanken über mögliche 
Handlungsweisen Im Falle eines Falles 
machen konnten, und zum anderen daß 
große Teile der SPD-Basis trotz ~ Ent­
scheidung ihrer Führung weiterhin zur 
Blockade standen. 
Dienstag Morgen wurde dann deutlich, 
wie sich die Bundesregierung die weitere 
Verfahrensweise in den Sachen li'anspor­
te vorstellte. Es wurde eine Zwischenla­
gerungsgenehmigung bis spätestens 
Samstag erteilt, und das Transportziel, 
nämlich Schweden, stand weiterhin fOr 
slefest. 
Mittlerwelle war so etwas wie Blockade­
alltag eingekatvt. Die Menschen wech­
selten sich schichtweise ab, eine K(rchen­
gemelnde stellte Zelte, das Garten- und 
Fiedhofsamt eine Bauwagen auf. Die Ver­
sorgung mit Lebensmitteln und heißen 
Getränken klappte vonügllch, Toiletten­
häuschen wurden angefahren, und im 
großen und ganzen braltete sich so etwas 
wie ~lksfeststlmmung aus. Die Versor­
gung wurde stark von Kneipen (nicht un­
bedingt Szeneknelpen) und sogar von ei­
nem bürgerlich Steak-Hause getragen. 
Während der Zeit bis Donnerstag hatte 
sich die Zahl der Blockiererinnen von 
nachts 150 auf tagsüber bis zu 1000 ein­
gependelt. Zwischendurch erschien eine 
Delegation der Grünen Im Bundestag, er­
klärte sich mit uns solidarisch, gab Inter­
views und flog nach Sonn zurück. Über­
haupt trudelten mit der Zelt immer mehr 
Solidaritätsadressen und Telegramme bei 
uns ein, die von der Post direkt zugestellt 
wurde. 

DleRiumung 

Die ganze Stimmung änderte sich dann 
Donnerstag Mittag schlagartig, als be­
kannt wurde, daß die Landesregierung 
beabsichtigte, den Taosport via Bruns­
bOttel nach Schweden zu schaffen. Inner­
halb kürzester Zeit versammelten sich 2-
3000 Menschen vor den Toren. Und nach 
langem warten gegen 4 Uhr morgens ka­
men • dann. Etwa sechs Hundertschaf­
ten Polizei, BGS und Sondereinsatzkom­
mandoelilck1en in einer Front mit 2 Was­
serwerfern gegen die Demontranlnnen, 
die sich lnzwllc:hen sitzend oder stehend 
in Ketten zusammengeec:hl hatten, 
vor. ZUerst wirkten die Herren Ordnungs­
hOter Im Angellcht von ca. 700 wild ent­
schlossenen, .. alten Altersgruppen be­
stehenden "ANinetmertnnen etwas rattos. 
Doch dann legte • mit einer fOr LObeck 
ungewohnten Hirte los. Oie .V8rsamrn-

lung" von uns wurde verboten und für auf­
gelöst erklärt. Waserwerfer schossen aus 
dichtester Entfernung auf die Menschen­
menge. Das Wasser allerdings ohne che­
mische Reizstoffe. Die Polizeiführung ver­
zichtete unter den Augen einer den Blok­
kler8rlnnen wohlgesonnenen Öffentlich­
keit auf einen offenen Knüppeleinsatz. 
Verdeckt versuchte die vorderste Polizei­
kette allerdings sehr wohl durch Tritte und 
Stöße unter Schilden hindurch, die Blok­
kade zu brechen, vereinzelt wurde auch 
offen der Knüppel eingesetztinsgesamt 
hat es auf Demonstrantenseite ca. ein 
dutzendVerletzte gegeben. 
Die vorderen Reihen konnten erst durch 
ein Sondereinsatzkommando, dessen 
Mitglieder zu dritt oder viert auf einzelne 
Demonstrantinnen losging, langsam zur 
selte geräumt werden. Dennoch dauerte 
es fast zwei Stunden, bis das Tor freige­
räumt war und die LKWs passieren konn­
ten. 
Sie fuhren dann in einem riesigen Konvoi 
von Polizeifahrzeugen nach Brunsbüttel. 
Unterwegs kam es noch zu zwei Blocka­
deversuchen hinter ltzehoe und vor 
BrunsbOttel, doch beide wurden nach 
kurzer Zelt wieder von der Polizei durch­
brachen. UND DAS TRANSPORTSCHIFF 
KONNTE UNTER GROSSEN SICHER­
HEITSVORKEHRUNGEN SAMSTAG 
NACHMITTAG BRUNSBOTTEL RICH­
TUNG SCHWEDEN VERLASSEN. 
Für uns stellt die Blockade trotz des Ab­
transportes des UF6-Behälter nach 
Schweden einen riesigen Erfolg dar, weil 
es gelang, den Transportweg einen 1500 
km langen Umweg Ober den Skagerak 
machen mußten. 

Der größte Teil ist entnommen aus einem 
Artikel der Autonomen Gruppe Lübeck im 
,.Pepperfog• von FebJ88. 
Chrlstian, Lübecker Initiative gegen Ato­
manlagen 

ln 1.iffieCk erlebten wir die gröBte Dernon 
stration nach 1945. Sie stand unter dem 
Motto: Stop aller AtomtranSPOf'le, Stille­
gung aller Atomanalgen. Es beteiligten 
sich mindestens 10.000 Menschen. Für 
diese Demo wurde auch Im norddeut 
sehen Raum mobilisiert. 
Aufgerufen hatten ca. 50 Organisationen, 
darunter der DGB Lübeck, SPD, Grüne, 
die Uga,Autonome usw.lm~d wurde 
sich darauf geeinigt, daß keine Parteien 
reden sollten On Schleswig-Holstein ist 
Wahlkampf). 
Wir einigten uns, daß die Uga, der DGB 
Lübeck und Vertreterinnen von den Bis 
aus Gorleben, Kiel und Steinburg das Mi­
krophon ergreifen sollten. 
Nun kommt das Schönste: Nach der Re­
de der Uga (die mir gut gefallen hat) kam 
der DGB-Vorsltzende aus unserer Stadt 
zu Wort. Er stellte die Beschlüsse des 
DGB's vor, wie z.B. die bestehenden 
AKW's lassen wir weiterlaufen, aber keine 
Neubauten. Es machte sich starker Un­
mut breit. Wirklich breit, denn es war nicht 
nur die Unke-Szene, die ihn auspfiff; so­
gar unser Lokalblatt hob diesen Vorfall 
hervor. Der Redebeitrag von der Uga be­
kam ,.lautstarken Beifall" u.a. für die For~ 
derung nach dem sofortigen Ausstieg, 
dagegen "kam der LObecker DGB-Chef 
Dieter Mainka schlechter an. Für seine 
Worte, Kernenergie sei nur begrenzt ver­
antwortbar, wurde er ausgebuht." 
(LN, 14.2.88) 
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Presseerklärung 

Was die Anti-AKW-Bewegung, die Frie­
densbewegung und die Dritte Welt Bewe­
gung seit Jahren behauptet und nachge­
wiesen haben, ist jetzt nicht mehr zu ver­
drängen und muß auch vom Bundesum­
weltminister Topfer und von Hessens 
Wallmann zugegeben werden: bundes­
deutsche Atomfirmen haben im Verbund 
mit ausländischen Partnern seit Jahren 
internationale Vereinbarungen gebrochen 
und Atomtechnologie wie Anreicherung 
und Wiederaufarbeitung sowie bomben­
fähiges Material wie hochangerichertes 
Uran und Plutonium an andere Staaten 
und Regime besonders der Dritten Welt 
geliefert. Durch den sog. "Skandal" bei 
der Firma NUKEM GmbH, der nichts an­
deres ist als die konsequente Fortführung 
ihrer bisher durchgeführten Geschäftspo­
litik, kommen auch andere Geschäfte 
wieder ans Tageslicht, die in den letzten 
Jahren durchgeführt worden sind: Liefe­
rung von Anreicherungstechnik und 
Know-How für die Herstellung von Bom­
ben an Südafrika, an Argentinien, Brasi­
lien, Pakistan u.a., illegale Einfuhr von Ur­
an aus der Rössing-Mine in Namibia. 
Wir behaupten, daß die Firma NUKEM 
und v.a. ihre Mutter, die RWEAG, die 45 o/o 
der Aktien von NUKEM hält (Degussa 
35%), seit langem im internationalen 
Transfer von Atomtechnologie, spaltba­
rem Material und Dienstleistungen enga­
giert sind. 
Da ist erstens die Technische Vereini­
gung der Großkraftwerkbetreiber 
(VGB) e.V. mit dem Sitz in Essen, in der 
v.a. bundesdeutsche, aber auch südafri­
kanische, niederländische, finnische, 
österreichische, israelische u.a. Firmen 
des Atomkreislaufs organisiert sind mit 
dem Zweck der Propagierung der Atom­
energie in allen Mitlgiedsländern und dar­
über hinaus sowie konkreter Projekte, wie 
etwa gemeinsamer Kraftwerksbau und 
Austausch von Forschungsergebnissen. 
Vorsitzender dieses Männerclubs ist 
Franz Josef Spalthof, Dipl. lng. und Dr. ln­
g.E.h., gleichfalls auch Mitglied des RWE 
AG Essen, verantwortlich dort für den 
Kraftwerksbereich. Zweiter stellvertreten­
derVorsitzender derVGB ist Klaus Knizia, 
Prof. Dr.lng. Dr. lng.E.h., gleichzeitig Vor­
sitzender des Vorstandes derVereinigten 
Elektrizitätswerke Westfalen in Dort­
mund. Die VGB führte ihren Jahreskon­
gress 1987 im November letzten Jahres in 
Johannesburg, Südafrika durch, auf Ein-
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Iadung der südafrikanischen Mitgliedsfir­
ma ESCOM, dem staatlichen südafrikani­
schen EnergiemonopoL Ein Ausflug aller 
Teilnehmer ging zum AKW Koeberg bei 
Kapstadt, dessen 2 Blöcke mit französi­
scher und deutscher Hilfe für die Rassi­
sten gebaut wurden. Wir wissen, daß, 
wenn sich solch hochkarätige Atomma­
nager treffen, die Basis für ihre grenzen­
überschreitenden Geschäfte gelegt wird, 
so auch diesmal: neben dem Austausch 
über Erfahrungen mit Kohlekraftwerken 
und der Vereinbarung einer besseren Zu­
sammenarbeit wurde auch die Zusam­
menarbeit auf dem Atomenergiesektor 
abgesprochen und erweitert. 

Zweitens existiert mit Sitz in Paris die su­
pernationale Organisation der Produc­
teurs d'Energie Nucleaire, O.P.E.N., 
(Organisation der Stromerzeuger aus 
Atomenergie), ein Zusammenschluß von 
19 Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
aus 7 Ländern: BRD, Belgien, Spanien, 
Frankreich, Italien, Schweden und die 
Schweiz. Sie beherrschen 30% der in­
stallierten AKW-Leistung in Ländern mit 
"Marktwirtschaft" und fast 70% der Lei­
stung Westeuropas. Wieder sind RWE, 
VEW, NUKEM u.a. deutsche Unterneh­
men in diesem supernationalen Kartell 
dabei. Zweck ist, nach den Worten des 
französischen Vorstandsmitglieds von 
O.P.E.N., Charles Chevrier, die gemeinsa­
me Errichtung von Urananreicherungsan-

lagen in Europa und die Untersuchung 
des Bedarfs an lsotopentrennarbeit, der 
Erwerb und die Bewirtschaftung von 
Kernbrennstoff und die Errichtung eines 
gemeinsamen Vorratslagers für Naturur­
an sowie der "Austausch von Kernbrenn­
stoff und Plutonium innerhalb Europas". 
Dieses Projekt, dem der Konsultativrat 
von O.P.E.N. zugestimmt hat, würde, 
wenn es in Kraft träte, den Transport und 
den Austausch zwischen den westeuro­
päischen Ländern erleichtern, wie Chev­
rier sagt. Bis jetzt hat die Kommission EG 
dem aber noch nicht zugestimmt. 

Wir meinen, daß gerade die Möglichkei­
ten, die sich die in der O.P.E.N. organisier­
ten Firmen und Institutionen erschlossen 
haben und an deren Ausweitung sie ar­
beiten, den Verkauf und die Lieferung von 
hochangereichertem Uran und Plutonium 
an alle Welt erleichtern. Dadurch werden 
Firmen wie NUKEM und die Mutter RWE 
AG geradezu ermutigt, auch gegen inter­
nationale Verträge wie den Atomwaffen­
sperrvertrag durch Lieferungen z.B. an 
Pakistan, Libyen, Argentinien, Brasilien, 
Südafrika u.a. zu verstoßen. Es zeigt, daß 
die zivile und militärische Nutzung der 
Atomenergie nicht getrennt aufeinander 
aufbauen. Nicht die "menschliche Unzu­
länglichkeit" von einigen Managern der 
Atomindustrie ist die Ursache solche 
"Skandale", wie jetzt suggeriert werden 
soll, sondern ein System der Energiege­
winnung, das weder ökologisch noch po­
litisch beherrschbar ist, zu umfassender 
Zerstörung der Umwelt und dem Aufbau 
eines übermächtigen Atomstaats führt. 
Konsequenz kann nicht sein, noch mehr 
Kontrolle zu fordern, sondern die Reakto­
ren und die Köpfe, die sie bedienen, abzu­
schalten, nicht nur hier, sondern überall. 
Wir solidarisieren uns ausdrücklich mit 
den Menschen, die wegen ihres Wieder­
standes gegen den Atomstaat und die 
Atomenergie kriminalisiert worden sind. 
Münster, den 15. Janaur 1988 

BUKO (Bundeskongress entwick­
lungspolitischer Aktionsgruppen) 
Umweltzentrum Münster e.V. 
AK-Afrika (Münster) 
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AdressAnderung: 
ANTI-ATOM-B0RO 

MONCHEN 
Holzstraße 2 

8000 München 5 
Telefon 0 89 I 2 60 85 50 

geöffnet: Mo und Oo 16 -19 Uhr 

Bundesweite Aktion: 
Atomwirtschaftcontra Umwelt- und 
Menschenrechte 

Vom 11. -30.April findet die oben genann­
te bundesweite Urankampagne statt, die 
vom BUND Freiburg und der Gesellschaft 
für bedrohte Völker Freiburg initiiert wor­
den sind. Mittlerweile wird die Aktion von 
verschiedenen Initiativen aus unter­
schiedlichen Spektren unterstützt. 
Ziel der Aktion ist es, gegen Uranabbau, 
damit verbundene Menschenrechtsver­
letzungen, Atomwaffen, Atomanlagen 
und deren Verknüpfungen zu demonstrie­
ren. Während der Kampagne werden täg­
lich in verschiedenen Regionen öffent­
lichkeitswirksame Schwerpunktaktionen 
stattfinden. 
Bei folgenden Adressen kann Info-Mate­
rial eingeholt werden: 
Die Gesellschaft für bedrohte Völker 
Güntert Wippel 
AmAitberg4 
7801Au 

BUND 
Erbprinzenstraße 18 
7800 Freiburg 

meldung 

Energieversorgung ohne Atomkraft 

Tonbildschau 
50 Dias, Tonkassette 22 Minuten, 
mit Begleitheft. 
Blickpunkt-Verlag 
Schlosserstraße 9 
4900 Herford 
Tei.05221/57346 

Gliederung der Tonbildschau: 
1. Einführung ins Thema 
2. Gehen ohne Atomkraftwerke die Lich­
ter aus? 
3. Energiesparen 
4. Erneuerbare Energiequellen 
5. Der Ausstieg kommt nicht von selbst 
Zum Vorführen der Tonbildschau ist nur 
ein gewöhnlicher Diaprojektor und ein 
Kassettenrecorder notwendig. 
Ihr könnt die Tonbildschau bei uns kaufen 
oder ausleihen: 
Kaufpreis 175.- DM 
Verleih 45.- DM für 10 Tage 

Kurzmeldung 

Neue Videofilmliste 
mit Filmen zu autonomen Kämpfen her­
ausgekommen: 
-"Projekt Arthur"- die Gewaltfrage 1968 
BRD 
- "Neue Kunst des Strafens" - Knast 
BRD 
- "9 Tage auf den Barrikaden" - Häuser­
kampf in Dänemark 
- "Kraak de Leegstand" - Kraakerbewe­
gung in Amsterdam 
- "Martxa eta Borroka"- Kampf der Bas­
ken um Autonomie 
- "Piastic Bullets" - Aufstandsbekämp­
fung in Irland 
- "Cuentame de Esteli"- Nicaragua 
-ab März- "Schatila"-Lagerkrieg in Bei-
rut 
erhältlich bei: 
Medienwerkstatt Freiburg, 
7800 Freiburg, Konradstraße 20 
07 61 I 70 97 57 

"Salzburger Landesregierung zeichnet 
Plattform gegen Wackersdorf aus" 

Die Überparteiliche Salzburger Plattform 
gegen die WAA Weckersdorf hat am 14. 
Dezember den 1. Preis des Landes Salz­
burg "für besondere Verdienste und bei­
spielhafte Leistungen auf den Gebieten 
des Natur- und Umweltschutzes" (in der 
Kategorie Gruppen) erhalten. 
Mit diesem Akt wird auch sichtbar ge­
macht, daß die bayerischen WAA-Gegner 
von ihrer Landesregierung für dasselbe 
angegriffen werden, wofür die Salzburger 
Landesregierung ihre Bürger offiziell ehrt, 
weil sie darin verantwortungsvolles Han­
deln für die Zukunft erkennen. 

Für die Plattform: 
Christine Holzleitner 

' ' 
SPENDENAUFRUF 
Hallo, Ihr lieben Kämpferinnen gegen 
die WAA Wackersdorf 

Die meisten von Euch werden Rosa si­
cher kennen, die Bäuerin, "Chaotenmut­
ter" und liebste Freundin aus Kronstetten 
bei Wackersdorf. Trotz massiver Repres­
sion (z.B. 91 Festnahmen auf ihrem Hof 
im Herbst) steckt Rosa keinen Millimeter 
zurück und nach wie vor gibt es dort 
Pennplätze mit Vollpension zum Nulltarif. 
Wir haben uns gedacht, es wäre wirklich 
an der Zeit, ihr auch mal was Gutes zu tun 
und haben daher das Spendenkonto 
"Kohle für Rosa" gegründet. 
Leute, ran an die Geldbeutel, Rosa kanns 
echt brauchen!!! 

"KOHLE FOR ROSA" 

Girokonto Nr. 613 554 
Vereinigte Sparkassen 

des Landkreises Pfaffenhafen 
BLZ: 721 516 50 

Im voraus 1000 Dank. Alle Kraft zum 
Kampf, nun erst recht, wünschen Euch 
die Aktivistinnen aus K. 
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Leserbrief zu - Sankas werden nicht 
blockiert ••• 
-RADI AKTIV, Nr. 15, 87, S. 31 

Dem Rüffel, den die Münchner Sanis ei­
nem bestimmten Teil der Aktionstegeteil­
nehmer erteilt haben, kann ich mich nur 
zustimmend anschließen. Ob das Sanka­
btockieren nur "einfach Dummheit" ist, 
wie die Sanis fragen, wag ich allerdings 
ernstlich zu bezweifeln. Vielmehr bin ich 
der Ansicht, daß es sich um eine Men­
schenverachtung ersten Grads handelt: 
Ueber lassen diese Idioten Verletzte im 
Straßendreck liegen wegen angeblicher 
Bullensankas. Mittlerweile scheint jeder 
Schwachsinn, der in Berlin vorexerziert 
wird (siehe Kreuzberg, wo im Mai Feuer­
wehrfahrzeuge und Sankas mit Steinen 
beworfen worden und gleichfalls blok­
kiert worden sind) zu einen neuen Stil von 
Militanz erhoben zu werden. Wer nämlich 
meint, Rettungsaktionen be-oder verhin­
dern zu müssen, sollte doch mal sein ei­
genes Politikverständnis hinterfragen 
und sich klar darüber werden, auf wel­
cher Seite er in der Tat steht: Betont Bay­
erns Innenminister nicht ständig, daß, 
wer auf einer Demo Verletzungen davon­
trägt, selber schuld sei? 
Daß Sankas, egal ob Rotkreuz, Arbeiter­
samariter, Johanniter oder sonst von wel­
chem Verein, keine Blockadeobjekte sein 
können und dürfen, sollte eigentlich kei­
ner Erörterung bedürfen. 
Es würde mich mal interessieren, wie die 
Sanka-Biockierer den Umstand einschät­
zen, daß es für Demosanis keine Unter­
scheidung dahingehend gibt, welche Ver­
letzten nun versorgt werden sollen und 
welche nicht (Bullen, Demonstranten). 
Immerhin machen die Demosanis da kei­
nerlei Unterschiede, wie ein Foto in den 
"Stuttgarter Nachrichten" kurz nach den 
Osterereignissen bewiesen hat: ein De­
mosani, erkennbar an der entsprechen­
den Kennzeichnung, vesorgte einen am 
Boden liegenden und übel zugerichteten 
Bullen! Ich betrachte dieses Verhalten als 
ein selbstverständliches, wenn nicht gar 
als vorbildlich. Denn hier wurde nicht der 
gegnerische Bulle gesehen, sondern der 
Mensch, der als Verletzter Hilfe nötig hat­
te- ein Akt der Menschlichkeit, der offen­
bar schon vielen "harten" fightern ver­
dächtig erscheint (diese Erfahrung mach­
te ich in entsprechenden Diskussionen!). 
Zum Schluß: der Hinweis auf die Selbst­
schutzbroschüre ist wohl gut und nütz­
lich, besser aber wäre es, wenn sich in 
den einzelnen Städten und Orten, wo es 
noch keine Demosanigruppen gibt, eben 
solche bilden würden, damit nicht dasAn­
packen und Tragen von Verletzten nur auf 
wenigen lastet. Es hat sich stets bei Oe-

mos auch gezeigt, daß die wenigen Sanis 
nicht ausreichen, um Augenspülungen 
und andere Erste-Hilfe-Leistungen in der 
nötigen Größenordnung vornehmen zu 
können. Aufgrund solcher Eirfahrung hat 
sich in Marburg eine solche Gruppe vor 
gut einem Jahr gebildet. Und wie die Din­
ge sich wohl weiter entwickeln werden, 
wäre es sicherlich angebracht, das De­
mo-Sani-Potential zu vergrößern. Eine 
Kontaktaufnahme mit den AK Umwelt, 
Herderstraße 35, 6200 Wiesbaden wäre 
in dieser Sache sicherlich nützlich, oder 
auch eine Kontaktaufnahme mit persön­
lich bekannten Demosanis, die gleichfalls 
beim Aufbau einer Gruppe helfen könn­
ten. Auch die Zeitung "Straßenmedizin" 
ist recht nützlich. 
Ich hoffe (bezweifle es aber), daß der Rüf­
fel der Münchner Sanis tatsächlich die 
Schwachköpfe auch erreicht, die die San­
tiätsfahrzeuge blockiert haben. 
H.S. Marburg 

-• 
Neue Broschüre "Uran aus Gronau ist 
überall" zur Urananreicherungsanlage 
in Gronau erschienen! 

Zu dem am 28. März 1987 stattgefunde­
nen UAA-Kongress in Gronau hat der Ar· 
beitskreis Umwelt Gronau eine Broschü­
re herausgegeben. 
Sämtliche Kongressvorträge (Uranabbau 
in Namibia; Uranabbau im Südschwar­
zwald; Technik und Risiken der UAA; Der 
Urenco-Konzern; Chemische und radio­
logische Giftigkeit von Uranhexafluorid 
UF6, Risiken und Gefahren von UF6-
Transporten; Militärische Dimension der 
UAA; Widerstand gegen die UAA) sind in 
überarbeiteter Form abgedruckt. 
Außerdem hat der AKU Gronau zur Ver­
vollständigung die folgenden Themen 
aufgeführt: Geschichte der UAA, Arbeits­
plätze, Uran aus Gronau ist überall, Atom­
zentrum Euregio. 
Die 36 Seiten starke Broschüre kostet 2.­
DM pro Stück, bei Abnahme von 10 und 
mehr 1,50 DM pro Stück, in beiden Fällen 
zuzüglich Porto und Verpackung. 
Kontaktadresse: 
AKUGronau 
Udo Buchholz 
Siedlerweg 7 
4432Gronau 

Strahlende Qeschlfte 

Über den Welturanmarkt und Welturan­
handel 
Das Buch zur Kampagne gegen weltwei­
ten Uranabbau 
Mit Rössing für Namibia-Neues über die 
größte Uranmine derWett Rio Tinto Zinc­
Ein englischer Multi beherrscht den Wel­
turanmarkt - Bundesdeutsche Firmen 
mischen kräftig mit. 
Kartelle und Schleichwege - Neue Ent­
wicklungen auf dem Welturanmarkt- Die 
internationale Uranmafia-Uranium Indu­
strie, O.P.E.N., VGB e.V. - IWF und Welt­
bank-Verschuldung durch Atomtechno­
logie- Die Mär von der "natürlichen Um­
gebungsstrahlung" - Jahrzehntelange 
Belastung mit Uran durch Phosphatdün­
gung- Uranbomben, Uranmunition-Die 
Militärs haben überall ihre Finger mit drin 
-Vom Uran zum Plutonium- Ein Ausflug 
nach Tschernobyl. 
Ca. 130 Seiten, ca. 10 DM, erscheint An­
fang April 88 im Schmetterling-Verlag, 
Stuttgart; mit vielen Fotos, Tabellen, 
Schaubildern 
Herausgegeben von: 
ArbeitskreisAfrika (AKAFRIK) Münster 
Lingener Straße 9, Hinterhaus 
4400 Münster 

Umweltzentrum Münster e.V. 
SchamhorstraBe 57 
4400 Münster 
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Aus dem Inhalt 

Lehren aus den Vorfällen an 
der Startbahn: dazu die 
wichtigsten Beiträge. 

* Was geschah genau am 
2. November? 

* Erste Reaktionen von 
Bürgerinis & Autonomen 

* Stellungnahmen von 
verschiedenen Gruppen 

* Die Berichterstattung 
in der taz 

* 22 Jahre Widerstand 
gegen die Startbahn 

Außerdem in dieser atom: 

* Herbstaktionen in 
Weckersdorf 

* Atommülltransporte 
* Weltkonferenz der 

Strahlenopfer 

atom erscheint jeden zwei- ~ 
ten Monat. Preis dieser 
1 OOseitigen Sondernummer 
Nr. 18/19: 6,- DM 
Normalpreis: 4,-, Abo 25 DM 

I Bestellungen an: 
Atom, Göttinger Arbeitskreis I 

I 
gegen Atomenergie, Post- ~ 
fach 1945, 3400 Göttingen, 
Tel. 0551/7700158 oder 
c/o Günter Garbers, Posener 

~ Str. 22, 2121 Reppenstedt 
~~~ 

Neue Broschüre: 
Kernforschungszentrum Karlsru­
he-
Schleichwege zur Atombombe ? 

Der USoGeheimdienst hat das KernfOI'SCbungszen­
trum auf seine Seilwarze Liste gesetzt: Bombenver­
diicbtig, darf nicht mit sensibler Mili· 
tirteelulologie beliefert werden. 
Damit hat der CIA Koosequeazea aus Zusammen­
bängea gezogen, die wir bierzulande mit einer neu­
en Bnlscbüre ebenfalls bekanat macbeo wollen. 
Mit seiDer WAA und dem .. ~rsuchs"-Brüter. sei· 
nen Plutoaium-\\!rbindungea nac:b Hanau, Mol 
und weltweit allen Alombombenaspirallten ist 
Karlsrube der politisch und mllltiirlscb brisante­
ste Puakt im BRD-Aiomprogramm. 
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